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Dienstleister
Landratsamt
Zur Halbzeit der Amtsperiode präsentierte
der Deggendorfer Landrat eine Zwischenbi-
lanz. Sein Wahlprogramm
ist weitgehend umgesetzt. Seite 15

Christian Bernreiter:

Brüssel gibt Kommunen
mehr Rechtssicherheit
Um u. a. die Zuständigkeit der Kommunen
zu berücksichtigen, hat die Europäische
Kommission ein neues Re -
gelwerk verabschiedet. Seite 2

Alexander Radwan:

Bürger dürfen ehrliche
Rechnung erwarten
In einem GZ-Interview machte der RBV-
Präsident deutlich, weshalb er Investitionen
in die kommunale Lei -
tungsinfrastruktur fordert. Seite 10

Klaus Küsel:

Die Vernachlässigung der
Straßen-Infrastruktur ist
kein Problem der Urlaubs-
monate allein. Insbesondere
der Schwerlastverkehr be-
lastet die Kommunen das
ganze Jahr über. Die Eng-
pässe sind nicht nur dort,
wo Autobahnen keinen
Lückenschluss haben, weiß
die Vorzimmerperle zu be -
richten.  Seite 15

„Virtuelle Behörde“ 
Partner der Kommunale

Service der Gemeindezeitung für Bayerns Kommunen
Als besonderen Service für Entscheidungsträger und
EDV-Spezialisten aus Kommunen und Behörden veran-
staltet die Bayerische Gemeindezeitung in diesem Jahr ih -
re „Zukunftswerkstatt öffentliche Verwaltung“ erstmals
im Rahmen der Kommunale 2005 am 19. und 20. Oktober
auf dem Nürnberger Messegelände.

Die Kommunale, größte Fachmesse mit Tagung für Kommu-
nalbedarf in Süddeutschland, wird damit ergänzt um den umfas-
senden Bereich der behördlichen IT-Ausstattung. Wie immer bie-
tet die „Virtuelle Behörde“ einen Überblick über das aktuelle An-
gebot an Hard- und Software für unsere Zielgruppe. In der Aus -
stellung präsentieren unsere Partner aus der Wirtschaft spezielle
Behördenlösungen. Fachvorträge und Berichte aus der Praxis so-
wie Gespräche mit Experten runden das Angebot ab. Ein Messe-
router der GZ informiert über ausgewählte Behörden-Partner auf
der Kommunale.

Erste Informationen stehen auf der GZ-Website www.gemein -
dezeitung.de zur Verfügung. Interessenten können sich bereits
jetzt unter info@gemeindezeitung.de anmelden. r

Mit 250.000 Euro dotierter E.ON Bayern-Umweltpreis erstmalig verliehen:

Elf ökologische Projekte in
Bayern ausgezeichnet 

Im Rahmen einer festlichen Veranstaltung im Deutschen Muse-
um in München hat die E.ON Bayern AG erstmals den E.ON
Bayern-Umweltpreis verliehen. Der Preis ist mit insgesamt
250.000 Euro dotiert und wird jährlich vergeben. Schirmherr ist
der bayerische Staatsminister für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Dr. Werner Schnappauf, der das Engagement
des Energiedienstleisters als „deutliches Signal für gesellschaft-
liche Mitverantwortung von Unternehmen bei der Sicherung
unserer Lebensgrundlagen“ wertete.

„Der E.ON Bayern-Preis ist
der größte Umweltpreis in Bay -
ern. Er prämiert innovative Um-
weltideen, vom Energiesparen
über die Nutzung erneuerbarer
Energien bis hin zur Gewässer -
renaturierung. Der Preis bringt
deutliche Schubkraft für den ko -
operativen Umweltschutz und
stärkt Engagement und Selbst -
verantwortung“, so der Minister
weiter. Der Vorstandsvorsitzende
der E.ON Bayern AG, Dr. Peter
Deml erklärte: „Mit dem Um-
weltpreis wollen wir ein Ausru-

fezeichen für aktives Engage-
ment setzen“. Der Preis richte
sich an Kommunen, kommunale
Einrichtungen, Vereine, Kirchen
und Bürgerinitiativen. 

Über 200 Bewerbungen 
aus allen Regionen

Insgesamt seien über 200 Be-
werbungen aus allen Regionen
Bayerns eingegangen. Eine
Fachjury habe über die Vergabe
der einzelnen Preise entschieden.

„Der Ideenreichtum für eine bes-
sere Umwelt ist groß. Wir wol -
len mit dazu beitragen, dass viele
gute Ideen auch umgesetzt wer -
den können“, so Dr. Deml.

Hauptpreis
geht nach Unterfranken

Mit dem Hauptpreis (in Höhe
von 50.000 Euro) wurde der
Markt Schöllkrippen in Unter -
franken für den Umbau eines
Freibades in ein Naturerlebnis-
bad ausgezeichnet. Ökologische
Verfahren zur Wasserreinigung
vermeiden den Einsatz von Che -
mikalien. Ein geschlossener
Wasserkreislauf mit mehreren
Regenerationsteichen und die
Nutzung örtlicher Quellen sor-
gen zudem für einen geringen 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Über einen großen Scheck in Höhe von 50.000 Euro freuten sich Umweltminister Dr. Werner
Schnappauf sowie Erster Bürgermeister Reiner Pistner und sein Stellvertreter Norbert Ries aus
dem Markt Schöllkrippen, den der Vorstandsvorsitzende von E.ON Bayern, Dr. Peter Deml
(Bildmitte) im Deutschen Museum überreichte. Die zehn weiteren Preisträger erhielten für ihr
vorbildliches Umweltengagement jeweils 20.000 Euro (Namen vgl. Seite 4). rr

Innenminister Dr. Günther Beckstein präsentiert: 

Initiative 
PPP in Bayern

„Die öffentlichen Auftraggeber wollen Investitionen
anschieben, die Bauwirtschaft will bauen. Es liegt al-
so nahe, partnerschaftlich nach neuen Wegen zu su -
chen, um mit den verfügbaren finanziellen Ressour -
cen größtmögliche Investitionserfolge zu erzielen“, so
Innenminister Dr. Günther Beckstein anlässlich einer
gemeinsamen Pressekonferenz mit dem Vorsitzenden
des Bayerischen Städtetags, Oberbürgermeister
Hans Schaidinger, dem Präsidenten des Bayerischen
Gemeindetags, Dr. Uwe Brandl und dem Hauptge-
schäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverban -
des, Gerhard Hess in München. 

Die Bayerische Staatsregie -
rung hat deshalb, unterstützt
vom Bayerischen Landtag, die
Initiative ergriffen, und Vertreter
der öffentlichen Auftraggeber,
der Bauwirtschaft, des Bayeri -
schen Obersten Rechnungshofes
und des Kreditgewerbes eingela -
den, um gemeinsam eine Positi -

on zum Thema Public-Private-
Partnership (PPP) im Bauen zu
erarbeiten. Als Ergebnis liegt ab
heute der erste Teil eines insge-
samt dreiteiligen PPP-Leitfadens

Ländlicher Raum
denkt an morgen

Wunsiedel. Mehr Mut und auch mehr Selbstbewusstsein wollen
die Vertreter des ländlichen Raumes im Freistaat künftig zeigen.
Dies wurde auf einem Fachkongress der CSU-Fraktion im
Bayerischen Landtag „Ländlicher Raum - Raum mit Zukunft“
im oberfränkischen Wunsiedel deutlich. Rund 200 Kommunal-
politiker, Verbandsvertreter und Parlamentarier diskutierten
über die Entwicklung der ländlichen Regionen im Freistaat. 

Die Stabilität dieser Räume
hat für die Weiterentwicklung
Bayerns einen sehr hohen Stel -
lenwert“, so  der Vorsitzende der
CSU-Fraktion im Bayerischen
Landtag, Joachim Herrmann.

Ballungszentren seien ohne 
ein leistungsfähiges Hinterland
nicht überlebensfähig. Es gelte
die Stärken des ländlichen
Raumes deutlicher herauszustel -
len. „Es ist die politische Her -
ausforderung schlechthin, den
Menschen in allen Teilen Bay -
erns echte Zukunftsperspektiven
bieten zu können. Gerade des-
halb müssen wir auf die demo-
grafische Entwicklung reagie -
ren“, mahnte Herrmann.“ Der
prognostizierte weitere Zuzug
aus den ländlichen Gebieten in
die Großstädte dürfe nicht als
„unabänderliches Schicksal“
hingenommen werden.

Maßgeschneiderte Konzepte

Kommunal- und Landespoli -
tik müssten Hand in Hand regio -
nal „maßgeschneiderte“ Kon -
zepte für eine positive Entwick -
lung erarbeiten. Innovation gebe
es nicht nur in den Ballungszen -
tren. Die Landespolitik werde
bei diesen Aufgaben engagierter
Partner der Kommunen sein.
Auch die Bundesebene werde
über die Bundestagsabgeordne -

ten der CSU in die Aktivitäten
für ein tragfähiges Konzept ein-
gebunden werden.

„Die ländliche Region steht
gerade dann im Mittelpunkt,
wenn wir auf das blicken, was
unser Leben lebens- und liebens -
wert macht“, so auch Markus

(Fortsetzung auf Seite 2)

Markus Sackmann mit dem CSU-Fraktionsvorsitzenden Joa-
chim Herrmann (v. l.) rr

Dr. Günther Beckstein.

vor. Der Leitfaden richtet sich
insbesondere an PPP-interessier-
te Kommunen. Er erläutert
Chancen und Risken von PPP,
dokumentiert bereits realisierte
Projekte in Bayern und gibt Hin-
weise zur PPP-Eignung von
Baumaßnahmen.

Kooperation zwischen dem
öffentlichen Sektor und der Pri-
vatwirtschaft sind nichts Neues
beim Planen und Bauen. Neu an
Public-Private-Partnership ist je-
doch, dass sich öffentliche Hand
und Private sehr langfristig, in
der Regel über mehrere Jahr-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Heinrich Lenz
94146 Hinterschmiding

am 16.8.

Bürgermeister Klaus Hofmann
97839 Esselbach

am 16.8.

Bürgermeister Heinrich Stenzel
94360 Mitterfels

am 16.8.

Bürgermeister
Heinz Henninger

90599 Dietenhofen
am 20.8.

Bürgermeister 
Herbert Schmid

87634 Obergünzburg
am 22.8.

Bürgermeister Karl Graf
82383 Hohenpeißenberg

am 24.8.

Bürgermeister
Ludwig Hofmann

97252 Frickenhausen
am 31.8.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Emil Heinemann
97526 Sennfeld

am 10.9.

Bürgermeister
Ferdinand Brandl
94551 Hunding

am 14.8.

Bürgermeisterin Rita Böhm
85125 Kinding

am 18.8.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Bauer

92331 Parsberg
am 3.9.

Oberbürgermeister
Dr. Ulrich Maly
90317 Nürnberg

am 8.8.

Bürgermeister Alois Scherer
92364 Deining Opf.

am 8.9.

Bürgermeister
Bernhard Burger

97618 Strahlungen
am 13.8.

Bürgermeister Manfred Eibl
94157 Perlesreut

am 13.8.

Bürgermeister
Ekkehard Hojer
95148 Baunach

am 24.8.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Anton Geier

85410 Haag
am 11.8.

Bürgermeister Lorenz Fuchs
84175 Schalkham

am 21.8.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Thomas Schwarzenberger
82494 Krün

am 8.8.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Friedrich Schramm
95356 Grafengehaig

Bürgermeister Gerhard Zettler
87766 Memmingerberg

am 12.8.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Landrat

Dr. Klaus-Günter Dietel
95448 Bayreuth

am 9.9.

Bürgermeister
Winfried Geppert

95659 Arzberg
am 12.8.

Landrat Dr. Max Gimple
83022 Rosenheim

am 20.8.

Bürgermeister Rudolf Reichel
95186 Höchstadt i. F.

am 24.8.

Bürgermeister Alois Hartl
83209 Vachendorf

am 31.8.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Frank Springer

84524 Neuötting
am 19.8.

Bürgermeister Alfons Wolf
94375 Stallwang

am 22.8.

Bürgermeister Josef Stark
96275 Marktzeuln

am 25.8.

Bürgermeister Karl Wolf
97350 Mainbernheim

am 26.8.

Bürgermeister
Hans-Joachim Neumann
86830 Schwabmünchen

am 26.8.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gotthard Färber

92286 Rieden
am 6.9.

Bürgermeister 
Michael Schulz

86879 Wiedergeltingen
am 7.9.

Bürgermeister Georg Heilmaier
85469 Walpertskirchen

am 9.8.

Bürgermeister Dieter Klein
92724 Trabitz

am 9.8.

Bürgermeister 
Edwin Gramlich
97244 Bütthard

am 9.9.

Landrat Luitpold Braun
82362 Weilheim

am 11.8.

Bürgermeister Josef Streicher
94551 Lalling

am 12.9.

Bürgermeister 
Valentin Weber
63846 Laufach

am 15.8.

Wir gratulieren

Ländlicher Raum ...
(Fortsetzung von Seite 1)
Sackmann, der stellvertretende
Vorsitzende der CSU-Landtags -
fraktion, der das Thema feder-
führend in der Fraktion bearbei-
tet. Sackmann, wie auch der
Bayerische Landtagspräsident
Alois Glück, hoben hervor, dass
Selbstbewusstsein und Selbst-
verantwortung der Menschen in
den ländlichen Räumen gestärkt
werden müssten. Die Stärken der
ländlich geprägten Gebiete seien
in der öffentlichen Wahrneh-
mung oft weniger präsent als in
der Realität.  Professor Holger
Magel, Präsident der Bayeri-
schen Akademie Ländlicher
Raum, regte an, mehr die positi-
ven Ansätze zu sehen. „Think
globally, act locally, plan regio-
nally“, also, „denke global,
handle lokal und plane regional“,
hätte zunächst nichts mit der
Verteilung von Fördergeldern zu
tun. Der ländliche Raum sei
ebenso wie die Städte in der La-
ge, Cluster zu bilden und wirt-
schaftlich innovativ zu sein.   

Diskussionsreihe im Herbst 

Die Veranstaltung in Ober-
franken bildete den Auftakt zu
einer Reihe weiterer Initiativen
der Fraktion, in denen sich die
CSU-Politiker intensiv mit dem
Thema beschäftigen wollen.
Fraktionsvorsitzender Herrmann
kündigte an, die Diskussionsrei-
he im Herbst fortzusetzen. Wei-
tere Informationen zum Kon-
gress unter www.csu-landtag.de.

Finanzierung der Daseinsvorsorge:

Brüssel gibt Kommunen 
mehr Rechtssicherheit 

Von Alexander Radwan, MdEP
Inwieweit die Dienste der Daseinsvorsorge vom Europäischen
Wettbewerbsrecht betroffen sind, war bisher unklar. Zwar
stand für die Kommunen seit dem Altmark Trans Urteil des Eu -
ropäischen Gerichtshofs fest, dass Beihilfen im Bereich der Da-
seinsvorsorge in bestimmten Fällen nicht mehr von der Eu -
ropäischen Kommission genehmigt werden müssen. Unklar
blieb, bis zu welcher Höhe dies gelten soll und unter welchen
Bedingungen die Kommission dennoch Beihilfen, die nicht den
Kriterien des Altmark Trans Urteils entsprechen, genehmigen
muss.

Um auf der einen Seite die Zu -
ständigkeit der Kommunen zu
berücksichtigen und auf der an -
deren Seite Gleichheit zwischen
öffentlichen sowie privaten Un-
ternehmen zu schaffen, hat die
Kommission Ende Juli ein neues
Regelwerk zu den staatlichen
Beihilfen verabschiedet. 

Rechtsrahmen 
für staatliche Beihilfen

Das so genannte Monti Paket,

benannt nach dem ehemaligen
Wettbewerbskommissar Mario
Monti, soll einen Rechtsrahmen
für staatliche Beihilfen schaf -
fen, ohne in die originäre Zu-
ständigkeit der Kommunen ein-
zugreifen. Danach ist es Sache
der Mitgliedstaaten bzw. der
Regionen, die Dienste der Da-
seinsvorsorge selbst zu definie-
ren. „Wir glauben nicht, dass
die Kommission definieren soll,
was öffentliche Dienstleistung
ist“, sagte Wettbewerbskom-
missarin Nellie Kroes anläss-

lich der Veröffentlichung des
Maßnahmenpakets in Brüssel.

Das Monti Paket besteht aus
drei Teilen: einer Kommissions-
entscheidung, einem Gemein -
schaftsrahmen für staatliche Bei -
hilfen und der Änderung der
Transparenzrichtlinie. Mit dem
Paket setzt die Kommission in
einem ersten Schritt den Akti -
onsplan „Staatliche Beihilfen“
um, den sie Anfang Juni diesen
Jahres bekannt gegeben hatte.
Sie plant, das gesamte Beihilfen -
recht einer umfassenden Reform
zu unterziehen. Kernpunkte die-
ser Reform, die sich über fünf
Jahre erstrecken soll, ist die Re-
duzierung der staatlichen Beihil -
fen sowie die Vereinfachung der
Beihilfeverfahren. Die Betriebe
sollen von unnötiger Verwal -
tungsarbeit entlastet werden. 

Zentrale Forderungen 
der CDU/CSU-Gruppe

Positiv zu bewerten ist, dass
die Kommission in das Maßnah -
menpaket zentrale Forderungen
der CDU/CSU-Gruppe über -
nommen hat. So enthält das
Monti Paket keine Vorgaben zur
Definition und Ausgestaltung
der Daseinsvorsorge. Außerdem
werden durch die Festsetzung
der Schwellenwerte 90 % der
kommunalen Unternehmen in
Bayern abgedeckt. Beihilfen für

kleine Dienstleister mit einem
Jahresumsatz von weniger als
100 Millionen Euro vor Steuern
müssen künftig nicht in Brüssel
genehmigt werden, wenn die
staatlichen Ausgleichszahlungen
30 Millionen Euro im Jahr nicht
überschreiten. Krankenhäuser,
sowie der soziale Wohnungsbau
und Flug- und Schiffsverbindun-
gen zu entlegenen Inseln sind
überhaupt nicht an Schwellen-
werte gebunden. Diese Beihilfen
müssen selbst dann nicht von der
Kommission genehmigt werden,
wenn die Begünstigten über der
Umsatzgrenze liegen und mehr
als 30 Millionen Euro jährlich an
staatlichen Beihilfen erhalten. 

lung besagt lediglich, dass diese
Unternehmen nicht an die
Schwellenwerte gebunden sind.
In letzter Konsequenz sind die
Zahlungen aber nur dann nicht
notifizierungspflichtig, wenn
diese Unternehmen die Anforde-
rungen erfüllen, die die Kom-
missionsentscheidung vorgibt. 

Kontrollen

Danach dürfen die Zahlungen
nur zur tatsächlichen Kosten -
deckung dienen, inklusive einer
angemessenen Gewinnspanne.
Um sicher zu stellen, dass keine
Überkompensierung vorliegt,
müssen die Mitgliedsstaaten in
regelmäßigen Abständen Kon -
trollen durchführen. Zu viel ge-
zahlte Ausgleichszahlungen sind
von dem Unternehmen zurück -
zufordern. Es ist zu erwarten,
dass die Kommission einen
strengen Blick auf die Einhal -
tung dieser Anforderungen ha -
ben wird. So hat sie bereits die
Einleitung von Untersuchungen
über Beihilfen für Krankenhäu -
ser in mehreren Mitgliedsstaaten
angekündigt, darunter auch
Deutschland. 

Behinderteneinrichtungen
wettbewerbsrelevant

Zu kritisieren ist, dass die
Kommission die Tätigkeit von
Behinderteneinrichtungen und
sozialen Diensten als wirtschaft -
lich und damit als wettbewerbs-
relevant betrachtet, auch wenn
diese meist unterhalb der
Schwellenwerte liegen. Das
zeigt die fehlende Freistellung
von der Notifizierungspflicht.
Hier wurden zentrale Forderun -
gen der CDU-/CSU Gruppe
nicht übernommen, die sich auch

Alexander Radwan ist wirt-
schaftspolitischer Sprecher
der EVP-ED Fraktion im Eu -
ropäischen Parlament. rr

weiterhin für eine völlige Frei-
stellung dieser Dienste einsetzen
wird. 

Der Gemeinschaftsrahmen ist
dagegen insgesamt ein Schritt in
die richtige Richtung. Er stellt
klar, unter welchen Vorausset-
zungen staatliche Beihilfen für
größere Dienstleister mit  einem
Jahresumsatz über 100 Millio-
nen Euro im Jahr genehmi-
gungsfähig sind. Da bei diesen
Größenordnungen die Gefahr 
einer Wettbewerbsverzerrung
größer ist als bei kleinen Dienst-
leistern, müssen die EU- Staaten
diese Zahlungen in Brüssel ge-
nehmigen lassen. Erfasst werden
aber nur diejenigen Unterneh-
men, die nicht die Kriterien des
Altmark Trans Urteils erfüllen.
Beihilfen für diese Unternehmen
sind nur dann mit dem europäi-
schen Wettbewerbsrecht verein-
bar, wenn die Zahlungen trans -
parent erfolgen und keine Über-
kompensierung vorliegt. Aller-
dings wäre aus Sicht der CDU/
CSU Gruppe eine explizite Klar-
stellung wünschenswert gewe-
sen, was die Kriterien des Alt-
mark Urteils im Einzelnen be-
deuten. Hier benötigen die Kom -
munen mehr Rechtssicherheit. 

Transparenzrichtlinie

Die Transparenzrichtlinie, die
die Kommission im dritten Teil
des Maßnahmenpakets geändert
hat, ist bereits vor einigen Jahren
in Kraft getreten. Allerdings
wurde sie von den Mitgliedsstaa-
ten mangelhaft umgesetzt. Un-
ternehmen, die staatliche Beihil-
fen erhalten, sind deshalb durch
die Änderung nun ausdrücklich
dazu verpflichtet, öffentliche
Dienste und private Geschäfte in
der Buchhaltung klar zu trennen. 

Das neue Maßnahmenpaket ist
insgesamt als Schritt in die rich-
tige Richtung zu bewerten, wenn
auch noch nicht alle Bereiche
abschließend geklärt sind. Es
lässt den Mitgliedsstaaten Spiel-
raum bei der Umsetzung. Den-
noch ist es wichtig, dass die
CDU-/CSU Gruppe nun darauf
achtet, dass der Rechtsrahmen
eng genug gefasst wird. Die
Kommission darf  nicht in die
Zuständigkeit der Kommunen
eingreifen. Hier wird auch die
neue Bundesregierung gefordert
sein, sich für die Anliegen der
Landkreise, Städte und Gemein-

Was auf den ersten Blick
großzügig erscheint, ist jedoch
kein Persilschein für die genann-
ten Unternehmen. Die Freistel-

Forderungskatalog des DStGB:

Kein Aufschwung ohne starke Kommunen
Klar formulierte Forderungen an die neue Bundesregierung
und den Bundestag stellten der Präsident des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes, der Bergkamener Bürgermeister Roland
Schäfer, und DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg
im Rahmen einer Pressekonferenz in Berlin. Dabei machten sie
deutlich, dass es nur mit starken Kommunen Wachstum und da-
mit Arbeitsplätze geben werde. Nötig sei „eine grundlegende Re-
form des Staates, die sicherstellt, dass endlich Einnahmen und
Ausgaben wieder in einem vernünftigen Verhältnis stehen“.

„Wir können es uns nicht
mehr leisten, die gigantischen
Schuldenberge von Bund, Län -
dern und Gemeinden in Höhe
von fast 1,4 Billionen Euro wei -
ter aufzuhäufen. Wenn hier keine
Trendwende erfolgt, wird der
Staat handlungsunfähig. Die
Hoffnung der Bürger auf eine
bessere Zukunft und damit das
notwendige Aufschwungsignal
schwindet“, erklärte Schäfer. Die
Kraft der Kommunen, endlich
wieder mehr zu investieren und
damit Arbeitsplätze vor Ort zu
schaffen, sei erschöpft. Die Inve-
stitionsquote sei seit 1992 von
33,5 Mrd. auf 19,7 Mrd. Euro
um 40 Prozent gesunken - „mit
verheerenden Auswirkungen für
den Arbeitsmarkt“. Notwendig
seien deshalb grundlegende Re-
formen, die die staatlichen Auf -
gaben und damit die Ausgaben
zurückführen. Leider geschehe
hier viel zu wenig. 

Zunehmende 
Politikverdrossenheit

Vor dem Hintergrund, „dass
wir nicht weniger, sondern im-
mer mehr Gesetze machen“ und
die Politik pausenlos neue Leis-
tungen verspreche, ohne die Fi-
nanzierung sicherzustellen, be -
steht laut Dr. Gerd Landsberg die
Gefahr, dass die Politikverdros-
senheit der Menschen zunimmt
nach dem Motto „Die da oben
können es nicht“. Die Politik
müsse deshalb ihre zu einseitige
Ausrichtung auf die Wirtschaft
zurücknehmen und sich mehr
darauf konzentrieren, was die
Bürgerinnen und Bürger vom
Staat in ihren Städten und Ge -
meinden erwarten können und
dürfen. 

Subventionen 
und Vergünstigungen 
auf dem Prüfstand

Auf der Grundlage eines um -
fassenden Forderungskatalogs
des DStGB plädierten Schäfer
und Landsberg insbesondere für
folgende Schritte: 
l Benötigt wird eine grundle-
gende Reform des Steuersys-
tems. Alle Subventionen und
Vergünstigungen müssen auf
den Prüfstand, damit die für den
Bürger und den Sozialstaat wirk-
lich notwendigen Leistungen
dauerhaft finanziert werden kön-
nen, ohne immer neue Schulden
zu machen. 
l Die Gewerbesteuer bleibt für
die Kommunen unverzichtbar.
Als wirtschaftskraftbezogene
Steuer mit Hebesetzrecht ist sie
derzeit ohne Alternative. 
l Der Föderalismus muss refor-
miert werden. Die heutige Aus -
prägung blockiert schnelle politi-
sche Entscheidungen, führt zur
mehr Bürokratie und verspielt
das Vertrauen der Bürgerinnen
und Bürger in die politische Ge-
staltung. Ins Grundgesetz gehört
das Prinzip, „Wer bestellt, der
bezahlt“ und ein Gesetzgebungs -
mechanismus nach österreichi-
schem Vorbild der sicherstellt,
dass nicht eine Ebene im Staat
zu Lasten einer anderen politi-
sche Wohltaten verteilt. 
l Die eingeleitete Arbeitsmarkt-
reform muss weiterentwickelt
werden. Die Zusammenführung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
war richtig. Die Politik muss sich
allerdings mehr auf die Schaffung
neuer Arbeitsplätze konzentrie-
ren. Die beste Arbeitsverwaltung
kann keine Arbeitsplätze vermit-
teln, wenn es keine Stellen gibt. 

l Der von der Bundesregierung
eingeschlagene Weg, den Ar-
beitsgemeinschaften aus Kom-
mune und Bundesagentur mehr
Kompetenzen einzuräumen, ist
richtig und muss konsequent
umgesetzt werden. Auch eine
neue Bundesregierung bleibt im
Wort, die Kommunen durch die
Zusammenführung von Arbeits-
losenhilfe und Sozialhilfe dauer -
haft um jährlich 2,5 Mrd. Euro
zu entlasten. 
l Durch echten Bürokratieab -
bau muss die Handlungsfähig -
keit der Kommunen gestärkt
werden. Hier liegt ein enormes
Einsparpotenzial. Es gibt zu vie-
le Gesetze, Verordnungen und
Erlasse, die ein hohes Niveau
diktieren, das nicht mehr zu fi -
nanzieren ist. Im Zweifel muss
der Grundsatz gelten: Vorrang
für Arbeitsplätze und Verzicht
auf die Regelung. 
l Gerade die Kommunen sind
aufgrund ihrer Bürgernähe in der
Lage, sinnvolle Bürokratie von
sinnloser zu unterscheiden. Er-
forderlich sind z. B. Experimen -
talregionen, in denen die Kom-
munen in Abstimmung mit den
Institutionen der Wirtschaft auf
überflüssige Bürokratie verzich -
ten dürfen. Ausgewählte Kom-
munen sollten von staatlichen
Vorschriften freigestellt werden. 
l Im Sozialrecht (Arbeitslosen -
geld II) muss der Bedarfs-
deckungsgrundsatz zurückge -
führt und die konsequente Pau -
schalierung gefördert werden.
Damit würden viele bürokrati -
sche Einzelentscheidungen ent -
fallen. Die Arbeitsverwaltung
hätte mehr Kapazität für die ech -
te Betreuung und Vermittlung
von Arbeitslosen. 
l Im Rahmen des Bürokra -
tieabbaus muss insbesondere
auch das Vergaberecht deutlich
verschlankt werden; es ist zu
bürokratisch und verhindert In-
vestitionen. So darf z.B. die Zu -
sammenarbeit selbst kleinster
Gemeinden nicht mit europawei -
ten Ausschreibungspflichten er -
schwert werden. DK
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Seit Willy Brandt 1969 ne-
ben der Ostpolitik die „Re-
formpolitik“ der sozial-libe-
ralen Koalition zum Gegen-
stand seines Regierungshan-
delns gemacht hat, ist der
Drang nach Reformen bei
vielen Politikern unstillbar.

Unbestreitbar ist, daß Neue-
rungen im gesellschaftlichen,
politischen und ökonomi-
schen Bereich auch unver-
zichtbar sind. 

Manchmal allerdings hat
man den Eindruck, daß Din-
ge reformiert werden, die oh-
ne diese Bemühungen minde-
stens genau-
so gut wären.
Dazu zählt
auch die
Rechtschreib-
reform!

Ein Schüler, zum Beispiel
in Neu-Ulm, steht jetzt vor
der für ihn wohl erstaunli-
chen Situation, daß er ab
dem 1. August für Fehler in
seiner Rechtschreibung nicht
einstehen muß, die seinem
Freund aus Ulm angekreidet
werden. Sollte er trotzdem in
einem Gespräch mit diesem
Klarheit schaffen, stürzt er
womöglich nach seiner
Heimkehr in neue Zweifel.
Dies könnte dann der Fall
sein, wenn sein Vater eine be-
deutende überregionale Zei-
tung liest, die die alte Ortho-
graphie beibehalten hat.

Seine Verwirrung dürfte
vollkommen sein.

Der Versuch, die Recht -
schreibung staatlicherseits
neu zu ordnen, war von An -
fang an problematisch. Der
vernünftige Ansatz, unserem

f r ü h e r e n
Kultusmini-
ster Zehet -
mair das
Rückrudern
zu übertra-

gen, ist zu loben. Noch klüger
wäre es allerdings gewesen,
wenn die deutschen Kultus-
minister sich hätten dazu
durchringen können, das
Ganze weitgehend über Bord
zu werfen. Dann könnten wir
wenigstens unseren alten Du-
den wieder benützen und
wüßten, wie man richtig
schreibt.

KolumneGZ Luitpold Braun

Rechtschreibre -

form gehört 
über Bord gewor -
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Bayerischer Museumstag in Amberg:

Museen im Wandel
Rund 300 Experten trafen sich beim 13. Bayerischen Museums-
tag in Amberg unter dem Motto „Blick nach vorn - Museen und
Gesellschaft von morgen“, um sich mit Erfolgen und Herausfor-
derungen für die bayerischen Museen auseinanderzusetzen. Or-
ganisiert wurde die größte Museumsfachtagung im deutsch-
sprachigen Raum von der Landesstelle für die nichtstaatlichen
Museen. Sie unterstützt und berät den zahlenmäßig größten Teil
der Museen, den Kommunen, Landkreise, Vereine, Stiftungen,
Privatleute usw. betreiben.

Eröffnet wurde der Museums-
tag traditionell mit dem Kennen -
lernen der gastgebenden Stadt,
wobei das ebenso aktive wie at -
traktive Amberger Stadtmuseum
im Mittelpunkt des Interesses
stand. Der Leiter der Landesstel -
le, Dr. York Langenstein, be -

Sammlungskonzept
Museen benötigten ein strin-

gentes Sammlungskonzept, vor
allem auch im Hinblick auf die
weitere Sammlungstätigkeit. Zu-
dem bräuchten sie ein klares
Profil, „wenn sie sich der Öffent-

lichkeit nicht als Ge-
mischtwarenladen vermit-
teln wollen“. Insofern er-
scheint Langenstein die
Erarbeitung von Leitlini-
en, die sich auch zur
Sammlungskonzeption
äußern, ein wichtiger
Schritt „als Orientierungs -
hilfe nach innen und als
Schärfung des Profils nach
außen“.

Besucherorientierung

Die Leistungen der über
1.000 bayerischen nicht-
staatlichen Museen wür-
digte Kunstminister Tho-
mas Goppel. Sie seien
fester Bestandteil der re-
gionalen Identität und zö-
gen zugleich überregiona-
le Aufmerksamkeit an.
Das Thema des Museums-

tags verweise auf die neuen Her-
ausforderungen, denen sich die
Museen in Zukunft stellen müs -
sen. Diese sieht der Minister in
Zeiten allgegenwärtiger Medien-
präsenz und umfassender Frei-
zeitangebote vor allem in einer
noch besseren Besucherorientie-
rung. 

Hierbei hob er die Errungen-
schaften im Bereich der integrier-

ten Museumspädagogik und di -
daktik hervor. „Die Museen se -
hen sich als Einrichtungen, die
Neugier wecken und Fragen be -
antworten und sprechen ein brei -
tes Publikum mit ganz unter -
schiedlichen Erfahrungen, Kennt -
nissen und Interessen an“, erklär -
te Goppel.

Museumspädagogik

Es gebe viele sehr gute Bei -
spiele, die zeigten, dass sich eine
attraktive, lebendige Präsentation
einerseits und eine seriöse Infor -
mation andererseits nicht aussch -
ließen. „Dass die bayerischen
Museen jährlich über 20 Millio -
nen Besucher verzeichnen, zeigt,
wie erfolgreich sie der immer
größer werdenden Konkurrenz an
kulturellen und Freizeitangebo -
ten trotzen“, so Goppel.

Prof. Dr. Christoph Stölzl,
Berlin, eröffnete seinerseits mit
einem fulminanten Vortrag zur
Stellung und Zukunft der Mu-
seen den Reigen der Fachrefera -
te, die sich u. a. den Themen -
komplexen Strukturwandel, re -
gionale Museumsplanung, Mu-
seen in der kommunalen Kultur -
arbeit, bürgerschaftliches Enga -
gement oder Leitbild als Instru-
ment zur Standortbestimmung
und Profilierung widmeten.  

Symbiosen nutzen
Dr. Erich Schneider, Leiter

der Städtischen Sammlungen
Schweinfurt, betonte, „dass wir
in Schweinfurt ‚Industrie &
Kunst’ nicht als Gegensatzpaar
auffassen, sondern als glückliche
Symbiose zweier unterschiedli-
cher Partner“. Die Schweinfur -
ter Großbetriebe lebten und ent-
wickelten sich weiter. „Sie
schufen und schaffen jedoch ein
wesentliches Fundament dafür,
dass sich neben dieser Welt der
Arbeit auch eine Welt der Kunst
entwickelt“, erklärte Schneider.
Museen wie die Bibliothek Schä-
fer, das Museum Georg Schäfer
oder auch die neu zu errichtende
Kunsthalle im Ernst-Sachs-Bad
seien unmittelbar aus diesem
Nährboden erwachsen. Sie trügen
dazu bei, dass viel mehr Men-
schen als bisher Schweinfurt
nicht alleine mit Industrie, son-
dern auch mit Kunst assoziieren.

Knappe Ressourcen nutzen

Am Beispiel Neumarkt i. d.
Opf., einer Kreisstadt mit rund
40.000 Einwohnern, zeigte die
Leiterin des Kulturamts, Dr. Ga-
briele Moritz auf, dass gerade
dort die musealen Aktivitäten
wichtige, ja fast unverzichtbare
Komponenten der kommunalen
Kulturverwaltung darstellen. Sie
werden aktiv vom Kulturamt,
aber auch von der gesamten Ver-
waltung mit Rat und Tat unter-
stützt. Beide Neumarkter Mu-

Bayerischer Innovationsring:

Organisationsmodelle für Behörden
Projektgruppe tagte in Schweinfurt

Der Bayerische Innovationsring besteht aus 21 „reformfreu-
digen“ Landkreisen, die es sich zum Ziel gesetzt haben, die
Verwaltung zu modernisieren. Zu Beginn dieses Jahres wur-
den Projektgruppen gegründet - mit klaren Aufgaben: inter-
kommunaler Leistungsvergleich, Modernisierung des Rech-
nungswesens, Einführung bzw. Feinschliff betriebswirtschaft -
licher Systeme, vergleichende Untersuchung kostenträchtiger
Leistungsbereiche und eGovernment (Geschäftsprozesse mit
Hilfe der EDV erleichtern).

Die Projektgruppe, die ein Or-
ganisationsmodell für Land -
ratsämter bzw. einen Muster-
geschäftsverteilungsplan ent -
wickelte, traf sich kürzlich im
Landratsamt Schweinfurt. Dabei
wurde ein Detailvorschlag zur
Aufgabenzuordnung für die Or-
ganisationseinheiten sowie die
organisatorischen Auswirkun -
gen der Einführung betriebswirt -
schaftlicher Elemente behandelt.

Der Landkreis Schweinfurt
engagiert sich in folgenden Pro-
jekten bzw. Projektgruppen:
l Modernisierung des kommu-
nalen Rechnungswesens durch
Umstieg auf eine doppische
Buchführung,
l Einführung betriebswirt-

schaftlicher Elemente,
l Mitwirkung an konkreten
Fragestellungen im Bereich
eGovernment,
l Erarbeitung eines künftigen
Organisationsmodells für Land-
ratsämter - Mustergeschäftsver-
teilungsplan,
l Ideen- und Beschwerdemana-
gement.

Modernisierungsschub

Durch das Engagement des In-
novationsrings ist es gelungen,
einen Modernisierungsschub in
den bayerischen Städten und Ge-
meinden zu bewirken. Praxisori-
entierung war oberstes Ziel: von
Praktikern für Praktiker.

Beispiel Landratsamt
Schweinfurt 

Das Landratsamt Schweinfurt
hat bereits im Jahr 2002 nach ge -
nauer und zielstrebiger Vorberei -
tung eine Neuorganisation seiner
Verwaltungsstrukturen durchge -
führt. Ziel war eine wirtschaftli -
chere Aufgabenerledigung, ver -
bunden mit einer größeren Bür-
gerfreundlichkeit. Hierbei wur-
den kleinere Sachgebiete ver -
größert bzw. zusammengelegt,
um eine gleichmäßigere Auslas-
tung der Mitarbeiter zu erreichen
und Leistungsspitzen abzufan -
gen. Ein weiterer Grund ist die
bestmögliche Sicherstellung der
Vertretung und damit insgesamt
eine bessere Effizienz sowie ein
ökonomischerer Einsatz der Res-
sourcen. Deren Bündelung hat
straffere Abläufe, kürzere Ent -
scheidungswege, aber auch kla -
re Verantwortlichkeiten erge -
ben. Dabei hat die Zufriedenheit
der Kunden natürlich oberste
Priorität. r

merkte, dass mehr denn je die
Museen gefordert seien, ihre
Aufgaben und Leistungen in
nachvollziehbarer Weise darzu -
stellen. Vor diesem Hintergrund
„sind wir gut beraten, inhaltliche
und organisatorische Kriterien
qualifizierter Museumsarbeit zu
entwickeln, bevor uns von politi -
scher Seite Ziele und Maßstäbe
vorgegeben werden“.

Tagung des Innovationsrings: Die Zufriedenheit der Kunden
hat oberste Priorität. rr

gramm durch die Bekanntgabe
des Preisträgers des Bayerischen
Museumspreises 2005 durch
Walter Lechner, Mitglied des
Vorstandes der Versicherungs-
kammer Bayern. Die von ihr
1991 ins Leben gerufene Aus-
zeichnung ging an den Kultur-
speicher Würzburg. Der Preis,
der alle zwei Jahre an ein nicht -
staatliches Museum verliehen
wird, ist mit 10.000 Euro dotiert,
die für die Anschaffung eines
oder verschiedener Ausstel -
lungsobjekte verwendet werden
sollen. Entscheidende Kriterien
für die Wahl des Würzburger
Kulturspeichers waren dessen
qualitätvolle Architektur, die ei -Gemeinsame Freude über den Bayerischen Museumspreis: Dr.

Marlene Lauter, Direktorin des Museums im Kulturspeicher
Würzburg, und Sponsor Walter Lechner, Mitglied des Vorstan -
des der Versicherungskammer Bayern. rr

seen, das Stadtmuseum und das
2004 eröffnete Kunstmuseums
Lothar Fischer, arbeiteten aber
auch eng zusammen, nicht zu-
letzt auch deshalb, um die beson-
ders im Museumsbereich äußerst
knappen Personalressourcen und
Finanzmittel abzufangen und zu
kompensieren.

Bayerischer Museumspreis

Aufgelockert wurde das hoch-
karätig besetzte Vortragspro-

nen städtebaulichen Akzent setzt
wie auch die vorbildlichen Mu-
seumspädagogik, die nicht zu-
letzt durch 70 ehrenamtliche
Mitarbeiter möglich ist. Dane-
ben ist die dichte Vernetzung des
Kulturspeichers im Würzburger
Stadtleben beispielhaft. 

Exkursionen zu verschiedenen
Museen in der Umgebung Am-
bergs zeigten schließlich, dass
sich die Museen erfolgreich um
ein eigenständiges Profil
bemühen und unter anderem mit
einer ansprechenden Präsentati-
on ihrer Objekte wie auch attrak-
tiven Angeboten für Besucher
ihren Stellenwert in der Gesell-
schaft festigen wollen.           DK

Dr. Thomas Goppel. rr

Bund-Länder-Gemeinschaftsinitiative:

Soziale Stadt 
Beckstein: „Über 18 Millionen Euro staatliche Finanzhilfen“
„Mit staatlichen Finanzhilfen

der Städtebauförderung von über
18 Millionen Euro für die „Sozia-
le Stadt“ in diesem Jahr können
wichtige Projekte in den Stadtge-
bieten mit besonderem Entwick -
lungsbedarf weitergeführt wer -
den“, teilte Innenminister Dr.
Günther Beckstein mit. Gemein -
sam mit dem kommunalen Eige-
nanteil stehen für das Programm-

jahr 2005 somit knapp 30 Millio-
nen Euro für Investitionen in den
Stadtteilen zur Verfügung. 

In diesem Jahr konnten weite-
re Stadtgebiete, nämlich in den
schwäbischen Städten Donau-
wörth, Öttingen und Neu-Ulm,
neu in das Programm aufgenom -
men werden. Insgesamt nehmen
somit in Bayern aktuell 42 Kom -
munen mit 52 Programmgebie-
ten in allen Regierungsbezirken
an der Bund-Länder-Gemein-
schaftsinitiative „Soziale Stadt“
teil. Das Programm verfolgt das
Ziel, die Lebenssituation der
Bürger in Innenstädten und
Stadtquartieren mit städtebauli-
chen, sozialen und wirtschaftli-
chen Problemen nachhaltig auf-
zuwerten. Die Einbeziehung der
Bürger in die Planungsprozesse
und die Umsetzung der Projekte
ist ein wesentliches Merkmal der
integrierten Ansätze des Pro-
gramms. „Die Bündelung von
Aktivitäten und unterschiedlich-
sten Förderprogrammen in die-
sen Soziale-Stadt-Gebieten führt
zu sichtbaren und spürbaren Ver-
besserungen für die Quartiere
und somit für die dort lebenden
Menschen“, so Beckstein. r



K O M M U N A L E  P R A X I S4 GZ04. 08. 2005

(Fortsetzung von Seite 1)
zehnte, vertraglich aneinander
binden. Die öffentliche Hand
vergibt Bau- und Dienstleistun -
gen über den gesamten Lebens-
zyklus einer Immobilie in einem
Gesamtauftrag, von der Planung
über den Bau, den Betrieb und
den Bauunterhalt bis zur Verwer -
tung. „Bei der Entscheidung für
Public-Private-Partnership oder
für eine konventionelle Lösung
müssen wir uns immer darüber
im Klaren sein, dass PPP nicht
bedeutet, dass wir ohne Geld
bauen können. Sonderfinanzie -
rungsformen schaffen grundsätz-
lich keine zusätzlichen Haus-
haltsspielräume, sondern ver -
schieben die Finanzierungslasten
ebenso wie die herkömmliche
Kreditfinanzierung in die Zu -
kunft. Daher werden bei einer
Haushaltslage, die eine Kreditfi -
nanzierung nicht zulässt, in aller
Regel auch keine kreditähnli -
chen Rechtsgeschäfte im Rah -
men von PPP-Modellen möglich
sein. PPP-Modelle müssen in je-
dem Einzelfall ein mindestens
ebenso wirtschaftliches Ergebnis
erzielen, wie herkömmliche Ver -
fahren. Die Praxis muss zeigen,
inwieweit PPP die erwarteten
Effizienzvorteile gegenüber den
herkömmlichen Verfahren
tatsächlich erbringen kann“,
führt Beckstein aus. 

Wichtige Chance, 
aber keine Patentlösung

„Der Bayerische Städtetag
sieht in PPP-Modellen eine
wichtige Chance, keinesfalls
aber eine Patentlösung zur Kon -
solidierung der Kommunalhaus-
halte. PPP-Projekte können im
Einzelfall sinnvoll sein, um In-
vestitionen rasch, effizient und

mit geringen finanziellen Mitteln
zu mobilisieren. Den an PPP-in-
teressierten Kommunen muss es
erleichtert werden, solche Pro-
jekte anzugehen“, so Schaidin-
ger. Dazu Brandl: „Der PPP-
Leitfaden ist ein Türöffner auch
für PPP-Projekte in kleinen Ge-
meinden, dem der Freistaat im
Haushalts- und Förderrecht die
noch notwendigen Schritte fol-
gen lassen muss“.

Pilotprojekte

Die Oberste Baubehörde führt
derzeit mehrere PPP-Pilotpro-
jekte im staatlichen Hochbau
und Straßenbau durch. Die lau-
fenden Projekte in Bayern zei-
gen, dass Public-Private-Part-
nership bereits unter den heute
bestehenden rechtlichen Rah-
menbedingungen möglich ist.
Beckstein: „Es gilt nun, auch im
kommunalen Bereich Erfahrun-
gen mit PPP zu sammeln. Dazu
sollen die beiden weiteren ge-
planten Teile des Leitfadens den
Kommunen Hilfestellungen bie-
ten, ohne in ihre Kompetenzen
einzugreifen“. Hess betont: „Die
bayerische Bauindustrie tritt für
die zeitnahe Inangriffnahme
möglichst zahlreicher PPP-Pro-
jekte im staatlichen, aber vor al-
lem im kommunalen Bereich
ein. Wir brauchen Projekte, wo
in jeder Hinsicht PPP-Erfahrun-
gen gesammelt werden können“.

Die Oberste Baubehörde un-
terstützt in Zusammenarbeit mit
dem Finanzministerium, den
kommunalen Spitzenverbänden
und der Bauwirtschaft die PPP-
interessierten Kommunen. Der
Leitfaden und weitere Informa-
tionen zum Thema sind unter
http://www.ppp.bayern.de im In-
ternet abrufbar. r

(Fortssetzung von Seite 1)
Wasserverbrauch. Das Naturer -
lebnisbad Markt Schöllkrippen
ist ein Musterbeispiel für natur-
nahe Badenanlagen.

Zehn weitere Preise (in Höhe
von je 20.000 Euro) erhielten
folgende Projekte:
l Die Katholische Kirchenge -
meinde Gräfendorf (Unterfran -
ken) hat im Rahmen der Sanie -
rung der Schutzengelkirche die
Energieversorgung des Gebäu -
des auf umweltschonende Lö -
sungen umgestellt. Durch eine
Kombination von Wärmepum-
pe, Wärmedämmung, solarer
Einbindung und Energierückge-
winnung wurde der Heizenergie-
bedarf drastisch gesenkt. 
l Die Umweltstation Lias-Gru -
be Unterstürmig e.V. (Oberfran -
ken) hat ein Umweltzentrum für
regenerative Energie und Haus-
technik entwickelt. Dort sollen
neue Methoden der Energiever -
sorgung und Bautechnik/Bau -
biologie gezeigt werden. Haupt -
aufgabe ist die Umweltbildung
für alle Altersgruppen anhand
praktischer Maßnahmen.
l Der Geo-Park Hirschau-
Schnaittenbach (Oberpfalz)
plant einen Industriepfad, der die
Öffentlichkeit auf die Nachhal -
tigkeit von Landschaftsnutzung,
Landschaftspflege und Natur-
schutz hinweisen soll.
l Mit dem Bau einer Biomasse-
Heizanlage (320 kW) für ein
ganzes Dorf verbindet der Markt
Lauterhofen (Oberpfalz) regene-
rative Energieerzeugung und
Wärmeversorgung. Durch den
Einsatz des nachwachsenden
Rohstoffes Holz aus dem Land -
kreis Neumarkt in der Oberpfalz
werden regionale Kreisläufe ge-
schaffen.
l Der Bayerische Trachtenver -
band e.V. plant die umweltscho -
nende Sanierung des Pfarrhofes
Holzhausen (Niederbayern). Im
Rahmen der Renovierung wird
ein Blockheizkraftwerk einge -
setzt. Der Einsatz nachwachsen -
der Rohstoffe wie Holz und
Rapsöl führt zu geringerem

Schwefeldioxid-Ausstoß und
CO2-Neutralität.
l Die Gemeinde Spiegelau
(Niederbayern) hat mit dem Um -
bau eines Freibades naturnahe
Bademöglichkeiten geschaffen.
Auch hier wird völlig auf den
Einsatz von Chemikalien zur Ba-
dewasseraufbereitung verzichtet.
l Mit dem Bau einer Anlage
zur solaren Klärschlammtrock-
nung reduziert der Markt Weg-
scheid (Niederbayern) das
Transportvolumen anfallenden
Klärschlamms. Mit der Anlage
wird ein Trockensubstanzgehalt
von bis zu 90 Prozent erzielt. Die
Trockensubstanz wird ansch-
ließend zur Energiegewinnung
eingesetzt.

vDie Stadt Osterhofen (Nie-
derbayern) vermindert mit der
Renaturierung des Herzogba-
ches die Hochwassergefahr und
schafft naturnahen Lebensraum.
Durch abwechslungsreiche Ge-
staltung des Bachbettes und der
Uferbereiche wird neuer Lebens -
raum geschaffen. Tümpel wer-
den als Laichbiotope für Wech-
selkröten und Amphibien ange-
legt. Die Ufer werden mit heimi-
schen Bäumen und Sträuchern
bepflanzt. Auf jegliche Düngung
wird verzichtet.
l Die Stadt Traunstein (Ober-
bayern) plant ein ortstypisches
Baugebiet nach dem Einheimi-
schen-Modell. Dabei wird den
Anforderungen an flächenspa-
rendes und ökologisches Bauen
sowie an eine umweltschonende
Energieversorgung Rechnung
getragen.
l Das Studienzentrum Josefstal
e.V. in Schliersee (Oberbayern)
saniert das Studienzentrum unter
ökologischen Gesichtspunkten.
Daraus resultieren eine 26-pro-
zentige Energieeinsparung sowie
eine CO2-Reduktion um 56 Pro-
zent.

Ab Herbst können Bewerbun-
gen für den E.ON Bayern-Um-
weltpreis 2006 eingereicht wer-
den. Die Bewerbungsmodalitä-
ten sind im Internet unter www.
eon-bayern.com abrufbar.        r

AGEB-Tagung in München:

Erwachsenenbildung den
Rücken stärken!

Kultusstaatssekretär Freller für Investitionen in Bildung
„Bildung ist für jede Nation das kostbarste Gut“, stellte Kultus-
staatssekretär Karl Freller auf einer Tagung der Arbeitsgemein -
schaft der Träger der Erwachsenenbildung in Bayern (AGEB)
in München fest. Es sei immer auch zu fragen, was es eine Ge-
sellschaft kostet, nicht in Bildung zu investieren.

Vor über 150 Zuhörern aus Er-
wachsenenbildung, Wissen -
schaft, Politik und Wirtschaft
versprach Freller daher, bei den
anstehenden Haushaltsverhand -
lungen entschieden um Mittel zu
kämpfen. In den vergangenen
zwei Jahren war gerade die staat -
liche Förderung der Erwachse -
nenbildung drastisch gekürzt
worden. Die AGEB, in der sie -
ben Träger der Erwachsenenbil -
dung in Bayern zusammenge -
schlossen sind, wollte mit der
Tagung auch den Wert von Bil -
dung verdeutlichen. 

Stiefkind der Reform

„Die Erwachsenenbildung ist
noch das Stiefkind der laufen -
den Diskussion um die Bil -
dungsreform“, beschrieb Guido
Pollak, Professor für Pädagogik
an der Universität Passau, den
Status quo. Dr. Wolfgang Schir -
mer, Direktor des Zentralbe -
reichs Strategie, Prozesse, Qua -
lität der MAN, ergänzte: „Sie
erscheint heute gegen Schule
und Ausbildung ein bisschen
weglassbar.“ Dies sei jedoch ei -
ne Täuschung, die sich
Deutschland nicht mehr leisten
könne. „In der Wirtschaft ist le -

benslanges Lernen inzwischen
eine Selbstverständlichkeit“,
unterstrich Schirmer. Der Ein-
zelne habe allerdings die Ver-
pflichtung und die Verantwor-
tung, sich weiterzubilden.

Kein Recht auf Dummheit

„Im Kulturstaat Bayern gibt
es kein Recht auf Dummheit“,
betonte Karl-Heinz Eisfeld,
Vorsitzender des Bayerischen
Volkshochschulverbandes, des
größten Trägers der bayerischen
Erwachsenenbildung. „Der Ein-
zelne müsse seinen Beitrag lei-
sten und die Bildungsangebote
wahrnehmen. Die Gesellschaft
trage die Verpflichtung, die
nötige Infrastruktur zur Verfü-
gung zu stellen.

Die sieben Träger der Er-
wachsenenbildung in der
AGEB bieten - mit jeweils un-
terschiedlichen Schwerpunkten
- das ABC des lebenslangen
Lernens: Allgemeine Erwachse-
nenbildung, berufliche Weiter-
bildung und sozialintegrative
Bildung. Staatssekretär Freller
betonte: „Wenn die Gesellschaft
d i e
Erwachsenenbildung braucht,
muss sie ihr die nötigen Mittel

Initiative PPP ...

Elf ökologische Projekte ...

Auszeichnung von Innenminister Dr. Günther Beckstein:

Kommunale Verdienstmedaillen
Insgesamt 32 Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens er-
hielten aus der Hand von Innenminister Dr. Günther Beck-
stein die Kommunale Verdienstmedaille. Die Auszeichnung
wurde für besondere Verdienste um die kommunale Selbst-
verwaltung verliehen. Die Geehrten - unter denen sich eine
Frau befindet - sind:
Helmut Behringer, ehemaliger
erster Bürgermeister der Ge -
meinde Hohenau und derzeitiges
Mitglied des Gemeinderats Ho-
henau und des Kreistags
Freyung-Grafenau;
Hans Böhmer, ehemaliger
zweiter Bürgermeister des
Marktes Büchenbach und der
Stadt Pegnitz und derzeitiger
dritter Bürgermeister der Stadt
Pegnitz und Mitglied  des
Kreistags Bayreuth;
Gerhard Bernkopf, erster
Bürgermeister des Marktes
Windorf und Mitglied des
Kreistags Passau;
Dr. Peter Braun, Oberbürger -
meister der Stadt Germering,
Mitglied des Kreistags Fürsten -
feldbruck und ehemaliges Mit -
glied des Bayerischen Landtags;

Michael Dankerl, ehemaliger
zweiter Bürgermeister der Ge-
meinde Willmering;
Carl-Ludwig Fahrenholz, Mit-
glied des Stadtrats Coburg und
ehemaliges Mitglied des Be-
zirkstags Oberfranken;
Jürgen Fischer, Mitglied des
Stadtrats Nürnberg;
Erich Günder, erster Bürger-
meister der Gemeinde Eisingen
und Mitglied des Kreistags
Würzburg;
Robert Hartmann, Mitglied
des Stadtrats Kulmbach, ehema-
liger zweiter Bürgermeister der
Gemeinde Köstenberg und ehe-
maliges Mitglied des Kreistags
Kulmbach;
Josef Hell, Mitglied des Kreis-
tags Würzburg und ehemaliges
Mitglied des Gemeinderats

Bergtheim;
Franz Kast, Mitglied des Kreis-
tags Neu-Ulm, ehemaliger drit -
ter Bürgermeister der Gemeinde
Wullenstetten und ehemaliges
Mitglied des Stadtrates Senden;
Dr. Richard Keßler, Landrat
des Landkreises Neuburg-Schro -
benhausen, ehemaliges Mitglied
des Bayerischen Landtags und
ehemaliger zweiter Bürgermeister
der Stadt Neuburg a. d. Donau;
Paul Kling, Oberbürgermeister
der Stadt Nördlingen, Mitglied
des Kreistags Donau-Ries und
ehemaliger Bezirkstagsvizeprä -
sident von Schwaben;
MdL Thomas Kreuzer, Mit -
glied des Bayerischen Landtags
und des Stadtrats Kempten;
Manfred Lodes, Mitglied des
Stadtrats Coburg; 
Johann Merk, erster Bürger -
meister der Gemeinde Wehrin -
gen und Mitglied des Kreistags
Augsburg;
Günter Otremba, ehemaliger
zweiter Bürgermeister der Stadt
Landsberg am Lech und derzei -
tiges Mitglied des Stadtrats und
des Kreistags Landsberg am
Lech;
Elmar Pfandzelter, ehemali -
ger erster Bürgermeister der
Stadt Schwabmünchen und
ehemaliges Mitglied des Kreis-
tags Augsburg;
Gerhard Preß, erster Bürger -
meister der Stadt Rödental und
Mitglied des Kreistags Coburg;

„Verwaltung 21“ wird Gesetz
Landtag beschließt 2. Abschnitt der Reform als Schritt in die Zukunft 

Opposition befürchtet verstärkte Gesetzes- und Verordnungsflut
In seiner letzten Sitzungswoche vor der Sommerpause hat der
Landtag den zweiten Abschnitt der umfassenden Verwaltungs -
reform gesetzlich auf den Weg gebracht. In den kommenden
Jahren sollen, wie der damit beauftragte Staatskanzleiminister
Erwin Huber schon anfangs angekündigt hatte, durch Straf-
fung, Zusammenlegung und Verlagerung staatlicher Ämter und
Behörden nach und nach rund 11.000 Beamtenstellen und ca.
550 Mio. € jährlich eingespart werden. Abgeschafft werden laut
Huber 200 Behörden. Aus Sicht der Staatsregierung und der
CSU wird die bayerische Verwaltung der modernen Entwick-
lung angepasst. Die Opposition glaubt nicht, dass diese Ziele mit
dem Konzept „Verwaltung 21“ erreicht werden und beruft sich
u.a. auf Bedenken aus den Kommunen.

Mit dem 2. Verwaltungsmo-
dernisierungsgesetz finde die
Reform ihren Abschluss, zog
Huber im Landtagsplenum Bi -
lanz. Er meinte, „wir haben ei -
nen optimalen Schnitt gefun-
den.“ Ausdrücklich hob der
Minister die „sehr intensive
und kompetente Mitarbeit“ der
CSU-Fraktion, aber auch der
Mitarbeiterinnen und Mitarbei -
ter in Ministerien und anderen
Behörden hervor. Es hat, wie
verlautete, durchaus kontrover -
se Diskussionen gegeben, ins-
besondere um die Standorte der
neu organisierten Behörden.
Am heftigsten umstritten war
die Errichtung eines Umwelt -
amtes in Hof. Das jetzt verab -
schiedete Konzept bedeute
nicht, dass bei der Umsetzung
der Reformen nichts mehr
geändert werden dürfe, betonte
Huber.

Hauptpunkte

Robert Kiesel (CSU) ging als
Berichterstatter nochmals auf
die Hauptpunkte der Reformen
ein. Er nannte u a. die Neuord-
nung der Staatsbauverwaltung,
wo 28 Hochbau- und 23
Straßenbauämter zu 22 Staatli -
chen Bauämtern zusammenge -
legt werden. Auf der Mittelstufe
werden die Landesbauabteilun -
gen der Oberfinanzdirektionen

zusammengefasst und organisa-
torisch an die Autobahndirekti-
on Nordbayern angegliedert.
Die Bezirksfinanzdirektionen
gehen in einem Landesamt für
Finanzen auf, wobei die Aufga-
ben der Vermessungsabteilun-
gen auf das künftige Landesamt
für Vermessung und Geoinfor -
mation verlagert werden. Die
Oberfinanzdirektion München
und das Technische Finanzamt
Nürnberg gehen im Landesamt
für Finanzen auf.

Privatwirtschaftliche
Grundsätze

Die Neustrukturierung der
Forstverwaltung, die künftig als
privatwirtschaftliche Gesell-
schaft im Staatsbesitz geführt
wird, war besonders heftig um -
stritten (s. GZ 9/5.5.05). Ab Juli
hat die Umorganisation begon-
nen, die zu 41 Forstbetrieben,
558 Forstrevieren und mehreren
Sondereinrichtungen zur Be-
treuung und Nutzung der rund
800.000 ha Staatswald nach pri-
vatwirtschaftlichen Grundsät-
zen führen soll. Kommunalwald
wird nur noch freiwillig und ge-
gen Entgelt betreut.

Die Opposition lehnte die
„Verwaltung 21“ ab. Jürgen Dup-
per (SPD) sprach von vollmundi-
gen Ankündigungen und enttäu-
schenden politischen Realitäten.

Statt Vereinfachung bringe die
Reform eine verstärkte Gesetzes-
und Verwaltungsflut, verbunden
mit Arbeitszeitverlängerung und
unwürdigem Ämtergeschacher.
Er forderte den Kommunen mehr
Freiraum zu geben.

Ruth Paulig (Grüne) nannte
die Reformen „dilettantisch, in -
transparent und unsozial. Die

Zerschlagung des Landesum -
weltamtes und die Aufteilung
zwischen Augsburg und Hof sei
auch vom Finanzminister abge-
lehnt worden. Es seien Fakten
geschaffen worden, die mit der
Modernisierung der Verwaltung
nichts zu tun hätten.

Oppositionskritik 
rückwärtsgewandt

Reformminister Huber erach-
tete die Oppositionskritik als
rückwärtsgewandt. Die Kernfra-
ge, nach der sich die Reformen
richten, laute, „was brauchen wir

in den nächsten 20/30 Jahren?“
Er verwies auf die Veränderun -
gen in der Privatwirtschaft. Das
müsse auch dem öffentlichen
Dienst möglich sein; nach dem
Grundsatz, „wir sind für die Bür -
ger da und nicht die Bürger für
den Staat“.

In namentlicher Abstimmung
wurde das Gesetz gegen die
Stimmen der Opposition ange -
nommen, deren Änderungsan -
träge zuvor abgelehnt worden
waren. Es tritt stufenweise am
1. August und 1. Dezember
2005 sowie am 1. Januar 2006
in Kraft. rm

Fritz Rauchenecker, ehemali-
ger Bürgermeister der Gemeinde
Hohenthann und derzeitiges
Mitglied des Kreistags Landshut
Erwin Rogg, Ehemaliger zweiter
und derzeitiger dritter Bürgermei-
ster der Stadt Senden und Mit-
glied des Kreistags Neu-Ulm;
Reiner Schachtner, erster Bür-
germeister der Gemeinde Loi-
ching und Mitglied des Kreistags
Dingolfing-Landau;
Diethelm Schoen, Mitglied des
Stadtrats Gunzenhausen und des
Kreistags Weißenburg-Gunzen-
hausen;
Georg Schreiner, ehemaliger
Bürgermeister der Gemeinde
Bechthal und der Gemeinde Rai-
tenbuch und derzeitiges Mitglied
des Kreistags Weißenburg-Gun-
zenhausen;
Ingrid Sollanek, zweite Bürger-
meisterin der Stadt Erding, Mit-
glied des Kreistags Erding und
ehemaliges Mitglied des Be-
zirkstags Oberbayern;
Fritz Stahl, Oberbürgermeister
der Stadt Traunstein, ehemali-
ger Stellvertreter des Landrats
des Landkreises Traunstein und
derzeitiges Mitglied des Kreis-
tags Traunstein
MdL Georg Stahl, Mitglied
des Bayerischen Landtags und
des Kreistags Neustadt a. d.
Waldnaab, ehemaliger erster
Bürgermeister der Gemeinde
Pirk und ehemaliger Stellver -
treter des Landrats des Land-
kreises Neustadt a. d. Wald-
naab;
Josef Steinberger, erster Bür-
germeister des Marktes Reisbach
und Mitglied des Kreistags Din-
golfing-Landau
Martin Strobl, ehemaliger
zweiter Bürgermeister der Stadt
Germering und ehemaliges Mit-
glied des Kreistags Fürstenfeld-
bruck
Johann Wallner, erster Bürger-
meister der Gemeinde Treffel-
stein;
Josef Weiß, ehemaliger erster
Bürgermeister der Gemeinde
Garham und des Marktes Hof-
kirchen und ehemaliges Mitglied
des Kreistags Vilshofen und des
Kreistags Passau;
Helmut Wimmer, erster Bür -
germeister des Marktes Wal-
lersdorf. r
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Neues Modellvorhaben:

„Leben findet Innenstadt“ 
Beckstein: „Public-Private-Partnership-Initiative zur Stärkung

der Innenstädte und Ortszentren“
„Die neue Public-Private-Partnership-Initiative, also die Ko-
operation von öffentlicher Hand und Privaten sowie die Ko-
operation der privaten Akteure vor Ort miteinander soll un-
sere Innenstädte und Ortszentren weiter stärken. Insbeson -
dere wollen wir einem vielerorts stattfindenden schleichen-
den Prozess der Verödung aktiv entgegenwirken“, betonte
Innenminister Dr. Günther Beckstein anlässlich der Presse-
konferenz zur Auslobung des Modellvorhabens „Leben fin -
det Innenstadt“ in München.

Das Modellvorhaben der
Obersten Baubehörde richtet
sich an bayerische Städte und
Gemeinden, die gemeinsam mit
Grundstücks- und Immobilien-
eigentümern, Gewerbetreiben -
den und Bewohnern die Initiati -
ve ergreifen und ein innerörtli -
ches Gebiet in öffentlich-priva -
ter Partnerschaft aktivieren wol -
len. Stellvertretend für die elf
Kooperationspartner der Ini-
tiative nahmen Regensburgs-
Oberbürgermei ster Hans Schai -
dinger für den Bayerischen
Städtetag und Erich Vorwohlt
für den Landesverband des
Bayerischen Einzelhandels an
der Pressekonferenz teil.

Prozessbegleitung

Bei dem neuen Modellvorha -
ben können sich Kommunen
und Private gemeinsam bewer -
ben, um für ein innerörtliches
Gebiet eine Projektidee zur
Standortverbesserung zu ent -
wickeln. Die Oberste Bau -
behörde wird unter den Bewer -
bern sieben bis neun Modellge -
biete auswählen. Diesen stellt
sie in der Umsetzungsphase
Fachleute aus den Bereichen
Städtebau und Einzelhandels-
geographie als professionelle
Prozessbegleitung zur Seite.
Darüber hinaus bietet das Mo-
dellvorhaben einen qualifizier -
ten Erfahrungsaustausch sowie
eine Projektsteuerung vor Ort. 

Konkrete Hilfestellung

„Ein Projektmanager soll
über den Projektzeitraum von
zwei Jahren die zielgerichtete
Zusammenarbeit organisieren,
die unterschiedlichen Interes-
sengruppen zusammen führen
und konkrete Hilfestellung bei
der Umsetzung geben. Für diese
Schlüsselperson übernehmen
wir im Rahmen der Städte -
bauförderung einen wesentli -
chen Anteil. Mindestens ein
Drittel muss aber von privater
Seite kommen“, betonte Innen -

minister Günther Beckstein.

Nicht zur Nachahmung
empfohlen

Hans Schaidinger, Vorsitzen-
der des Bayerischen Städtetags,
stellte heraus, dass sich alle an
der Initiative Beteiligten darü-
ber einig sind, dass die so ge-
nannten Business Improvment
Districts nicht der richtige Weg
sind. 

Idee aus den USA

Nach dieser aus den USA
stammenden Idee sollen die Ei-
gentümer eines zentralen Stadt-
quartiers zwangsweise zu einer
Aktionsgemeinschaft zur Auf -
wertung ihres Geschäftsviertels
zusammengeschlossen werden,
wenn beispielsweise ein Drit-
tel der Grundstückseigentümer
dies verlangt.

Zwangsabgabe

Die Mitglieder eines Business
Improvment Districts müssen
dann eine Zwangsabgabe zah-
len, aus deren Ertrag die Maß-
nahmen zur Aufwertung des
Viertels finanziert werden. „Der
Bayerische Städtetag setzt auf
Freiwilligkeit statt auf Zwang
und auf die Attraktivität gelun-
gener Vorbilder. Deshalb be-
grüßen wir die Initiative ‘Le-
ben findet Innenstadt’“ betonte
Schaidinger ausdrücklich auch
im Namen des Bayerischen Ge-
meindetags.

Hoher Anteil

Erich Vorwohlt, Präsident des
Landesverbands des Bayeri-
schen Einzelhandels e.V. (LBE)
wies darauf hin, dass 80 Prozent
der Stadtbesucher ausschließ-
lich zum Einkaufen in die In-
nenstadt kommen. „ Ein ausge-
wogener Branchenmix erhöht
die Attraktivität und stärkt den
Standort Innenstadt in der Ver -
brauchergunst. Der Einzelhan-

del ist nach wie vor der ent -
scheidende Faktor für die Le -
bendigkeit von Innenstädten
und Ortskernen“, so Vorwohlt. 

Um die Abwärtsspirale bei
den Leerständen zu stoppen,
betreut der Landesverband des
Bayerischen Einzelhandels seit
Jahrzehnten bayernweit rund
300 Werbegemeinschaften und
Stadtmarketingorganisatoren“,

stellte Erich Vorwohlt fest.

Vielfältige Unterstützung

Das Modellvorhaben unter -
stützen der Bayerische Städte-
tag, der Bayerische Gemeinde-
tag, der Sparkassenverband
Bayern, Haus und Grund Bay-
ern, der Landesverband des
Bayerischen Einzelhandels, der
Bayerische Industrie- und Han-
delskammertag, der Bayerische
Handwerkstag, der Bund der
Selbstständigen, der Handels-
verband BAG Bayern e.V., der
Bayerische Hotel- und Gaststät-
tenverband und die Bayerische
Architektenkammer. r

Bayerische Heilbäder:

Sorgenvoll in die Zukunft 
Die Heilbäder bangen um ihre Zukunft: Wie Franz Gnan, Vor-
sitzender des Bayerischen Heilbäder-Verbandes, Bad Füssing,
betonte, fanden 1995 noch 58.000 Menschen ihr Auskommen
im Gesundheitswesen der bayerischen Heilbäder; im vergan -
genen Jahr seien es nur noch 33.000 gewesen. Weitere Arbeits-
plätze seien bedroht. 

„Die Beträge der Kranken -
kassen an Masseure oder Phy-
siotherapeuten für erbrachte
Leistungen sind bei weitem
nicht kostendeckend, so dass
Praxen zum Schließen gezwun -
gen sind“, argumentierte der
Verbandsvorsitzende. Um die
Arbeitsplätze in den Therapie -
praxen zu erhalten, schlägt er
daher vor, „die Preise für die
einzelnen Leistungserbringer
freizugeben und Festzuschüs-
se zu den Leistungen einzu -
führen“. Die Krankenkassen
zeigten sich dieser Lösung ge -
genüber aufgeschlossen. Aller -
dings fehle es bislang noch an
den dafür notwendigen rechtli -
chen Voraussetzungen und eu -
ropaweiten Standards. 

Bedrohte Arbeitsplätze

Seit einigen Jahren führen
die Heilbäder und Kurorte oh-
ne jeglichen Verwaltungsauf-
wand mit Hilfe der Kranken-
kassen Prävention durch - wie
beispielsweise Rückenschule,
Ernährungsberatung oder Rau-
cherentwöhnung, erklärte Gn-
an, der sich nun sorgt, dass die
Mittel der Krankenkassen für
die erfolgreich durchgeführte
Gesundheitsförderung zu Gun-
sten des neuen Präventionsge -
setzes entfallen. Würden diese
ambulanten Maßnahmen je -
doch gestrichen, seien auch da -
durch weitere Arbeitsplätze be -
droht. 

Dreijahresfrist streichen

Um die prädikatisierten Ge -
sundheitsangebote in Bayerns
Heilbädern für die Menschen zu
erhalten, soll nach Ansicht des
Vorsitzenden die Dreijahresfrist
für eine Kur komplett gestri-
chen werden und die Genehmi -
gung eines Kurantrags besten -
falls durch die Haus- oder Ba -
deärzte und nicht durch die me -
dizinischen Dienste der Kassen
erfolgen. Die Ablehnungsquote
zeige nämlich, dass 35 bis 40
Prozent der Kuranträge zunächst
abgelehnt, nach einem Wider -
spruch aber und ohne weitere
Untersuchung meist genehmigt
werden.

Kosteneinsparung

„Könnten die Fallzahlen von
der stationären zur ambulanten
Kur verschoben werden, ließen
sich erhebliche Kosten einspa -
ren und Arbeitsplätze blieben
erhalten“, so Gnan, der seine
Forderungen jetzt an das Ge -
sundheitsministerium weiterge -
leitet hat. Schließlich sind mitt -
lerweile 70 Prozent der Kurgä -
ste Selbstzahler - und dies bei
insgesamt 24 Millionen Über -
nachtungen in bayerischen Heil -
bädern im Jahr 2004.

Eine soeben vorgelegte Stu -

die über die Wirkungsweise der
ambulanten Kur konnte nun-
mehr auch beachtliche, andau-
ernde Erfolge für die individuel-
le Gesundheit belegen. 

Geleitet wurde die Untersu-
chung von Prof. Dr. med Jürgen
Kleinschmidt, akademischer
Direktor an der Ludwig-Maxi-
milians-Universität in München
und Leiter der Forschungs -
saußenstelle des Instituts für
medizinische Balneologie und
Klimatologie in Bad Wöris-
hofen. Ihm wurde jetzt für seine
Unterstützung als langjähriger
„medizinischer Berater“ von
Franz Gnan die Ehrenmedaille
des Bayerischen Heilbäder-Ver-
bandes überreicht. DK

Kinderhospiz Allgäu:

Spendenübergabe
an Karin Stoiber

Im Prinz Carl Palais in München bekam Karin Stoiber
vom Inhaber der Medas GmbH, Klaus Brecht, einen Spen-
denscheck über 20.125,25 Euro zugunsten des Kinderhos-
pizes Allgäu überreicht. Karin Stoiber ist die Schirmherrin
für die Errichtung des neuen Kinderhospizes Allgäu, das
2006 in Bad Grönenbach eröffnet werden soll.

Dabei handelt es sich um das erste Kinderhospiz in Bay -
ern und Süddeutschland. Der Bau des Kinderhospizes im
Allgäu, für das sich Frau Stoiber ganz besonders engagiert
hat, wird vor allem durch Spendengelder unterstützt. Bis
heute sind auf diese Weise schon über 4 Millionen Euro zu -
sammengekommen.

Das Hospiz soll eine Betreuungs- und Erholungsstätte für Fa -
milien mit einem unheilbar kranken Kind sein. Hier werden so-
wohl die betroffenen Kinder professionell und liebevoll versorgt
als auch die Eltern und Geschwister in der oft jahrelangen Phase
der Krankheit, des Sterbens und der Trauer intensiv betreut. Das
neue Haus soll auch ein Ort der Begegnung sein, damit betroffe -
ne Familien Kontakte zu anderen Betroffenen knüpfen und sich
gegenseitig unterstützen können. Weitere Informationen finden
sich im Internet unter www.kinderhospiz-allgaeu.de 

Die Firma Medas ist ein privatärztliches Abrechnungsun-
ternehmen. Unter dem Motto „Medas teilt für Menschen in
Not“ unterstützt die Firma gemeinnützige soziale Projekte:
Einen Monat im Quartal spendet die Firma pro erstellte Rech -
nung 25 Cent zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung.

Wirtschaftsfaktor Wissen:

Erwachsenenbildung für
Kommunen Pflichtaufgabe
„Volkshochschulen zählen inzwischen zu den harten Stan-
dortfaktoren“, betonte Dr. Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetages, auf den Trendtagen des
Bayerischen Volkshochschulverbandes in Kloster Banz.
Im Wettbewerb in einer globalisierten und liberalisierten
Welt wird der Faktor Bildung immer wichtiger - auch auf
der lokalen Ebene. „Ihre kommunalen Weiterbildungsein-
richtungen zu fördern, wird damit zur Pflichtaufgabe für
die Gemeinden.“, unterstrich Uwe Brandl, seit 1993 Bür -
germeister von Abensberg.

Im Mittelpunkt der diesjährigen Trendtage, auf denen der
Bayerische Volkshochschulverband traditionell Zukunfts-
themen auslotet, stand die interkommunale Zusammenar-
beit. Viele bayerische Gemeinden versuchen bereits, durch
Kooperationen ihre Effizienz zu steigern und gleichzeitig
Kosten zu reduzieren. Steuerzahler wie Europäische Union
hinterfragen die Wirtschaftlichkeit der Verwaltung. Eine
zweigleisige Strategie kann sie gewährleisten. Alle Aufga -
ben, die sich dafür eignen, sollten in überschaubaren Ver-
bünden erbracht werden wie Tourismusförderung, Regional -
marketing oder Wasserver- und entsorgung. Dagegen sind
alle Entscheidungen, die sich hauptsächlich lokal auswirken,
in Hand der Kommunen zu lassen. „So erhält die Bildung
der Verbünde gleichzeitig die kleine Einheit vor Ort.“, meint
Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl: „Kooperationen
festigen so die kommunale Selbstverwaltung, die in Bayern
Verfassungsrang genießt.“ 

Volkshochschulen und Kommunen sind Partner

Auf gleicher Augenhöhe zusammenzuarbeiten riet darum
der Gemeindetagspräsident den bayerischen Volkshoch -
schulen für die Zukunft. 35 Prozent der deutschen Kommu-
nen arbeiten in der Erwachsenenbildung schon heute zusam-
men, ermittelte eine Studie des Deutschen Städte- und Ge -
meindebundes im vergangenen Jahr. Dabei schätzten 80
Prozent der Kooperationspartner ihre Zusammenarbeit als
erfolgreich ein. In Bayern verstehen sich Volkshochschulen
und Kommunen als Partner. So schrieben es die kommuna -
len Spitzenverbände in Bayern und der Bayerische Volks-
hochschulverband in einer gemeinsamen Erklärung 2004
fest. Die Partner überlegen nun, ein gemeinsames Forum
einzurichten zur „Zukunft der Volkshochschule“. r
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Xaver Riebel Holding GmbH & Co. KG, Mindelheim:

Zukunftsorientiertes Modell
der Zusammenarbeit

Grundsteinlegung für Adolf-Kolpingschule in München

Ein gelungenes Beispiel für ein sog. PPP-Modell stellt die neue
Adolf-Kolpingschule in der Moosacher Straße in München, für
die jetzt der Grundstein gelegt wurde, dar. Auf einem 20.000
m² großen Baugrund entsteht unter der Xaver Riebel Projekt-
entwicklung München ein Neubau der staatlich anerkannten
Berufsschule zur Sonderpädagogischen Förderung für Schüler
aus München und Umland. Träger der Schule ist das Kolping-
Bildungswerk DV München und Freising e. V., schlüsselfertig
gebaut wird sie von Firmen der Riebel-Gruppe. 

Das Architekturbüro Weicken-
meier, Kunz und Partner, Mün -
chen, hat die 160 Meter lange
und bis zu 20 Meter hohe Kol -
ping-Berufsschule geplant. Der
drei- bis fünfgeschossige Kom-
plex ist in zwei Haupthäuser
unterteilt. Der Werkstattkom-
plex gliedert sich in einzelne
Finger, die durch Übergänge
verbunden sind. Insgesamt 
werden auf 19.000 m² Ge -
schoßfläche Unterrichtsräume,
Werkstätten, eine Turnhalle,
Hausmeisterwohnung und Ver -
waltungsräume zur Verfügung
stehen.

Homogene Klassen

In 14 Fachbereichen bietet
die Schule für das Berufsschul -
jahr und für 34 Ausbildungsbe -
rufe den Unterricht in Fach -
klassen an. In etwa 130 klei -
nen, homogenen Klassen un-
terrichten 100 Berufsschulleh -
rer, Sonderschullehrer und
Fachlehrer die Jugendlichen,
die zusätzlich von Sozial -
pädagogen betreut werden, un-
ter Anweisung sonderpädago-
gischer Maßnahmen.

Innovatives Modell

Thomas Aulinger, Geschäfts-
führer der Riebel Firmengrup-
pe, hob das Besondere an dieser
Schule hervor: „Wir feiern heu -
te die Grundsteinlegung einer
Kolpingschule, die in einem in -
novativen und zukunftsorien -
tierten Modell der Zusammen -
arbeit aller Beteiligten entstan -
den ist.“ Damit meinte er die
Art der privaten Finanzierung
für eine öffentliche Bildungs-
einrichtung. Mit diesen öffent -
lich-privaten Partnerschaften
werde den Kommunen und
staatlich anerkannten Institutio -
nen wie dem Kolping Bildungs-
werk in Zeiten leerer Kassen die

Realisierung dringend notwen-
diger Einrichtungen ermöglicht.  

Mit der Xaver Riebel Bau
München fand das Kolping Bil-
dungswerk einen verlässlichen
Projektpartner. Schließlich zählt
die Stadt München mit ihren

mentgesellschaft aus Grünwald
bei München.

„Drahtseilakt“

Der Geschäftsführer des Lan -
desverbands des Kolping Bil -
dungswerkes und Mitbegründer
der 1978 ins Leben gerufenen
Kolping Berufsschule, Max
Weinkamm, betonte, dass die
neue Kolping Berufsschule im-
merhin Bayerns größte Förder -
schule sei. Er bedankte sich bei
allen Beteiligten, allen voran
bei Riebel und dem Kultusmini -
sterium, die nach jahrelanger
Detailarbeit trotz finanziell
schwieriger Zeiten „den Draht -
seilakt der Standortverlagerung
und Vergrößerung unter laufen -
dem Betrieb“ vollbrachten. Er
beendete sein Grußwort mit ei -
nem Zitat Kolpings in Bezug
auf die großen Anstrengung al -
ler Beteiligten: „Schön reden
tut’s nicht, die Tat ziert den
Mann“ Und er fügte noch hin -
zu: „Und die Frau.“

Christlicher Geist

Riebel-Gesellschafter und
Miteigentümer Fritz Riebel er -
innerte an den christlichen Geist
Adolf Kolpings, seinen Kampf
um soziale Gerechtigkeit und
Kolpings Einsatz für die Ju-
gend: „Diese Werte brauchen
wir heute mehr denn je. Es ist
unsere Aufgabe, für sie mit all
unseren Kräften einzutreten.“
Nicht ohne Stolz verwies er auf
das „Riebel´sche Herz für die
Jugend“ und die beachtliche
Zahl von über 500 bei Riebel
ausgebildeten Lehrlingen in den
letzten 20 Jahren. „Das ist unser
bescheidener Beitrag zu Adolf
Kolpings Idealen.“

Hoher Einsatz

„Zum Erfolg gibt es keinen
Lift, man muss die Treppe be -
nutzen.“ Mit diesen Worten lob -
te Ministerialdirektor Josef Er-
hard ebenfalls den hohen Ein -
satz aller Beteiligten. Er freute
sich, dass das umfangreiche
Konzept „Stufe für Stufe“ Form
angenommen habe und bald
Schüler wie Lehrer Freude am

zahlreichen Referaten und Ein-
richtungen schon seit Jahren zu
den zufriedenen Kunden des
Unternehmens, zuletzt bei der
Entwicklung und dem Bau der
staatlichen Berufsschule in der
Balanstraße. 

Erfolgreich durchgesetzt

Riebel war es auch, der das
passende Gewerbegrundstück
mit guter Anbindung an öffent-
liche Verkehrsmittel mitbrachte.
Nach zwei Jahren Ausarbeitung
konnte Riebel alle technischen,
kaufmännischen und juristi-
schen Belange lösen und setzte
sich schließlich erfolgreich in
der öffentlichen Ausschreibung
durch.

Schlüsselfertig gebaut wird
die Schule von der Xaver Rie-
bel Bauunternehmung Mindel-
heim und München. Eigentü-
mer der neuen Kolpingschule
ist die KGAL-Gruppe, eine er -
folgreiche Leasing- und Invest-

Maurerlehrlinge des Kolping Bildungswerkes und Riebel-Polier Roland Menigat verschlossen
nach der Segnung fachmännisch den Grundstein. Mit dabei waren: Friedrich Riebel (ganz
links), Miteigentümer der Riebel-Gruppe, Kolping-Geschäftsführer Josef Messerer, Ministeri-
aldirektor Josef Erhard, Monsignore Rainer Boeck, Schulleiterin Irene Schopf und der ober-
bayerische  Bezirkstagspräsident Franz Jungwirth (ganz rechts). rr

lernen und lehren haben wür-
den. Und schließlich wollen mit
dem Neubau Träger und der
Freistaat Bayern ihre Verant-
wortung zum Angebot des
wichtigen Förderunterrichts be-
kräftigen.

Grundkapital Ausbildung

Die Bedeutung einer guten
Ausbildung als Grundkapital in
der Arbeitswelt hob Bezirks -
tagspräsident Franz Jungwirth
hervor. Das gelte damals wie
heute. Und das gelte auch für
Jugendliche, die mit einem
Handikap leben müssten. „Des-
halb garantiert der Bezirk
Oberbayern mit einer Art ́ Aus -
fallbürgschaft für den Miet-
kaufvertrag´ den langfristigen
Bestand der Kolping Berufs-
schule.“ Der Bezirk garantiert
dem Investor die laufenden
Mietzahlungen und springt ein,
sollte innerhalb der vereinbar -
ten Laufzeit von etwa 30 Jah-
ren das Kolping-Bildungswerk
Diözesanverband München und
Freising e. V. wider Erwarten
als Träger ausfallen.

Schlüsselfertige Übergabe
im Juli 2006

Erfolgen wird die schlüssel-
fertige Übergabe der Berufs-
schule im Juli 2006. An-
schließend erfolgt die Einrich-
tung der Klassenzimmer und
Werkstätten durch das Kolping-
werk, damit der Schulbetrieb

zum Schuljahresbeginn im
Herbst 2006 aufgenommen
werden kann. 

Schlüssige Erklärung

Für die schnelle Verwirkli -
chung der Kolpingschule hatte
der Landespräses des Kolping
Bildungswerkes, Monsignore
Rainer Boeck, eine schlüssige
Erklärung: „Es war immer
schon das hohe menschliche
Engagement jedes Einzelnen,

das persönliche Vermögen und
schließlich Gottes Segen, der
aus den einzelnen Kolpingschen
Förderlehrgängen vor fast 30
Jahren das heutige Werk gebil-
det hat.“ Die neue Berufsschule
sei eine vorläufige Krönung
dieses Einsatzes. 

Nach der Segnung des
Grundsteins durch Monsignore
Boeck wurde dieser zusammen
mit drei Maurer-Lehrlingen von
Kolping und zahlreichen Eh-
rengästen gesetzt. r

Viel Arbeit für die Jury
beim holzbaupreisallgäu 05

122 Bauten werden vorgeschlagen - Preisverleihung
am 23. September

Kempten (jm). Bereits zwei Monate vor der Verleihung feiern
die Initiatoren den holzbaupreisallgäu 05 als vollen Erfolg. Bis
zum Stichtag am 30. Juni haben Bauherren, Architekten und
Hausplaner 122 gelungene Beispiele für den Einsatz heimi-
scher Hölzer als Baustoff eingereicht. Damit kommt jede Men-
ge Arbeit auf die Jury aus Zimmerern, Architekten, Energie-
beratern sowie Vertretern der Wald- und Forstwirtschaft zu. 

Am 23. September, einen Tag
vor der Eröffnung der großen
holzbaumesseallgäu 05 in der
Kemptener Bigbox, werden die
Preise in Höhe von bis zu 10000
Euro verteilt. Zusätzlich können
die Leser der Allgäuer Zeitung
bei einer parallel laufenden Ak-
tion das aus ihrer Sicht beste
Ein- oder Mehrfamilienhaus
wählen. 

Überwältigende Resonanz

„Das ist einfach gigantisch“,
freute sich Wolfram Kroner
vom Holzforum Allgäu, das den
holzbaupreisallgäu 05 ausgelobt
hat. „Die überwältigende Reso-
nanz zeigt, welch hohen Stel -
lenwert der Baustoff Holz aus
unseren Allgäuer Wäldern ge -
nießt.“ Die meisten Einsendun -
gen fallen dabei unter die Kate -
gorie „Wohnhäuser“, erklärt
Kroner. „Aber es sind auch in -
teressante öffentliche Gebäude
und Gewerbebauten darunter.“ 

Bevor die Fachjury zusam-
mentritt, analysiert das mit der
Projektleitung betraute energie-
& umweltzentrum allgäu (eza!)
die eingereichten Vorschläge
bei einer Vorprüfung. „Archi -
tektonische Gesichtspunkte wer -
den erst durch die Jury bewer -
tet“, erklärt eza!-Energieberater
Christian Wörz. Der gelernte
Zimmermann und Bauingenieur
untersucht die technische Aus-
führung, das Energiekonzept
und inwieweit die Wertschöp-
fungskette Holz und Ökologie
bei den einzelnen Objekten 
umgesetzt worden ist und berei -
tet die Ergebnisse für die späte -
re Bewertung durch die Jury
vor. „Ein Haus mit schlechten
Wärmeschutzwerten, das eine
Fertigbaufirma aus Skandinavi -
en im Allgäu hingestellt hat,

soll schließlich nicht den holz-
baupreisallgäu 05 gewinnen“,
betont Wörz. Architektur, Funk-
tionalität, Qualität, Energie-
kennzahl und Einsatz heimi-
scher Hölzer - all das zusam-
men wird die Jury anschließend
bewertet. 

Demonstrierte
Leistungsfähigkeit

Laut Kroner soll mit der Akti-
on die Leistungsfähigkeit der
Allgäuer Holzwirtschaft de-
monstriert werden. „Es hängen
verdammt viele Arbeitsplätze
daran. Wenn heute mit Holz ge-
baut wird, kommt der Rohstoff
zu häufig noch von außerhalb
oder Allgäuer Holz wird an-
derswo veredelt und dann wie-
der hier verbaut“, so der Vorsit-
zende des Holzforums. Der
holzbaupreisallgäu 05 sowie die
holzbaumesseallgäu 05 am 24.
und 25. September sollen das
Bewusstsein für heimische Pro-
dukte weiter stärken. „Jeder, der
im Allgäu direkt oder indirekt
mit dem Baustoff Holz zu tun
hat, findet in der Holzbaumesse
eine einzigartige Plattform, auf
der er sich präsentieren kann“,
meint Kroner. „Noch sind Aus -
stellungsflächen frei.“

Nähere Informationen und
Anmeldeunterlagen zur holz-
baumesseallgäu 05 gibt es
beim Organisator, dem Ener -
gie- und Umweltzentrum All-
gäu (eza!), Telefon 0180/
5333522 (12 Cent/Min) oder
im Internet unter www.holz-
baumesse-allgaeu.de. Das Holz-
forum Allgäu ist ein Zusam-
menschluss aller Interessen-
gruppen rund ums Allgäuer
Holz. Begleitet wird der holz-
baupreisallgäu 05 vom Mitver-
anstalter Allgäuer Zeitung.    r
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Neues Bauen auf dem Lande:

Mut zur Innovation
„Man kann einem Menschen nichts lehren, man kann ihm
nur helfen, es in sich selbst zu entdecken.“ Dieser Satz von
Galileo Galilei trifft im weitesten Sinn auch auf die Dorfer-
neuerung zu, denn die Dorfbewohner und Kommunen müs-
sen selbst bereit sein, sich für das eigene Dorf einzusetzen
und dieses aktiv weiter zu entwickeln. Erfolgreiche Strategi-
en zu entwerfen bildete denn auch den Schwerpunkt einer
Tagung der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum in Zu -
sammenarbeit mit der Bayerischen Architektenkammer in
Eichstätt mit dem Thema: „Neues Bauen auf dem Lande -
Kulturelle Verantwortung für Europa“.

„Die Themen und Probleme
der Kommunen sind heute viel -
fältig und komplex. Kein Thema
kann sektoral betrachtet, kein
Problem entsprechend gelöst
werden. Alles hat mit allem zu
tun und wirkt sich gegenseitig
aus“, betonte Dr. Peter Jahnke,
Bayerisches Landwirtschaftsmi -
nisterium. 

Mit seinem umfassenden An-

satz trage die Dorferneuerung
dazu bei, die Lebensqualität im
ländlichen Raum als Grundlage
für Heimatbindung und als land-
typischen Standortfaktor zu ver-
bessern, die ökonomischen, öko-
logischen, sozialen und kulturel-
len Potenziale in den Dörfern zu
stärken, die Produktions- und Ar-
beitsbedingungen zu verbessern
und die aktive Bürgerverantwor-

tung zur Erarbeitung und Umset -
zung von Entwicklungskonzepten
für die ländlichen Gemeinden so-
wie zur Stärkung der Eigenkräfte
zu begleiten und zu nutzen. Für je-
des Dorf sollte von einem umfas-
senden Ansatz ausgegangen wer -
den, auch wenn nicht alles reali -
siert werden könne.

Gegenseitiges Ergänzen laute
das Prinzip der Zukunft, so
Jahnke. Die Dörfer müssten
nicht nur erkennen, welche Pro-
bleme sie haben, sondern vor al -
lem auch, welche Probleme sie
selbst lösen können oder welche
Probleme besser in der Gemein -
schaft mit anderen Dörfern oder
Gemeinden zu lösen sind. Des-
halb müsse die Dorferneuerung
stärker in die Entwicklung des
Raumes eingebunden sein. 

Zielgerichtetes Instrument

Mit der „Regionalen Landent -
wicklung“ habe die Verwaltung
für Ländliche Entwicklung ein
Instrument geschaffen, um einen
zielgerichteten und abgestimm-
ten Einsatz von Dorferneuerung
und Flurneuordnung sowie die
Abstimmung von Entwicklungs-
aktivitäten mehrerer Dörfer bzw.
Gemeinden zu erreichen. Die
Zielrichtung könne dabei entwe -
der in einer ganzheitlich inter -
kommunalen Entwicklung oder
in einer strategischen Allianz
mehrerer Gemeinden liegen. In-
halte einer interkommunalen Zu -
sammenarbeit könnten z.B. Kul -
tur- und Sozialarbeit, Kinder-
und Altenbetreuung, Regio-
n a lvermarktung/Tourismus,
g emeinsame Gewerbegebiete,
Gebäudebörsen, Landnutzungs-
konzepte/Ökokonten, Nahversor -
gung, Siedlungsentwicklung,
Naherholung, Infrastruktur oder
Sportanlagen sein.

Weyarns Erster Bürgermeister
Michael Pelzer erklärte, Dorfer -
neuerung sei nur als ganzheitli -
cher, eingeübter Prozess nach -
haltig: „Dorferneuerung, wenn
sie nachhaltig verändern will
und nicht nur Plätze pflastern,
bedarf der Prozesse und nicht
der Projekte.“ Sie bedürfe der
Dauer. Dorferneuerung brauche,

wenn sie die ihr immanente Kraft
landesweit nutzbar machen will,
institutionelle Netzwerke, das or-
ganisierte Zusammenarbeiten der
Zukunftsfähigen. Der Verzicht
auf Investitionen in Menschen in
diesem Bereich stelle die größte
Ressourcenverschwendung hier-
zulande dar. 

Laut Huberta Bock, TUM

Bayerische Baugewerbeverbände:

Skeptische Erwartungshaltung
„In der Bauwirtschaft hat die seit elf Jahren anhaltende Ab -
wärtsentwicklung der Konjunktur nun ein Ausmaß erreicht,
das noch in diesem Jahr zu weiteren wichtigen Auswirkungen
in der Tarif- und Sozialsituation am Bau führen wird“, beton -
te Helmut Hubert, Präsident der Bayerischen Baugewerbever-
bände, bei einem Pressegespräch in München. Die Bauinvesti-
tionen dürften nochmals geringer ausfallen, weiterer Arbeits -
platzabbau sei zu erwarten.

Wie die Frühjahrsumfrage
unter den Mitgliedsbetrieben
ergeben hat, ist der baugewerb-
liche Umsatz von Januar bis
Mai im Vergleich zum Vorjahr
um 20 Prozent eingebrochen.
Allerdings erwarte man wegen
der im Frühjahr starken Nach -
frage nach geförderten Krediten
bei der Kreditanstalt für Wie -
deraufbau, der historisch niedri -
gen Zinsen und eines Vorziehef -
fekts wegen der zu erwartenden
Mehrwertsteuererhöhung im
Sommer einen Umsatzanstieg
beim Wohnungsbau, erklärte
Hubert.

Steigender Preisdruck, insbe -
sondere durch illegale Beschäf -
tigung und staatlich subventio -
nierte Tätigkeiten, die sich wei -
ter verschlechternde Zahlungs-
moral und die geringe Investi-
tionsbereitschaft seien Ursa -
chen für die ungünstige Ent -
wicklung. Dazu kämen die
ungünstigen gesetzlichen Rah -
menbedingungen, insbesondere
die weiter steigenden Lohnzu -
satzkosten, der überzogene
Kündigungsschutz und die aus-
ufernde Bürokratie.

Nur ein radikaler Umbau des
Systems könne die Lohnzusatz -

kosten wirklich senken. Der So-
zialstaat müsse künftig viel stär-
ker über Steuern statt über Sozi-
albeiträge finanziert werden.
Nur das werde die klassischen
Arbeitsplätze deutlich entlasten
und wieder bezahlbar machen.
Eine neue Bundesregierung
müsse schnell handeln. Denn
am Bau gehe der Arbeitsplatz-
abbau mit großer Geschwindig-
keit weiter. Von rund 1,5 Millio-
nen Beschäftigten im Jahr 1995
seien heute in der deutschen
Bauwirtschaft nur noch 730.000
geblieben.

Die Mehrwertsteuer für ar -
beitsintensive Dienstleistungen
müsse gesenkt werden, denn
der Staat verdiene an ihnen dop-
pelt, forderte der Präsident.
Über die Mehrwertsteuer kas-
siere der Staat umso mehr, je
höher die Lohnkosten und der
Verrechnungspreis für die
Lohnstunde seien. Erfahrungen
im Ausland mit einer solchen
Senkung seien durchweg posi-
tiv. Es seien neue Arbeitsplätze
geschaffen und die Schwarzar -
beit sei eingedämmt worden.
Negative Auswirkungen auf die
Steuereinnahmen insgesamt ha-
be es nicht gegeben. r

Freuten sich über das moderne Schulgebäude (v. l.): MdL
Günter Gabsteiger, Architekt Klaus Kiener, Roßtals Erster
Bürgermeister Maximilian Gaul und Kultusstaatssekretär
Karl Freller. rr

Markt Roßtal:

Neue Hauptschule im
alten Gewand

Die Einweihung seiner generalsanierten Hauptschule konnte
der Markt Roßtal mit zahlreichen Ehrengästen feiern. Wie es
sich für eine christliche Gemeinschaftsschule gehört, nahmen
die kirchliche Weihung und Segnung die beiden Pfarrer Seidel
und Zottmann vor. Staatssekretär Karl Freller lobte die Art,
wie die Generalsanierung der Hauptschule Roßtal durchge-
führt wurde als „äußerst zeitgemäß“: Bewahrung und Er-
neuerung, Tradition und Innovation seien hier eine harmoni-
sche Verbindung eingegangen.

Auf den Fundamenten des al -
ten Schulhauses, mit Augenmaß
und Umsicht, aber auch mit der 
notwendigen Erneuerungskraft
wurde hier eine vorbildliche Mo -
dernisierung vorgenommen. Die
Hauptschule Roßtal hat dadurch
vielleicht eines der modernsten
Schulgebäude in ganz Bayern er -
halten. Das richtungsweisende
Wärmerückgewinnungssystem
des Schulgebäudes steht dabei
für eine optimale ökonomische
und ökologische Gebäudenut -
zung.“ Der Staatssekretär weiter:
„Die Sanierung der Hauptschule
ist ein Beweis für die Bereit -
schaft der Gemeinde, ihrer Ver -
antwortung für die kommende
Generation gerecht zu werden“.
Staatssekretär Karl Freller wür-
digte damit das  hohe finanzielle
Engagement des Marktes mit ei -
ner Gesamtsumme von mehr als
5 Mio. Euro für die Bildung sei -
ner Kinder.

Gelungener Kulturbau

Laut Bürgermeister Maximili -
an Gaul hat der Markt die Chan -
ce ergriffen, in einer Generalsa -
nierung und mit Mitteln des
Freistaates Bayern, eine neue
Schule im alten Gewand zu
schaffen. 

Für das Kleinzentrum Roßtal
mit 10.000 Einwohnern hat die
Hauptschule vor Ort mit einem
eigenen Profil große Bedeutung
als ein Zentrum für Bildung, Er-
ziehung und Kultur. In enger
Kooperation zwischen den Pla -
nern, dem Marktgemeinderat,
der Schulleitung, dem Kollegi -
um, der Schülerschaft und dem

Elternbeirat ist ein durchgestalte-
ter Kulturbau entstanden, der bei
Schülern und Lehrkräften, aber
auch in der Öffentlichkeit hohe
Anerkennung findet.

Das Ergebnis kann sich sehen
lassen. Die Schüler lernen in ei-
ner freundlich gestalteten Umge-
bung. Ein stimmiges, motivie-
rendes Farbkonzept, gute ar-
beitshygienische Bedingungen,
ein gesundes Raumklima, mo-
derne Möblierung und eine
nachhaltige Energieeinsparung
waren als Aufgabe gestellt und
wurden gemeistert. 

Vielfältiges Schulleben

Besonders stolz ist man über
die Neugestaltung der Fachräu-
me und der Aula. Die Schule
bietet damit nicht nur Raum für
eine breite Bildung in den Real-
fächern und für ein vielfältiges
Schulleben, sondern auch für ei-
ne ganze Palette von Veran-
staltungen der Volkshochschule,
Musikschule, dem Musikzug,
Kulturzelt und anderer zahlrei-
cher Vereine und Organisatio-
nen. Mit diesen Räumlichkeiten
wird der Markt Roßtal auch den
Anforderungen für Veranstaltun-
gen seiner aktiven Bürgergesell-
schaft gerecht, die sich unter an-
deren in fast 100 Vereinen spie-
gelt.

Schulleiter Gerhard Graefe bot
im neuen Schulhaus die Koope-
ration zwischen allen Nutzern an
und präsentierte stolz seine
Schulart und die dort möglichen
Leistungen zusammen mit Lehr-
kräften und Schülern tags dar -
auf beim Tag der offenen Tür.r

Krankenhaus Eggenfelden:

Genehmigung des 
Dritten Bauabschnitts

Die Freude war groß bei Landrätin Bruni Mayer als Aufsichts -
ratsvorsitzende der Kreiskrankenhäuser Rottal-Inn gGmbH, als
sie die erlösende Nachricht erhielt, dass der 3. Bauabschnitt der
Umbau- und Sanierungsmaßnahmen am Kreiskrankenhaus in
Eggenfelden genehmigt und die Baumaßnahme wurde für 2007
vorweg festgelegt ist. „Unter der Voraussetzung eines sogenann -
ten vorzeitigen Baubeginns kann aber schon 2006 mit dem Bau
begonnen werden und damit ist zweieinhalb Jahre später die Sa-
nierung aller drei Krankenhäuser abgeschlossen“, erklärte die
Landrätin den Ablauf.

Dass in Zeiten knapper öffent -
licher Kassen die Genehmigung
der Gelder relativ zügig über die
Bühne ging, schreibt Bruni May -
er vor allem dem Konzept für die
geplanten Baumaßnahmen zu.
„Es wurde anerkannt, dass sich
unsere Planung konsequent an
den Notwendigkeiten, vor allem
aber am Wohl des Patienten ori -
entiert“, unterstrich die Landrätin.
Zudem sei das Konzept der struk -
turellen Veränderungen an den
Krankenhäusern jetzt bestätigt
worden. 

Projektsteuerer Peter Christa
verwies darauf, dass ein „Kran -
kenhaus der kurzen Wege“ am
Abschluss der Baumaßnahmen
stehe. So werden im Erdgeschoss
zukünftig auf einer Ebene alle
Untersuchungen durchgeführt.
Künftig werde es auch mehr Be-
handlungsräume geben, unnötige
Wartezeiten könnten so vermie -
den werden.

Voneinander getrennt sind nach
Fertigstellung der Baumaßnah -

men auch die Wege von ambu-
lanten und stationären Patienten
zu den jeweiligen Untersu-
chungsbereichen. „Es ist in vielen
Krankenhäusern ein Problem,
dass Patienten, die im Bett zu ei-
ner Untersuchung gefahren wer-
den, immer durch Gänge ge-
bracht werden müssen, auf denen
ambulante Patienten oder Besu-
cher unterwegs sind und dort
auch vielleicht auf die Untersu-
chung warten müssen“, erklärte
Christa. So etwas werde es in Eg-
genfelden dann nicht mehr geben. 

Investiert werden runde zehn
Millionen Euro, 8,9 Millionen
Euro steuert der Freistaat bei.
Bruni Mayer betrachtet dies auch
als Anstoß für die regionale Wirt-
schaft. Natürlich müsse man so
eine Baumaßnahme dem Gesetz
entsprechend europaweit aus -
schreiben, aber: „Ich kann nur je-
de geeignete Firma aus der Regi-
on auffordern, sich an der Aus -
schreibungen zu beteiligen“, so
die Landrätin. DK

Lehrstuhl für Bodenordnung und
Landentwicklung, stehen die
ländlich geprägten Gemeinden in
den nächsten Jahren vor weitrei-
chenden Herausforderungen und
haben oftmals nur noch ein gerin-
ges eigenes Entwicklungspoten-
zial. Sie seien künftig insbesonde-
re auf neue Formen des bür-
gerschaftlichen Engagements und
interdisziplinär ganzheitliche Ent-
wicklungs- und Förderinstrumen-
te angewiesen, um auch weiterhin
für alle Dorfbewohner ein attrak-
tives Arbeits- und Wohnumfeld
bieten zu können. 

Generalkonservator Dr. Johan-
nes Greipl, Leiter des Bayeri-
schen Landesamtes für Denk-
malpflege in München, verwies
darauf, dass die Diskussion um
die Denkmalpflege eine politi-
sche Wertediskussion darstellt.
Der Glaube daran, gesellschaftli-
che Probleme seien vor allem
mit Mitteln der Wirtschaft zu lö-
sen, der Ökonomismus, domi-
niere die Reformdiskussionen.
Was gegenwärtig jedoch oft feh-
le, sei eine Verständigung darü-
ber, welche Anliegen der Gesell-
schaft etwas wert sind, an wel-
chen Leitbildern sie sich orien-
tieren will. Die Ökonomie habe
dann ihren berechtigten Platz,
wenn sie als Mittel, und nicht als
Zweck angesehen wird. DK
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Viergeschossiges Modulgebäude
in Rekordzeit realisiert

Kleusberg erstellt Erweiterungsbau für Theodor Mommsen Gymnasium
Hamburg/Bad Oldesloe. Lange Zeit blieb das Geld für drin -
gend erforderliche Erweiterungen und Sanierungen am Theo-
dor Mommsen Gymnasium in Bad Oldesloe aus. Die Schüler-
zahlen stiegen, die  Raumprobleme wuchsen. Besonders in den
naturwissenschaftlichen Fachräumen kamen deutliche  Ab-
nutzungserscheinungen zum Vorschein. Und das bei einer
Schule, die mit 1250 Schülern das größte Gymnasium in
Schleswig-Holstein ist. 

So entschloss sich die Stadt
Bad Oldesloe, Träger der nach
dem Literaturnobelpreisträger
Theodor Mommsen benannten
Schule, Ende 2004 für einen
modernen naturwissenschaftli -
chen Erweiterungsbau. Reali -
siert wurde aber kein konven -
tioneller Bau, sondern ein mo-
dernes Modulgebäude. Zeit-
und damit erhebliche Kosten -

vorteile sprachen für diese Lö-
sung. Den Zuschlag für das
Bauprojekt bekam die Hambur-
ger Niederlassung der Firma
Kleusberg, die in Deutschland
zu den größten Anbietern von
Modulgebäudesystemen gehört.
In nur 14 Wochen reiner Bau-
zeit wurde das viergeschossige
Gebäude fertig gestellt.

Insgesamt 90 Einzelmodule

mit je 14 Meter Länge und 4
Meter Breite wurden per Tiefla -
der angeliefert und vor Ort
montiert. Auf einer Brutto-Ge -
schossfläche von 2.741 Qua -
dratmetern entstanden so zwölf
Klassenräume, drei Physikräu -
me mit Nebenräumen, ein strah -
lensicherer Raum, vier Biolo -
gie- sowie zwei Chemie-

Modulen werden Büro-, Ver-
waltungs- und Sozialgebäude,
Kantinen, Kindergärten und
Schulen sowie weitere Gebäude
für Industrie, Institutionen und
die öffentliche Hand erstellt.

Der wesentliche Unterschied
zur konventionellen Bauweise
besteht in dem völlig ge-
gensätzlichen Erstellungskon-
zept. Anders als bei herkömm-
lich erstellten Gebäuden ent-
steht ein Modulgebäude bereits
im Werk und nicht auf der Bau-
stelle. Weitere Vorteile kann
die Modulbauweise für sich
verzeichnen: z. B. mehr Nutz-
fläche auf gleicher Grund-
fläche; kurze Bauzeiten durch
hohen Vorfertigungsgrad im
Werk oder Verwendung von
standardisierten Bauteilen und
dadurch wirtschaftlicher Vor -
teil für den Kunden durch
schnellere Nutzung der Räume.
Aber auch die trockene Bau-
weise und die hohe Lebenser -
wartung sind Vorteile der Mo-
dulbauweise. 

„Rundumprinzip“

Selbstverständlich weisen
Modulgebäude auch eine sehr
gute Wärmeisolierung und
Schalldämmung bei geringerer
Wandstärke auf. Fassade, Fen-
ster, Dachform und -Ein-
deckung können vom Kunden
ebenso individuell bestimmt
werden, wie die flexible Grund-
rissgestaltung oder die Innen-
ausstattung. Und: Modulgebäu-
de sind sogar „mobil“. Sie kön-
nen jederzeit demontiert und an
anderer Stelle wieder aufgestellt
werden. Kleusberg setzt auf 
das „Rundum- alles-aus-einer-
Hand Prinzip“. Von der Pla-
nung, über die Realisierung bis
hin zur kompletten Ausstattung
und Möblierung. r

Der naturwissenschaftliche Erweiterungsbau der Theodor-
Mommsen-Schule in Bad Oldesloe wurde aus Zeit- und Ko-
stengründen in Modulbauweise erstellt. rr

Übungsräume mit den dazu -
gehörigen Vorbereitungsberei -
chen. Der Liefer- und Lei -
stungsumfang von Kleusberg
beinhaltete die schlüsselfertige
Erstellung des Gebäudes, inklu -
sive Ausstattung und Einrich -
tung der naturwissenschaftli -
chen Räume.

Bauen mit System

Industriell hergestellte Mo-
dulgebäude ersetzen immer
häufiger die konventionelle
Bauweise. Mit vorgefertigten

Bayerische Landesbausparkasse:

Wachsendes 
Bauspargeschäft

Absatzniveau um eine Milliarde Euro erhöht
Sorgenkind Immobilienmarkt

München. Die Bayerische Landesbausparkasse (LBS) erziel-
te in ihrem Jubiläumsjahr 2004 das drittbeste Neugeschäft in
ihrer 75-jährigen Firmengeschichte. Mit 252381 eingelösten
Bausparverträgen und einer Bausparsumme von 5993,9 Mil-
lionen Euro lag es im Stückbereich um 16,7 Prozent und im
Summenbereich um 11,2 Prozent unter dem absoluten Spit -
zenjahr 2003.

Das Rekordergebnis des Vor-
jahres war allerdings beeinflus-
st durch starke Vorzieheffekte,
ausgelöst durch die monatelan -
ge Diskussion über die Ab-
schaffung von Wohnungsbau -
prämie und Eigenheimzulage.

Wie der Sprecher der Ge -
schäftsleitung, Franz Wirnhier,
bei der Bilanz-Pressekonferenz
in München betonte, spiegelt
die stabile Neugeschäftsent -
wicklung das positive Gesamt -
klima für das Bausparen wider,
das als sicheres und flexibles
Anlage- und Finanzierungsin -
strument breite Akzeptanz ge -
nießt. Dieser Grundstimmung
würden die Bauspartarife und
Finanzierungsprodukte der LBS
mit attraktiven Kreditkonditio -
nen und auch mit guten Rendi -
ten in besonderer Weise ge -
recht. Mit einem um 4,9 Millio -
nen auf 72,3 Millionen Euro
verbesserten Betriebsergebnis
vor Risikovorsorge habe die
LBS 2004 erneut ihre stabile
Ertragskraft bewiesen.

Hoher Zinsüberschuss

Trotz schwieriger Rahmenbe -
dingungen erreichte der Zins-
überschuss nach Wirnhier ein
Plus von 3,2 Millionen Euro auf
181,7 Millionen Euro. Rück -
gänge im kollektiven Zinser -
gebnis habe man mit Zinserträ -
gen aus den steigenden Vor-
und Zwischenfinanzierungskre -
diten kompensieren können.
Ein wesentlicher Beitrag zum
hohen Zinsüberschuss sei trotz
der ungünstigen Niedrigzins-
phase der verstärkten Anlage
freier liquider Mittel zuzurech -
nen gewesen. Günstig habe sich
der Verwaltungsaufwand mit ei -
nem Rückgang von drei Millio -
nen Euro auf 114,1 Millionen
Euro entwickelt.

Die anhaltende Talfahrt des
Wohnungsbaus bereitet der
LBS Sorgen, auch verursacht
durch das darunter leidende
Kreditgeschäft. So reduzierten
sich 2004 die Auszahlungen
von Bauspardarlehen um 8,5
Prozent und die der zugeteilten
Bausparguthaben um 7,9 Pro-
zent. Bau- oder kaufwillige
Kunden würden auf die Zutei -
lung verzichten und stellten ihre
Kauf-, Modernisierungs- oder
Umbauwünsche zurück. Wegen

der „einmalig günstigen Bau-
darlehen“ im gegenwärtigen
Zinsumfeld verzichten viele
Kunden auf ihr Bauspardarle-
hen und rufen nur ihr Guthaben
ab. Dass bei den Zuteilungen
im laufenden Jahr dennoch ein
leichter Zuwachs zu verzeich-
nen ist, führt Wirnhier vor al-
lem darauf zurück, dass die
LBS zum 1. April die Auszah-
lung der Bauspargelder be-
schleunigt hat. 

Der Abwärtstrend des Woh-
nungsbaus setzt sich, so Wirn-
hier fort, nachdem sich der
kurzfristige Anstieg, ausgelöst
durch Attacken der Regierung
auf die Eigenheimförderung, als
Strohfeuer erwiesen habe. So
sanken 2004 die Baugenehmi-
gungen für Eigenheime um 14,1
Prozent und in den ersten drei
Monaten 2005 sogar um 45,1
Prozent. „Wer sich Sorgen um
seinen Arbeitsplatz macht, wagt
keine Investitionen in der
Größenordnung einer Immobi-
lie“, meinte Wirnhier. Mit ihrer
extrem kritischen Haltung zum
Wohneigentum habe die Bun-
desregierung auch niemanden
Mut gemacht.

Bausparen im Trend

Der Wachstumstrend für das
Bausparen hält auch in diesem
Jahr an: In den ersten sechs Mo-
naten liegt das Neugeschäft der
LBS mit einer Bausparsumme
von 3,34 Milliarden Euro nur
knapp unter dem Rekordwert
des ersten Halbjahres 2003 und
weit über dem schon „sehr gu-
ten Vorjahr“. Von den erwarte-
ten Bundestagswahlen und den
„grundsätzlichen Weichenstel-
lungen, die danach anstehen“,
erhofft sich Wirnhier vor allem
einen „nachhaltigen Stimmungs -
umschwung“. Missmut und Ver-
drossenheit müssten Zuversicht
und Tatkraft weichen.

Eine gesellschaftspolitische
Aufwertung des Wohneigen-
tums, das 80 Prozent der Bevöl-
kerung als erstrebenswert be-
trachten, könne wesentlich dazu
beitragen. „Das würde die Stim-
mung im Lande heben und die
Konjunktur ankurbeln“, zumal
die Wohneigentumsquote in der
Bundesrepublik erst 42 bis 43
Prozent und in Bayern 47 Pro-
zent betrage. E. Scholl

REAL I.S. AG:

Immobilien-Benchmarking
setzt sich durch

Über 100 Kommunen nehmen am Projekt 2005 teil
Am Verbundprojekt der REAL I.S. AG, einer 100%igen Toch-
ter der BayernLB und einem Unternehmen der Sparkassen-
Finanzgruppe, nehmen auch im Jahr 2005 108 Kommunen
teil. Bayern bildet mit 71 Teilnehmern die Spitze, gefolgt von
25 Kommunen aus Baden-Württemberg und weiteren Teilneh-
mern aus Nordrhein-Westfalen, Saarland und Rheinland-
Pfalz. Unterstützt wird dieses innovative Projekt auch von
zahlreichen bayerischen kommunalen Spitzenverbänden. 

Die hohe Beteiligung an der
Initiative zeigt den zunehmen -
den Stellenwert, den Kom-
munen der Ressource „Immobi -
lie“ widmen. Am Immobilien-
Benchmarking für Kommunen
haben 69 Kommunen teilge -
nommen. Über 1.000 Gebäude
mit einer Gesamtfläche von
rund 2,3 Millionen Quadratme -
ter Bruttogrundfläche werden
im Kennwertvergleich auf Eins-
parpotenziale besonders im Be -
triebskostenbereich hin analy -
siert. Laut Projektleiter Stefan
Bogenberger „ist die Immobili -
en-Datenbank mit nun 177
Kommunen, über 1.600 Gebäu -
den und mehr als fünf Millionen
Quadratmeter Bruttogrundfläche
in dieser Qualität in der Bundes-
republik wohl einmalig“.

Das Verbundprojekt wurde
bereits 2004 erfolgreich in Bay -
ern angeboten und soll nun in
den nächsten Jahren institutio -
nalisiert werden. „Aufgrund der
enorm großen Nachfrage wer -
den wir die Initiative, die bereits
mit dem Anwenderpreis der 
Immobilien-Fachpresse ausge -
zeichnet wurde, in 2006 den
Kommunen bundesweit anbie -
ten“ prognostiziert Direktor Dr.
Lars Bernhard Schöne.

Die REAL I.S. ist als
100%ige Tochter der Bayern
LB die Assetmanagement Ge -
sellschaft für gewerbliche Im-
mobilien. Neben der klassi -
schen Unternehmensberatung

für Immobilienbestandshalter
sowie der Immobilienentwick-
lung ist die REAL I.S. auch ei-
ner der größten deutschen,
bankgebundenen Initiatoren.
Seit 1991 wurden mehr als 70
Fondsangebote mit einem Ge-
samtinvestitionsvolumen von
über 3,1 Mrd. Euro für das Pri-
vatkundengeschäft und für in-
stitutionelle Investoren emit-
tiert. Die umfangreiche Pro-
duktpalette umfasst u. a. Immo-
bilienfonds im In- und Ausland,
Schiffsbeteiligungen, Medien-
fonds und Private Equity. Zu-
sätzlich gehören individuelle
Speziallösungen, Portfolioma-
nagement und das Management
von institutionellen internatio-
nalen Immobilienportfolien zu
unserem Angebot. Die REAL
I.S. ist mit einem ganzheitlichen
Qualitätsmanagementsystem
DIN EN ISO 9001:2000 des
TÜV Süddeutschland zertifi-
ziert. Weitere Informationen un-
ter www.realisag.de

Ansprechpartner: REAL
I.S. AG Gesellschaft für Im-
mobilien Assetmanagement
Innere Wiener Sstr. 17 81667
München   Dr. Lars Bernhard
Schöne Direktor  Tel.: 089 - 48
90 82 - 329 Fax: 089 - 48 90 82
- 304 e-mail: lars.schoene
@realisag.de  Dipl.-Ing. Ste-
fan Bogenberger, MSc. Pro-
jektleiter Tel.: 089 - 48 90 82 -
334  Fax: 089 - 48 90 82 - 304
e-mail: stefan.bogenberger@
realisag.de rr

Unterfränkische Wohnungswirtschaft:

Modellhafte Konzepte
im Fokus

„Energieeffizientes Bauen“ und „Wohnungsmodernisierung
mit Wohnumfeldgestaltung“ lautete das Motto eines Experten-
gesprächs der Regierung von Unterfranken in Würzburg.
Rund 30 Teilnehmer von 16 unterfränkischen Wohnungsun-
ternehmen nahmen die Gelegenheit wahr, geförderte und mo-
dellhafte Wohnungsbauprojekte vor Ort zu besichtigen und
sich über dabei gewonnenen Erfahrungen auszutauschen.

Ausgewählt wurden gelunge -
ne Projekte der Baugenossen -
schaft für Eisenbahner und der
Stadtbau in Würzburg sowie der
Städtischen Wohnungsbauge -
sellschaft in Ochsenfurt. Neben
wertvollen Tipps beim Umgang
mit energiesparenden Maßnah -
men unter anderem auch bei
denkmalgeschützten Gebäuden,
erhielten die Teilnehmer praxi -
serprobte Informationen über
den Einsatz innovativer Energie-
effizienztechnik bei Wohnungs-
modernisierungen.

Im Rahmen eines geförderten
Pilotprojektes in Ochsenfurt war
es gelungen, über eine intelligente
Verknüpfung innovativer Tech -
nologien bei einer Wohnsiedlung
der 60er Jahre eine Einsparung
der Heizenergie um 80 Prozent
und eine CO2-Reduktion um 98
Prozent gegenüber dem vorheri -
gen Bestand zu erreichen.

Soziale Stabilisierung

Bei den zahlreichen Ge-
sprächen war man sich darüber
einig, dass eine zukunftsorientier -
te, energieeffiziente Modernisie-
rung des Wohnungsbestandes mit
Aufwertung des Wohnumfeldes
nicht nur einen wertvollen Bei -
trag zur CO2-Einsparung dar -
stellt, sondern auch zur sozialen

Stabilisierung und Aufwertung
ganzer Quartiere beiträgt. DK

Neumarkt in der Oberpfalz:

10.000 Euro pro 
Kind für Bauherren
Die Stadt Neumarkt in der

Oberpfalz will künftig ein be-
sonderes Kindergeld zahlen.
Die 41.000 Einwohner große
Kommune verspricht Bauherren
pro Kind 10.000 Euro, wenn sie
von der Stadt ein Grundstück
kaufen und mit einem Eigen-
heim bebauen. In den Genuss
des Baukostenzuschusses sollen
Familien, aber auch Alleinerzie-
hende kommen, teilte die Stadt
mit. Zudem plant die Kommune
die Errichtung einer Siedlung
speziell für Familien mit Kin-
dern. Dort sollen ab dem Herbst
auf 13.000 Quadratmetern insge-
samt 41 Reihenhäuser entstehen.
Die Häuser sollen inklusive
Grundstück und Erschliessungs-
kosten maximal 200.000 Euro
kosten. Neumarkt zählt aufgrund
der zahlreichen mittelständischen
Unternehmen, die sich in der
Stadt niedergelassen haben, zu
den finanzkräftigsten Kommunen
in Bayern. Die Stadt profitiert da-
bei von der Nähe zum Ballungs -
raum Nürnberg. DK

Änderungen des Baurechts:

Gemeindetag stimmt
Kompromisslösung zu

„Zentrale Forderungen des Bayerischen Gemeindetags sind er-
füllt. Den jetzt seitens des Freistaats vorgeschlagenen Neurege-
lungen in der Bayerischen Bauordnung können wir zustimmen.
Eine großzügige Übergangslösung ermöglicht eine sozialver-
trägliche Umstellung in den Kommunen“ sagte Dr. Uwe Brandl,
Präsident des Bayerischen Gemeindetags, in München. 

Die Oberste Baubehörde im
Bayerischen Innenministerium
hat Bayerns Gemeinden, Märk-
ten und Städten folgende Neure-
gelungen vorgeschlagen: 
ll Die liberalisierten neuen Ab-
standsflächenvorschriften sollen
erst zum 1. Januar 2012 in Kraft
treten, sofern sie nicht die Ge -
meinde durch örtliche Bauvor-
schrift schon früher einführt.
ll Die Grundforderung nach
Stellplätzen, die sich am verur-
sachten Bedarf orientieren,
bleibt in der Bauordnung erhal -
ten. Den Gemeinden wird die
Möglichkeit gegeben, in Ortssat -
zungen eigene Regelungen vor -
zusehen, die den Grundstell -
platzbedarf modifizieren und
insbesondere verringern können. 
ll Die Gemeinden sollen künf-
tig im Bebauungsplan festsetzen
können, dass das Freistellungs-
verfahren für gewerbliche und
handwerkliche Bauvorhaben

ausgeschlossen ist. Die Einhal-
tung ortsrechtlicher Vorschriften
soll weiter Voraussetzung des
Freistellungsverfahrens bleiben. 
ll Beim vereinfachten Verfah-
ren werden auch in Zukunft orts-
rechtliche Vorschriften geprüft
werden. Abstandsflächenbestim-
mungen, das Verunstaltungsver-
bot und Stellplatzanforderungen
sollen allerdings nicht mehr ge-
prüft werden. 

Seit Jahren plant das Bayeri-
sche Innenministerium eine
Novellierung der Bayerischen
Bauordnung. Eine erste Fas-
sung wurde von den kommuna-
len Spitzenverbänden nicht ak-
zeptiert. Die jetzt gefundene
Kompromisslösung könnte das
Gesetzgebungsverfahren be-
schleunigen. Eine novellierte
Bayerische Bauordnung könnte
so möglicherweise im Laufe
des nächsten Jahres in Kraft
treten . r
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Fachfirmen - Aus der Praxis für die Praxis:

Ultrafiltration sichert höchste
Trinkwasserqualität 

Bakterien, Viren, Trübung - die Ultrafiltration hat sich durchgesetzt

Die nächste Schlechtwetterfront kommt bestimmt, das Hochwas -
ser irgendwo im Wassereinzugsbereich lässt nicht lange auf sich
warten. In solchen Fällen kommen spannende Entscheidungen
auf die Wasserwerksleitung zu. Wird sich die Qualität des Roh -
wassers wieder so verschlechtern, dass die Wasseraufbereitungs -
anlage abgestellt werden muss? Müssen die Haushalte und Be-
triebe mit teuer zugekauftem Fremdwasser versorgt werden?

Häufig beeinflusst Oberflä-
chenwasser das Einzugsgebiet
der Trinkwasserversorgung, die
Wasserqualität im Laufe eines
Jahres ist wiederholt durch Trü-
bung und mikrobiologische
Verunreinigungen durch Bakte -
rien und Viren gefährdet.

Ultrafiltration
schafft Abhilfe

Die Ultrafiltration bildet eine
absolute Barriere für alle Parti -
kel im Wasser - bis hin zu Viren
- und schafft so Abhilfe. Auf-
grund der sehr niedrigen Trenn -
grenze von etwa 0,01 µm, wer -
den sämtliche Partikel zu 100 %
entfernt. Die Partikelmessungen
im Ablauf einer Ultrafiltration
ergeben extrem niedrige Rest -
konzentrationen (Größenord-
nung 0,5 bis 2 Partikel je ml)
und die Trübungsmessung zeigt
nur noch Werte des Grundrau -
schens des Messgerätes von in
der Regel 0,01 bis 0,02 NTU.
Sämtliche im Rohwasser vorlie -
genden Bakterien und Einzeller
werden ebenfalls zu 100 % ab -
filtriert. Das alles in verlässli -
cher Betriebsweise.

So funktioniert die
innovative Technik

Die Ultrafiltration ist eine
weiterhin herausfordernd inno-
vative Technik, sie wird noch
ständig weiter entwickelt. Er-
fahrungen liegen reichlich vor,
sie ist inzwischen ein erprobtes
Verfahren, das international seit
etwa 15 Jahren großtechnisch in
der Wasseraufbereitung einge -
setzt wird. 

Es wird auf zwei maßgebli-
che Kriterien geachtet: Einer -
seits auf die Auswahl der je-
weils optimalen Membran hin-
sichtlich der Modulkonzeption,
dem Material und dem Faser -
aufbau. Andererseits auf das ab-
solut eigenständige Know-how

den unteren Anschluss des
Modulkunststoffrohres ein und
strömt im Inneren der Kapilla -
ren weiter. Die Rohwasser-
pumpen drücken es aus den
Kapillaren nach außen, dann
wird das Wasser als sogenann-
tes Permeat durch einen
Außenring wieder aus dem
Modulrohr abgezogen. Bei der
Rückspülung werden diesel -
ben Anschlüsse benutzt, je -
doch zum Teil in umgekehrter
Fließrichtung.

Planung und Auslegung

Die detaillierte Auslegung ei -
ner Anlage erfordert hinrei -
chende Erfahrung des Anlagen -
bauers und in schwierigen Fäl -
len vielleicht sogar Pilotversu-
che. Abhängig von der Wasser -
menge und der spezifischen
Oberfläche eines Membranmo-
duls wird die Anzahl der zu in -
stallierenden Module errechnet.
Der Basisauslegungswert ist da -
bei die spezifische Membranbe -
lastung, der Flux, der mit einem
fachkundigen Blick auf die
Rohwasseranalysen in „Liter je
m2 Membran und Stunde“ fest -
gelegt wird. Der Flux wird
bei Überdruckmembranen zwi-
schen 70 und 100 l/m²h liegen.

Die Planung der Gesamtanla -
ge fordert zusätzliche Punkte,
die zu berücksichtigen sind -
zum Beispiel:
ll Mit der hydraulischen Kon-
zeption der Anlage wird je nach
Durchsatz die Gesamtleistung
auf eine, zwei oder mehrere
Parallelstraßen aufgeteilt. Das
erhöht die Anlagensicherheit
und führt zu relativ kleinen Do-
sierstationen. 
ll Die Spülung mit und ohne
Chemikalien wird im Zuge der
Planung und später in den er -
sten Wochen des Betriebes opti -
miert. Das heißt, dass abhängig
von der Trübungsqualität die

verschiedenen Spülweisen pro-
grammiert und gefahren wer -
den, um mit möglichst langen
Betriebszyklen wirtschaftlich
zu bleiben.
ll Das Konzept der chemischen
Reinigung muss eine flexible
Programmgestaltung zulassen,
um in großen zeitlichen Abstän-
den neben der regelmäßigen
Wasserspülung auch mit Che-
mikalien reinigen zu können,
verschiedene Mittel müssen
möglich sein. 

Das Projekt mit 
stehenden Druckmodulen

Das Foto der Anlage (siehe
rechts) widerspiegelt eine zeit-
gemäße und praxisorientierte
Tendenz, die sich durchsetzt -
die Racks werden mit stehenden
UF-Überdruckmodulen ausge-
stattet. Die Bauweise spart ge-
genüber liegend oder saugend
ausgeführten Anlagen Platz,
außerdem sind Wartung und
Austausch einfach, es werden
keine Hebezeuge o. ä. erforder-
lich. 

Das Beispiel zeigt das Was-
serwerk Bad Kissingen, das 115
m³/h nach einer Vorentsäuerung
mit der Ultrafiltration aufberei-
tet. Die Ultrafiltration verringert
die Trübungswerte auf 0,012 bis
0,015 NTU und desinfiziert das
Wasser. Die Anlage arbeitet ab-
solut stabil; das bestätigen die
hohen Werte der Permeabilität,
die bei über 350 l/m2h bar lie-
gen und eine Ausbeute von
praktisch 98 % - Hinweise auf
die korrekte Auslegung und den
optimierten Betrieb der Anlage.

Die Betriebskosten für Strom
und Chemikalien für Ultrafiltra-
tionsanlagen hängen natürlich
von den spezifischen Umstän-
den ab. Sie sind gering und lie-
gen bei etwa 1 bis 3 Cent/m3  für
Strom und Chemikalien. Dies
ist nicht zuletzt bedingt durch
den geringen Druckverlust der

des Anlagenbauers, der das
Grundelement „Ultrafiltrations -
modul“ in die Gesamtanlage in-
tegriert. Das trifft für Neuanla-
gen wie für Anlagenerweiterun-
gen vorhandener Trinkwasser -
aufbereitungen zu.

Der Markt bietet heute wei-
terentwickelte Membranen, die
sich durch sehr hohe mechani-
sche und chemische Robustheit
auszeichnen. Beispielweise er -
geben sich durch Bündelung
mehrerer Hohlfasern von 0,8
mm Innendurchmesser zu einer
Verbundfaser mit 4,2 mm
Durchmesser sehr stabile me-
chanische Eigenschaften. 

Wie funktioniert die Filtration
nun? Das Rohwasser fließt in

Ultrafiltrationsanlage Bad Kissingen für 36 m3/h. 
Bild: Hans Brochier

gem Betreuungs- und Betriebs -
kostenaufwand aus. Schließlich
folgen sie der obersten Prämis-
se: „Die Ultrafiltration im Was-
serwerk muss einfach funktio-
nieren!“

Die Versorgungssicherheit der
Wasseraufbereitung ist unbe-
stritten wichtig. Sie wird mit ei-
ner Ultrafiltration objektiv ge-
steigert und es muss bei entspre-
chenden vom Wetter verursach-
ten schlechteren Rohwasserqua-
litäten kein kostenträchtiges
Fremdwasser bezogen werden,
so rechnet sich die Investition
auch nach kurzer Zeit.

Darüber hinaus ist der An-
spruch an den Anlagenbauer
klar definiert: Außer der pro-
funden Erfahrung sind termin-
gerechte und flexible Auf -
tragsabwicklung sowie gege-
benenfalls die Integration der
neuen Anlage bei laufendem
Betrieb selbstverständlich. Ei-
genständiges Know-how und
schließlich technische und
menschliche Kompetenz si-
chern den Projekterfolg, denn
mit der neuen Ultrafiltrations-
anlage beunruhigt ein schlech-
ter Wetterbericht die Betriebs-
leitung nicht mehr.

Membran, der hier z.B. bei etwa
0,3 bis 0,4 bar liegt, und dem
äußerst niedrigen Chemikali -
eneinsatz für periodische Spü-
lungen. 

Der Normalbetrieb und
selbstverständlich alle Spülvor-
gänge (ohne und mit Chemika -
lien) laufen automatisch ab, die
Anlagenleistung, verschiedene
Betriebszustände und die Was-
serqualität werden überwacht
und protokolliert. Der Routine -
check mit 1 bis 1,5 Stunden pro
Woche und die Ergänzung des
Chemikalienvorrates in Mo-
natsabständen werden vom ge -
schulten Personal übernommen. 

Auf die Ultrafiltration
ist Verlass

Die Ultrafiltration hat inzwi-
schen bewiesen, dass sie für
Trinkwasser eine kostengünsti -
ge und hocheffiziente Aufberei -
tung ist, die mit allen Schwan -
kungen der Rohwasserqualität
hinsichtlich Partikeln und mi -
krobiologischen Verunreinigun -
gen zurechtkommt und Wasser
höchster Qualität produziert.
Die Anlagen sind verlässlich
und kommen mit denkbar gerin -

Umweltminister Dr. Werner Schnappauf:

Bayerns Seen laden zum Bade
Durchwegs gute Badewasserqualität bescheinigte Gesund-
heitsminister Werner Schnappauf den 230 überwachten bayeri-
schen Badeseen anlässlich des „Tag des Badens“. Schnappauf:
„Für den Sommerurlaub in Bayern gilt ‘Baden am See, überall
okay’. Bei rund 98 Prozent aller Badeseen ist die Wasserqualität
gut; bei 83 Prozent sogar sehr gut.“

Jährlich werden dem Minister
zufolge etwa 10.000 Proben
von bayerischen Badestellen
unter die Lupe genommen. Die
Badestellen werden regelmäßig
im Zwei-Wochen-Turnus von
den Gesundheitsämtern nach
der bayerischen Badegewässer-
Verordnung überwacht. In der
abgelaufenen Badesaison 2004
hielten 99 Prozent der Seen die
vorgeschriebenen EU-Hygiene-
Pflichtwerte ein. Diese Quote
liegt deutlich über dem deut -
schen und europäischen Durch -
schnitt.

Untersuchungsprogramm

Die Badegewässerqualität der
bayerischen Badegewässer ist
in der Regel sehr gut bis gut.
Heuer wurde nur an vier anson -
sten unauffälligen Badestellen
jeweils eine Grenzwertüber -
schreitung gemessen, die durch
starke Niederschläge vor den
Probenahmen verursacht wur-
den. Die Nachbeprobung zeig-
te bereits bei zweien keine
Grenzwertüberschreitungen
mehr. Das Untersuchungspro-
gramm umfasst vor allem Bak -
terienarten, die regelmäßig in
Ausscheidungen von Mensch
und Tier vorkommen. Zum

Schutz der Badegäste werden
nährstoffreiche stehende Ge-
wässer auch auf Blaualgen un-
tersucht. Solche Seen neigen
während Hitzeperioden zu über-
mäßigem Algenwachstum. Be-
stimmte Blaualgenarten können
Gifte bilden, die Beeinträchti-
gungen der Gesundheit zur Fol-

ge haben können. Erfreulich ist
auch, dass den Gesundheitsäm-
tern keine Gesundheitsbe -
schwerden im Zusammenhang
mit Blaualgenblüten gemeldet
wurden.

Bei Fragen zur Wasserqualität
des Badegewässers vor der
Haustür, gibt das zuständige
Gesundheitsamt Auskunft. Der
aktuelle Badegewässer-Atlas
der EU-Kommission ist unter
http://europa.eu.int/water/wa-
ter-bathing/report.html zu fin -
den. r

Förderung für biologische Abwasserreinigung in Kleinkläranlagen: 

Verlängerung bis 2008
Die Förderung für die biologische Abwasserreinigung in Klein-
kläranlagen wird bis 2008 verlängert. Darauf wies Umweltmi -
nister Werner Schnappauf in München hin.

Schnappauf: „Abwässer aus
den derzeit betriebenen her-
kömmlichen Kleinkläranlagen
belasten die Umwelt mehr als das
Abwasser von 95 Prozent der
bayerischen Bevölkerung, das in
kommunalen Kläranlagen gerei-
nigt wird. Deshalb ist es nötig,
Haushalten im ländlichen Raum,
die nicht an öffentliche Kläranla-
gen angeschlossen werden kön-
nen, bei der Nachrüstung ihrer
Kleinkläranlagen zügig zu hel-
fen“. Die Förderung für die Ver-
besserung der Abwasserreini-
gung beträgt rund 2.000 Euro pro
Anlage und kann sogar rückwir-

kend bis 1. Januar 2002 in An-
spruch genommen werden. 

Wer noch heuer den Antrag auf
Förderung stelle, so Schnappauf,
der könne mit einer zeitnahen
Auszahlung rechnen. Das Förder -
verfahren wird über eine spezielle
Internet-Plattform abgewickelt,
die mit dem BayernOnline-Preis
2005 in der Kategorie „eGover -
nment“ ausgezeichnet wurde.
Unter www.rzkka.bayern.de kön-
nen sowohl alle Förderschritte
eingegeben als auch alle erfor-
derlichen Informationen rund
um das Thema „Kleinkläranla -
gen“ abgerufen werden. r
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Deutschlands Leitungssysteme
werden marode

Zur Sanierung der Infrastruktur wären 13,5 Milliarden Euro jährlich nötig
Hilferuf der Bauwirtschaft auch an die Kommunen

In Deutschland bedroht schleichender Verfall die unterirdischen
Leitungsnetze. Etwa 20 Prozent der öffentlichen und 30 Prozent
der privaten Kanäle sind sanierungsbedürftig. Das macht insge-
samt rund 660.000 schadhafte Leitungskilometer aus. Diesem
Verfall kann nach Ansicht von Fachleuten nur mit Investitionen
von jährlich 13,5 Mrd. Euro entgegengewirkt werden.

Repräsentanten aus Politik,
Wissenschaft und Bauwirtschaft
haben deshalb auf der Münchner
Tagung „Leitungsinfrastruktur in
Not“ an kommunale und private
Ver- und Entsorgungsunterneh -
men appelliert, dringend not -
wendige Investitionen zum Er-
halt der unterirdischen Leitungs-
infrastruktur zu tätigen, sowie
die Voraussetzungen zu einer
nachhaltigen Modernisierung zu
schaffen. Zu der Konferenz hat -
ten die ARGE Deutscher Lei -
tungsbau und der Bayerische
Bauindustrieverband (BBIV)
eingeladen, um eine aktuelle Be-
standsaufnahme vorzunehmen
und konstruktive Lösungswege
für die bestehenden Herausfor-
derungen technischer rund finan -
zieller Art aufzuzeigen.

Höhere Investitionen

„Wir brauchen erheblich höhe-
re Investitionen in Wasserleitun -
gen, Abwasserkanäle, Strom-,
Gas- und Kommunikationsnetze,
also in die unterirdischen Lebens-
adern unserer Gesellschaft“, for -
derten Dipl.-Ing. Klaus Küsel,
Präsident des Rohleitungsbauver -
bandes, und Dipl.-Ing. Walter Ar-
nold, BBIV-Repräsentant.  „Wür -

den die Entsorgungsbetriebe nur
ein Prozent ihrer Kanäle und die
Energie-, Gas- und Wasserwirt-
schaft nur die nötigen zwei Pro-
zent ihrer Netze erneuern, ent-
stünden rund 100.000 neue Ar-
beitsplätze“, so Küsel weiter.

Ziehen an einem Strang

Das Geld für diese Aufgaben
sei vorhanden. Der Bürger zahle
seine Wasser-, Abwasser- und
Gasrechnung. Doch diese Mil-
liardenbeträge würden nicht
zweckgebunden für die Lei-
tungsinfrastruktur eingesetzt,
sondern über die verschiedens-
ten Wege der Quersubventionie-
rung zweckentfremdet. „Es geht
in unserer Kampagne nicht dar-
um, den Schwarzen Peter den
Versorgern und Leitungsbetrei-
bern zuzuschieben.“ Politik,
Kommunen, öffentliche und pri-
vate Netzbetreiber sowie die
Leitungsbauindustrie müssten
vielmehr an einem Strang zie-
hen, um die Funktionsfähigkeit
der deutschen Leitungsinfra-
struktur langfristig sicherzustel-
len, so der gemeinsame Appell
von Küsel und Arnold.

Ein Wasserrohrbruch unter der
Berliner Stadtautobahn, der ein

Verkehrschaos verursachte, eine
defekte Kabelleitung zum Bre-
mer Weserstadion, die die Über -
tragung eines Bundesligaspiels
um Stunden verzögerte, verrotte-
te Kanalsysteme unter Münchner
Kasernengeländen mit der Folge
verseuchter Böden - das seien
unabweisbare Belege für ticken -
de Zeitbomben unter der Erde. 

Eigenüberwachung

Nach Expertenschätzungen
dürften deutschlandweit rund
400 Mio. cbm Abwässer aus de-
fekten Kanälen entweichen.
„Dies ist eine Menge, die einen
Güterzug füllen würde, der
zweieinhalbmal um den Erdball
reicht“, so Arnold. Der BBIV-
Vertreter forderte in diesem
Zusammenhang die stringente 
und flächendeckende Einhaltung 
der bayerischen Eigenüberwa -
chungsverordnung für Wasser -
ver- und Abwasserentsorgungs-
anlagen und die Umsetzung der
gesetzlichen Vorgaben für die
Einrichtung eines Abwasserka-
tasters. 

Ferner müssten in der extrem
kleinstrukturierten kommunalen
Wasserver- und Abwasser-ent -
sorgung wirtschaftlich effekti -
vere Strukturen geschaffen wer -
den, um sich im Wettbewerb zu
behaupten. Auch die steuerliche
und organisatorische Zusam-
menlegung von Wasser und Ab -
wasser, die rasche Umstellung
der Kommunen auf eine kauf-
männische Haushaltsführung so-
wie die verbindliche Definition
von organisatorischen Mindest -
anforderungen an Versorgungs-
unternehmen seien unbestrittene
Bestandteile der notwendigen
Restrukturierung und Moderni -
sierung.

Bei der Tagung im Haus der
Bayerischen Wirtschaft spra -
chen vor ca. 100 Teilnehmern
u.a. die Staatssekretärin des
bayerischen Umweltministeri -
ums, Emilia Müller, Prof. Joa -
chim Eichinger von der Stadt -
entwässerung München, Prof.
Harald Roscher von der Fach -
hochschule Erfurt sowie Dipl.-
Kfm. Hans-Dieter Karl vom
ifo-Institut für Wirtschafts-
forschung, Dipl.-Ing. Manfred
Fiedler von der Stadtentwässe -
rung Göttingen sowie Dipl.-Ing.
Josef Flieser vom Güteschutz
Kanalbau.  dhg.

GZ-Interview mit Klaus Küsel, Präsident des Rohrleitungsbauverbands e.V.:

Die Bürger dürfen 
eine ehrliche Rechnung erwarten

GZ: Im Bausektor sind insgesamt 700.000
Arbeitplätze weggefallen und im Rohrlei -
tungsbau gehen mittlerweile zehn Prozent
der Firmen jährlich in Konkurs. Ist das der
Grund Ihres Verbandes, nachhaltige Investi -
tionen in die kommunale Leitungsinfrastruk-
tur zu fordern?

Küsel: Ein ganz klares Nein. Die ARGE deut -
scher Leitungsbau fühlt sich je-
doch verpflichtet, die Verant-
wortungsträger in unserem
Land daran zu erinnern, dass
im Rohrleitungssektor drin-
gend etwas getan werden muss.
Wir dürfen nicht zusätzlich zu
den immensen Schulden, die
wir in Deutschland schon ma-
chen, auch noch unsere Infra-
struktur abwirtschaften. Dies
wäre eine zusätzliche arglistige
Kreditaufnahme bei der näch-
sten Generation. Nur das ist
unser Ansatz. Im Rohrleitungs -
bereich warten gewaltige Auf-
gaben auf uns. Wenn wir sie
vernachlässigen, wird es bald
nicht mehr ausreichend Fach-
personal hierfür geben, es kommt zu weiterer
Überschuldung und in ein paar Jahren wissen
wir nicht mehr, wer die Aufgaben erledigen soll.

GZ: Aber Sie bilden immer noch jährlich
16.000 Leute aus.

Küsel: Das ist richtig. Der Rohrleitungsbau -
verband selber, als Mitglied der Arbeitsgemein -
schaft Leitungsbau, tut natürlich alles, um die
Weiterbildung aufrecht zu erhalten. Unsere Be -
obachtungen zeigen jedoch, dass Firmen, oder
Mitarbeiter, die einmal unsere Branche verlas-
sen haben, nie mehr in diesen Bereich zurück -
kehren. Wir machen darauf aufmerksam, dass
die Investitionen verstetigt werden müssen: Nur
so wird weiterer Personal- und Firmenabbau
verhindert. Diese Kräfte fehlen uns nämlich
dann, wenn die Investitionen nachgeholt werden
müssen.

GZ: Aber unsere Infrastruktur in Deutsch-
land ist doch nicht schlecht und sehr umfang-
reich. Weil die Netze so groß sind, ist der Pfle-
ge- und Erhaltungsaufwand ebenfalls höher.

Küsel: Ich appelliere an die Gemeinsamkeit -
von Bauindustrie, Versorgungs- und Entsor-
gungswirtschaft. Gemeinsam müssen wir über-
legen, wie wir Ver- und Entsorgung weiter auf
einem europäisch vernünftigen Standard halten.
Wir sind ein Industrieland und deshalb darauf
angewiesen. Im Grunde ist es wie mit den Auto -
bahnen und den Straßen. Wenn sie nicht gepflegt
werden, ist in absehbarer Zeit der Sanierungsbe-
darf ungleich höher, als es der permanente Er-
haltungsaufwand wäre.

GZ: Aber bei den Straßen sind die Proble-
me schneller sichtbar.

Küsel: Im Rohrleitungssektor ist es noch ge -
fährlicher, wenn sie verkommen, als bei den
Straßen. Die Probleme sind nicht so sichtbar.
Was wir da unten in der Erde verbuddelt haben
ist ungeheuer teuer. Die unterirdischen Bauten
haben uns Bürger sehr viel Geld gekostet - 70 %

beim Straßenbau ist Erdbau; die Rohre sind das
Wenigste. Wenn wir nicht aufpassen, erwachsen
uns gewaltige Standortnachteile. 

GZ: Viele Leitungen in Deutschland sind
schon älter.

Küsel: Wir fordern eine Alterungsberechnung
der Netze. Jeder der ein Netz betreibt, muss ei-
gentlich genau wissen, welches mittlere Alter

sein Netz hat. Das ist häufig
nicht der Fall. Man geht nach
der Schadenshäufigkeit. Wenn
kein Schaden im Netz ist, meint
man, sei auch nichts zu tun.
Das ist ereignisorientierte In-
standhaltung. Eine moderne
Betriebsführung muss dem
Bürger eine Alterungsberech-
nung der Netze vorweisen. Die
Frage, ob man vom Bestand
gezehrt hat, oder ob der Be-
stand erhalten wurde, ist zu be-
antworten. Eine Bilanz ohne
Alterungsberechnung der Net-
ze ist kreative Buchhaltung. 

GZ: Bei Ihrer Veranstal-
tung gemeinsam mit der
Bauindustrie im vergange-

nen Dezember ging es auch um das Thema
Finanzierungsmöglichkeiten. Kommunen
könnten auch Investoren mit ins Boot holen. 

Küsel: Ja, PPP-Modelle sind eine Möglich-
keit. Aber meistens wäre das Geld vorhanden.
5,6 Mrd. Euro Gewinn haben die deutschen
Stadtwerke in den vergangenen Jahren erwirt-
schaftet. Diese Einnahmen sind zweckgebunden
und müssten wieder investiert werden. Das Pro-
blem besteht darin, dass aus diesen Töpfen viele
Ausgaben - z. B. Schwimmbäder u.v.a. - bestrit-
ten werden, die vollkommen sachfremd sind.
Das müsste endlich aufhören. Sollte es Finanzie-
rungsprobleme geben, wäre mit Sicherheit die
Privatwirtschaft in der Lage, die Finanzmittel
zur Verfügung zu stellen. 

GZ: Manche Kommunen vergeben ledig-
lich die technische und/oder kaufmännische
Betriebsführung an die Privatwirtschaft.
Chef bleibt der Bürgermeister.

Küsel: Da gibt es viele gute Modelle. Zahlen
muss am Schluss der Bürger. Er darf eine offene
und ehrliche Rechnung erwarten. Leider kommt
es jedoch immer wieder vor, dass mit den Ein-
nahmen aus dem Wasser- und Abwasserbereich
andere Aufgaben quersubventioniert werden.
Quersubventionen sind aber nur dafür da, dass
man Missstände nicht abstellt. Das ist alles.
Subventionen heißt doch: „Aufrechterhaltung
von Missständen.“ Wir müssen ehrlicher werden
mit dem, was wir tun. Wir haben die Aufgabe der
nächsten Generation nicht nur Schulden, son-
dern auch eine intakte Infrastruktur zu hinter-
lassen. 

Frau Merkel sagt: „Wir haben nichts zu ver-
schenken. Es gibt nichts mehr.“ Herr Rüttgers
sagt in Nordrhein-Westfalen das Gleiche. Der
Bürgermeister von Düsseldorf hat alle Töpfe ge-
stoppt und zahlt seit drei Jahren Schulden
zurück. In einer deutschen Großstadt! Es geht;
und es muss sein. r

Umweltminister Dr. Werner Schnappauf zu Hochwasserschäden: 

Verständigen über Schutzmaßnahmen
Die Hochwasserschäden im bayerischen Alpenvorland haben
nach ersten Schätzungen von Gemeinden, Landkreisen und
Wasserwirtschaftsverwaltung Schäden in zweistelliger Millio -
nenhöhe verursacht. Dies betonte Bayerns Umweltminister
Werner Schnappauf bei einer Zwischenbilanz in Unterwössen,
Lkr. Traunstein. 

Schnappauf: „Menschen ka-
men Gott sei Dank nicht zu
Schaden. Aber der Verlust von
Hab und Gut bedeutet für jeden
Einzelnen großen persönlichen
Kummer und finanziellen Ver-
lust. Bayern stellt zwei Millio-
nen Euro bereit, um die entstan-
denen Schäden an den staatli-

chen Hochwasserschutzeinrich -
tungen sofort zu beseitigen“. Ge-
rade angesichts der Klimaerwär -
mung und der damit verbunde -
nen zunehmenden Hochwasser -
gefahr bleibt die rasche Verbes-
serung des Hochwasserschutzes
ganz oben auf der Tagesordnung
von Staat und Kommunen. Der

Minister appellierte daher an alle
Kommunen und Grundeigentü-
mer, sich so schnell wie möglich
über nötige Schutzmaßnahmen
zu verständigen. Denn nicht sel-
ten, so Schnappauf weiter, zöge
sich aufgrund strittiger Grund-
stücksbelange der Baubeginn für
Hochwasserschutz-Maßnahmen
in die Länge. 

100 Millionen Euro für 
Verbesserungsmaßnahmen

Bewährt haben sich dem Mi-
nister zufolge die bereits ver-
wirklichten Hochwasserschutz-
maßnahmen, beispielsweise an
der Loisach in Garmisch-Parten-
kirchen. Auch die installierten
Wildholz-Rechen an den Wild-
bächen haben ihre Funktions-
tauglichkeit voll unter Beweis
gestellt. Angesichts der erneuten
Hochwasserschäden appellierte
Schnappauf eindringlich an alle
Gemeinden, der Vorsorge größt-
mögliche Bedeutung einzuräu-
men: „Auch wenn Hochwasser-
schutz Geld kostet, sind Vorsor-
gemaßnahmen unterm Strich im-

mer noch billiger als die Repara-
tur von Hochwasserschäden. Wo
keine Bebauung ist, kann es
auch keinen Schaden geben.“
Auch in diesem Jahr stehen dem
Minister zufolge in Bayern
knapp 100 Millionen Euro be -
reit, um den Hochwasserschutz
zu verbessern. In den letzten vier
Jahren waren es insgesamt 472
Millionen Euro.

Sorge um Abwasserabgabe

Sorgen bereitet dem Minister
ein Urteil des Bundesverwal -
tungsgerichts, demzufolge ab
2005 die Mittel der Abwasserab -
gabe um über 30 Millionen Euro
eingebrochen sind. Dies hat un -
mittelbare Auswirkung auf alle
wasserwirtschaftlichen Vorha -
ben, so auch auf die technischen
Hochwasserschutzmaßnahmen
und Maßnahmen zum vorbeu -
genden Hochwasserschutz von
Gemeinden an den gemeindli -
chen Bächen (Gewässer dritter
Ordnung). In 2004 unterstützte
der Freistaat die Kommunen für
wasserwirtschaftliche Maßnah -
men noch mit rund 11 Millionen
Euro; 7,7 Millionen stammten
davon aus der Abwasserabgabe.

Dem Minister zufolge ent -

sprach das jetzige Juli-Hochwas-
ser einem bis zu 10jährlichen Er-
eignis und erreichte damit nicht
das Ausmaß wie die Über-
schwemmungen zu Pfingsten
1999 und im August 2002. Ursa-
che des Hochwassers waren die
ergiebigen Niederschläge mit bis
zu 150 Liter Regen pro Quadrat-
meter. Die Schäden in Reit im
Winkl verursachte - praktisch
ohne jede Vorwarnzeit - der in
einer Rohrleitung durch die Ort-
schaft geführte Hausbach, nach-
dem das Rohr durch Geschiebe
und Wildholz verstopfte. Die
Wassermassen sind dadurch über
die Straßen durch die Ortschaft
geflossen. In Unter- und Ober-
wössen wurde die Überschwem-
mung durch den Wössener Bach
verursacht, der breitflächig über
die Ufer getreten ist. Für den
Hochwasserschutz Unterwössen
sind inzwischen die Detailpla-
nungen erstellt und die Baumaß-
nahmen mit der Gemeinde ab-
gestimmt. Geplant ist gleichsam
eine „Hochwasser-Ortsumge-
hung“ für den Wössener Bach -
Schnappauf zufolge ein innova-
tives Hochwasserschutzprojekt,
für das ein physikalisches Mo-
dell der TU München bereits er-
folgreich abgeschlossen ist.     r

Staatssekretärin Emilia Müller: 

Sichere Wasserversorgung
ist Standortfaktor

Die sichere Versorgung mit sauberem Trinkwasser ist entschei-
dend für Lebensqualität und wirtschaftliche Entwicklung. „Der
Zugang zum blauen Gold entscheidet über Leben. Täglich ster-
ben weltweit 6.000 Menschen, weil sie kein sauberes Trinkwas -
ser haben“, betonte Gesundheitsstaatssekretärin Emilia Müller
bei der 40-Jahr-Feier Wasserversorgung Oberes Kollbachtal. 

„Bayern hat bei der Wasser -
versorgung gute Karten. Geför-
derte Investitionen in Höhe von
5,7 Milliarden Euro - davon 3,5
Milliarden staatlich - seit 1950
sind Ausdruck gelebter Verant -
wortung für das wichtigste Le -
bensmittel, das wir haben“.
Bayerisches Trinkwasser hat
Müller zufolge höchste Qualität.
2/3 des Wassers gelangen ohne
Aufbereitung zum Verbraucher.
Das Trinkwasser wird zu 95 Pro -
zent aus Grundwasser und Quel -
len gewonnen. Rund 2.500 Was-
serversorgungsunternehmen mit
ca. 3.600 Gewinnungsanlagen
und ca. 10.000 Wasserfassun-
gen sorgen für Flächendeckung; 
der Anschlussgrad beträgt 98,6 
Prozent. Der durchschnittliche 
Frischwasserpreis in Bayern liegt
bei 1,35 € pro Kubikmeter, also
deutlich unter dem Bundesdurch -
schnitt von 1,72 €.

Gegen Liberalisierung

Einer Liberalisierung erteilte
Müller nach wie vor eine klare
Absage.  Eine Liberalisierung

mit völlig freiem Wettbewerb
würde dagegen hohe Risiken für
Qualität und Preis mit sich brin-
gen. Dagegen sei eine sorgfältig
geprüfte Privatisierung durchaus
zu begrüßen, ja sogar ge-
wünscht, so Müller weiter. In-
zwischen greifen immer mehr
der rund 2.500 kommunalen
Wasserversorger auf private Un-
terstützung zurück. r



04. 08. 2005 W A S S E R  . A B W A S S E R  . G E W Ä S S E R S C H U T ZGZ 11

Abwasser- und Regenwasserbehandlung im ländlichen Raum:

Ökonomische und 
ökologische Lösungen

Fachtagungen der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum in 
Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Industrieverband Steine und Erden e.V. 
Die Bayerische Akademie Ländlicher Raum hat in ihrer
Schriftenreihe die Broschüre „Abwasser- und Regenwasserbe-
handlung im ländlichen Raum“ aufgelegt. Diese enthält Beiträ-
ge namhafter Fachexperten sowie praktische Beispiele zu einer
gleichnamigen Tagung in Feuchtwangen und Hirschaid. Ziel
war es, den Gemeinden und Planern das erforderliche techni-
sche Wissen für ihre tägliche Arbeit zu vermitteln. Als Veran -
stalter fungierten die Bayerische Akademie Ländlicher Raum
in Kooperation mit dem Bayerischen Industrieverband Steine
und Erden e.V., BetonBauteile Bayern.

Laut Gustl Geisenhofer vom
bayerischen Umweltministeri-
um haben Kleinkläranlagen mit
biologischer Reinigung ihr Ein -
satzfeld für die dauerhafte Ab-
wasserentsorgung im ländlichen
Raum dort, wo ein Anschluss
an die gemeindliche Sammel -
entwässerung zu vertretba-
ren Kosten nicht möglich ist
und die wasserwirtschaftlichen
Randbedingungen die Einlei -
tung in ein Gewässer zulassen.

Rund 200 Mio. Euro

In Bayern sei damit zu rech -
nen, dass etwa 500.000 Einwoh -
ner mit rund 100.000 Kleinklär -
anlagen auf Dauer auf diesen
Entsorgungsweg zurückgreifen

werden. Die Nachrüstung der
vorhandenen und auf Dauer
weiter zu nutzenden Anlagen
werde Investitionskosten in der
Größenordnung von 600 Mio.
Euro erfordern. Zur Entlastung
der betroffenen Bürger und als
Anreiz zur zügigen Umsetzung
wird der Freistaat Bayern - vor-
behaltlich der Bereitstellung
ausreichender Mittel auch in
den künftigen Staatshaushalten
- Zuschüsse in Höhe von insge-
samt rund 200 Mio. Euro zur
Verfügung stellen.

Ablaufqualität verbessert

Dr. Helmut Resch vom
gleichnamigen Ingenieurbüro in
Weißenburg betonte, die An-

wendung des sog. Membranbe -
lebungsverfahrens ermögliche
gerade bei Kleinkläranlagen oh -
ne wesentliche Mehrkosten eine

sprunghafte Verbesserung der
Prozessstabilität und der Ab-
laufqualität. Die hygienische
Qualität des gereinigten Abwas-
sers sei so hoch, dass sogar eine
Wiederverwendung als Brauch-
wasser, z. B. für Bewässerungs -
zwecke, möglich wird. Unter
diesen Gesichtspunkten erschei-
ne der neue bayerische Weg der
großzügigen Bezuschussung
„normaler“ biologischer Klein-
kläranlagen „sehr fragwürdig“.
Innovativer wäre aus seiner
Sicht die Förderung der Mem-
brantechnologie, die sich in Ja-

Zweckverband Stauden-Wasserversorgung:

Neuer Brunnen gut 
im Zeitplan

Im Herbst 2006 ans Netz - 1,3 Millionen Euro Kosten -
Wasserpreis bleibt dennoch stabil

Reichertshofen/Stauden (wkl) - Gut im Zeitplan liegen die
Bauarbeiten für den neuen Brunnen VI des Zweckverbandes
Stauden-Wasserversorgung. Im Augsburger Stadtwald, zwi-
schen Reichertshofen und den Schweinbachhöfen (bei Gri-
moldsried), wird künftig in einer Tiefe von 222 Metern - das
entspricht eineinhalb Mal der Höhe des Ulmer Münsters - das
kostbare Nass gefördert.

An Ort und Stelle informier -
ten sich kürzlich Zweckver -
bandsvorsitzender Hartmut
Gärtner (Bobingen), Stellvertre -

gen Sicherung des Brunnen-
grundstücks (es wurde von der
Stadt Augsburg abgekauft) bis
zu den erfolgreich verlaufenen

pan längst für Kleinkläranlagen
durchgesetzt hat.

Leistungsfähige Produkte

Prof. Dr. Franz Bischof, Hans
Huber AG, Berching, stellte
fest, dass die Firma Huber mit
der MembraneClearBox, Ho-
neyComb und BioMem lei -
stungsfähige Produkte geschaf -
fen hat, die vorteilhaft und an -
gepasst im Bereich dezentraler
Abwasserbehandlung eingesetzt
werden können. Damit könnten
- zusammen mit dem VRM-
Verfahren für zentrale Anlagen
jeder Größe - alle Baugrößen
und Anwendungen in der de -
zentralen biologischen Abwas-
serreinigung abgedeckt wer -
den. Die drei Verfahren seien
nicht nur für einzelne Haushal -
te oder Siedlungen, sondern
auch für abgelegene Hotels und
Gaststätten oder sogar Golf-
plätze und Freizeiteinrichtun-
gen geeignet, da diese oft weit
von zentralen Abwasseranla -
gen entfernt liegen.

Speziell bei Golfplätzen, aber
auch bei Hotels könne der
membranfiltrierte Ablauf der
Anlagen zu Bewässerungs-
zwecken wieder verwendet
werden. Völlig neue Aspekte ei -
ner in die Zukunft gerichteten
Abwasserreinigung ergäben
sich für Kommunen, die sich im
Karst befinden. Die hervorra -
gende Qualität des membranfil -
trierten Ablaufs biete neue
Möglichkeiten kostensparender
Konzepte.

Jahreskosten

Was die Jahreskosten der Fä -
kalschlammentsorgung für den
Grundstückseigentümer anbe -
langt, werden diese in erster Li -
nie von der gewählten wasser -
wirtschaftlichen Lösung für das

überörtliche dezentrale Entwäs-
serungskonzept bestimmt, er -
klärte Dr. Stephan Prechtl,
ATZ-Entwicklungszentrum,
Sulzbach-Rosenberg. Liege die-
ses fest, hänge es davon ab, wel-
che Systeme für die Reinigung
und/oder Speicherung der de-
zentral zu entsorgenden Abwäs-
ser gewählt bzw. zugelassen
werden. Schließlich beeinflus -
sten die marktüblichen Trans -
portkosten, die laufenden Ko-
sten für Überwachung und Un-
terhaltung der Abwasseranlagen
sowie die Kosten der Fäkal-
schlammbehandlung auf der öf-
fentlichen Kläranlage die Höhe
der in die Jahreskosten einge-
henden Betriebskosten.

Wirtschaftlichkeit erhöhen

Instrumente zur Verbesserung
der Wirtschaftlichkeit seien bei-
spielsweise Kostenvergleichs -
rechnungen nach LAWA-Leitli-
nien, kostendämpfender Wett-
bewerb bezüglich Transport/
Entsorgungsdienstleistungen,
Durchführung von Regelentlee-
rungen mit straff organisierten
Fahrzeugauslastungen sowie
die Aufstellung eines Entsor -
gungsplans für die zu entsor -
genden Gebiete. Zusätzlich
müsse die geplante zunehmende
thermisch-energetische Verwer-
tung von Klärschlamm in Bay-
ern berücksichtigt werden, er -
läuterte Prechtl.

Dr. Brigitte Helmreich von
der TU München zufolge muss
das Schadstoffpotenzial von
Niederschlagsabflüssen im länd-
lichen Raum vor Ort ermittelt
werden, um zu bestimmen, ob
eine gezielte Behandlung des 
abfließenden Regenwassers not-
wendig ist. Das Schadstoffpo-
tenzial im ländlichen Raum
werde vor allem dadurch er -
höht, dass neue ausgewiesene
Baugebiete verkehrsgünstig an-
gebunden werden sollen.

Gezielte Prüfung

Eine Niederschlagsbewirt-
schaftung vor Ort sei u. a. aus
Kostengründen anzustreben.
Zunächst sei zu prüfen, inwie-
weit eine gezielte Retention mit
Verminderung des Abflusses
durch Verdunstung sowie eine
Regenwassernutzung möglich
ist. Ob und wie Niederschlags -
wässer versickert werden kön-
nen, hänge stark vom Grund-
wasserabstand, von der Durch-
lässigkeit des Untergrundes und
vom Verschmutzungsgrad ab.
Einer Versickerung müsse gege-
benenfalls eine gezielte Be-
handlung vorgeschaltet werden,
um zu gewährleisten, dass keine
Schadstoffe in Boden und
Grundwasser gelangen. DK

Informierten sich am Bohrloch aus erster Hand über den
Stand der Bauarbeiten für den neuen Brunnen VI des Zweck-
verbandes Stauden-Wasserversorgung: von links Armin Drexl,
Hans Miehle, Hartmut Gärtner, Ingenieur Robert Hurler und
Josef Böck. Bild: Walter Kleber

Insgesamt wird die von den
Aufsichtsbehörden festge -
schriebene maximale Förder -
menge von 2,55 Millionen Li -
tern pro Jahr mit der Inbetrieb -
nahme des sechsten Brunnens
nicht erhöht. Die Gesamtko-
sten in Höhe von 1,3 Millionen
Euro, die für den Brunnenbau
veranschlagt sind, werden
komplett aus den vorhandenen
Rücklagen geschultert. Eine
Erhöhung des Wasserpreises -
er liegt bei 62 Cent pro Kubik -
meter - steht laut Gärtner nicht
zur Diskussion.

Der Zweckverband Stauden-
Wasserversorgung versorgt in
den drei Landkreisen Augsburg,
Günzburg und Unterallgäu rund
25000 Einwohner in19 Städten
und Gemeinden mit 42 Ortstei -
len mit dem „Lebensmittel
Nummer“ eins. r

„Wasserträume“ für
heiße Sommertage  

Bundesgartenschau: „Wasserträume - Partner 
niedersächsischer Gartenbau“ 

„Die Chemie stimmt“. Mit diesen Worten beschrieb der Minis-
ter für ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz des Landes Niedersachsen, Hans-Heinrich Eh -
len, das bayerisch-niedersächsische Verhältnis. Ferner bezeich-
nete er die BUGA als „Mega-Event, wo man einfach hin muss“. 

Hans-Heinrich Ehlen eröffne -
te zusammen mit dem Präsiden -
ten des Zentralverbandes Gar -
tenbau Karl Zwermann, dem
Geschäftsführer der BUGA05
Hanspeter Faas und dem Aus-
stellungsbevollmächtigten des
ZVG für die BUGA05 Stephan
Lechner die 11. BUGA-Hal-
lenschau „Wasserträume“. Ge -
schäftsführer Faas betonte, dass
auch wenn die erste Hälfte der
BUGA05 bereits vorbei sei, sie
noch keineswegs dem Ende zu
gehe. Die Gartenschau, die be -
wusst neue Positionen mit tradi -
tionellen Inhalten mischt, zeich -
net sich durch eine besonders
hohe Qualität der Pflanzen aus.
Die Blumigkeit der BUGA wird
nicht zuletzt in den Hallenschau -
en deutlich, in denen mit vielen
Partnern aus dem gesamten Bun -
desgebiet immer wieder gärtne -
rische Höchstleistungen zu be -
wundern sind. 

So auch bei der aktuellen Hal -
lenschau „Wasserträume“ wo
sich das Land Niedersachsen prä-
sentiert. Wasserbecken mit einer
Vielzahl exotischer und heimi -
scher Wasserpflanzen sind eben -
so zu bewundern wie Fuchsien,
Orchideen, Stauden, Gehölze
und Sommerblumen. Neben den
Wasserbecken gehört ein um-
fangreicher und wirkungsvoller
Enziangarten zu den Höhepunk -
ten der Schau, bei dem sogar ein
Wasserfall in die Ausstellungs-
fläche mit integriert ist.

Ein Höhepunkt neben der Me -
daillenvergabe an die Aussteller
war die Taufe einer Enzian-Neu -
züchtung. Margot Hellwig, be -
liebter und bekannter Volksmu-
sik-Star aus dem oberbayeri -
schen Reit im Winkl, taufte den
Neuzugang im Enzian-Sortiment
auf den Namen ‘Little Blue’.

Die niedersächsischen Gärtner
erhielten insgesamt 81 Gold-, 24
Silber- und 36 Bronzemedaillen.
Ferner wurden 5 Große Goldme -

daillen und 4 Ehrenpreise verge-
ben.

Die Große Goldmedaille des
Zentralverbandes Gartenbau e. V.
erhielten folgende Betriebe:
Günter Stobbe aus Hannover für
ein außergewöhnliches und viel-
fältiges Farnsortiment mit Raritä-
ten und Solitärs in hervorragen-
der Qualität, Böhlje Baumschu-
len aus Westerstede für ein Sorti-
ment von Formgehölzen in her-
ausragender Qualität, Gärtnerei
Thommen aus CH-Möhlin für
ein artenreiches, qualitativ hoch-
wertiges Sukkulentensortiment
mit besonderen Solitärpflanzen,
das Bambus-Informationszen-
trum aus Lehrte für ein Sortiment
von Bambus-Neuzüchtungen in
hervorragender Qualität und her-
vorragendem Kulturzustand so-
wie das Ra-Ro Floristenteam aus
Dortmund und Niederkrüchten
für die harmonische Gesamtge-
staltung unterschiedlichster Aus -
stellungsbeiträge.

Ehrenpreis

Der Ehrenpreis des Oberbür-
germeisters der Landeshauptstadt
München für hervorragende Lei-
stungen bei der Kultur von Enzi-
an-Neuzüchtungen ging an Do-
minik GmbH & Co. aus Hörstel.
Die Ehrenpreise des niedersäch-
sischen Ministeriums für den
ländlichen Raum, Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz gingen an folgende Be-
triebe: Klusmann Blumenver-
trieb aus Westerstede für ein
reichhaltiges Orchideensortiment
in herausragender Qualität und
bestem Kulturzustand, Rosenzei-
ten aus Bad Zwischenahn für
hervorragende Leistungen mit ei-
nem vielfältigen Rosensortiment
in unterschiedlichen Formen so-
wie Karl-Benno Grajczyk aus
Saterland für die Präsentation ei-
nes Wasserpflanzen-Sortiments
in hervorragender Qualität. r

ter Josef Böck (Langenneuf-
nach) sowie Werkleiter Hans
Miehle und sein Vize Armin 
Drexl über den Stand der Bau -
arbeiten. Diplom-Geologe Ro-
bert Hurler, für Planung und
Überwachung des Großprojek -
tes zuständig, erläuterte den
Verantwortlichen die weiteren
Schritte. Mit Spannung wartet
man im Reichertshofener Was-
serwerk jetzt auf das Ergebnis
des einwöchigen Probebetrie-
bes unter Ernstfallbedingungen.
Hurler: „Erst nach diesem Dau -
erpumpversuch stellt sich her -
aus, ob wir mit unseren Berech -
nungen richtig liegen.“

Die Fachleute erhoffen sich
vom neuen Brunnen eine För-
derleistung von 40 Litern pro
Sekunde. Freilich werde diese
theoretisch mögliche Kapazität
nicht komplett ausgeschöpft.
Nach heutigem Stand soll er
künftig täglich nur sechs bis
acht Stunden lang Wasser för-
dern. Die bisherigen fünf
Brunnen bleiben weiterhin in
Betrieb.

Der neue Tiefbrunnen soll das
bestehende Brunnennetz des
Zweckverbandes ergänzen und
entlasten. Hartmut Gärtner:
„Unser Brunnen I hat mittler -
weile 35 Jahre auf dem Buckel.
Deshalb müssen wir rechtzeitig
die Weichen stellen, um nicht
eines Tages kalt erwischt zu
werden.“

Hartmut Gärtner nutzte die
Besichtigung der Baustelle für
ein dickes Kompliment an seine
Verwaltung, die das Großpro-
jekt „Brunnen VI“ professionell
und generalstabsmäßig vorbe -
reitet habe. Von der rechtzeiti -

Verhandlungen mit den Ei-
gentümern der Grundstücke,
auf denen demnächst die Zulei-
tung zum Pumpenhaus im Rei-
chertshofener Wasserwerk ver -
legt wird, seien von Hans Mieh-
le und seinem Team alle bishe-
rigen Planungsschritte voraus -
schauend abgewickelt und be-
gleitet worden.

Nach rund fünfjährigen inten-
siven Planungen und Vorarbei-
ten hat die Spezialfirma Joanni
(Zusmarshausen) Ende April
dieses Jahres mit dem Bau von
Brunnen VI begonnen. Das
Bohrloch verengt sich in einer
Tiefe von 125 Metern von an-
fangs 1,20 Metern auf 88 Zenti-
meter Durchmesser. Die Edel-
stahl-Brunnenverrohrung misst
im Durchmesser einen halben
Meter. Hartmut Gärtner rechnet
damit, dass bereits in der Sit-
zung des Verbandsausschusses
im September die Vergabe der
Bauarbeiten erfolgen wird. Im
Herbst 2006, so der ehrgeizige
Zeitplan, soll der neue Brunnen
dann ans Netz gehen. Bis dahin
muss noch die wasserrechtliche
Genehmigung mit einem 20-
jährigen Förderrecht erteilt und
ein Wasserschutzgebiet ausge-
wiesen werden.

Nachdem Ende 2003 eine ers-
te Probebohrung in oberflä-
chennahen Schichten erfolglos
verlaufen war, wurde im Som-
mer 2004 - jetzt im tiefen
Grundwasser - eine zweite Pro-
bebohrung durchgeführt. Deren
Ergebnis, so Hartmut Gärtner
und Hans Miehle, habe Anlass
zu Optimismus und letztlich zu
„grünem Licht“ für den Brun-
nenbau gegeben.
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LVBW-Generalversammlung in Regensburg:

Hoffnungsträger Wasserkraft
„Die wichtigste erneuerbare Energiequelle in Bayern ist auch
weiterhin die Wasserkraft, deren Anteil an der bayerischen
Stromversorgung im Jahr 2004 gegenüber dem regenarmen
Vorjahr 2003 von 16,3 Prozent auf 18,3 Prozent gestiegen ist“,
erklärte LVBW-Vorstandsvorsitzender Erich Krauß bei der
56. ordentlichen Generalversammlung des Landesverbandes
Bayerischer Wasserkraftwerke e.G. in Regensburg. Rund 20
Prozent der gesamten Stromerzeugung in Bayern erfolgte im
Jahr 2004 durch erneuerbare Energien und fast 90 Prozent des
bayerischen Stroms sind CO2-frei.

In Zukunft, so Krauß, seien
klare Rahmenbedingungen für
den Standortfaktor Versor-
gungssicherheit erforderlich,
denn Strom wird auch weiter -
hin für unseren modernen Le -
bensstandard sorgen (müssen),
denn ohne Energie „läuft“
nichts und die erneuerbaren
Energien sind schon jetzt eine
wirtschaftliche Größe, die sich
rechnet und „Hoffnungsträger
für eine besser abgesicherte
Energieversorgung“ (Zitat Jo-
sef Auer, Vize-Präsident der
Deutschen Bank). 

Forsa-Studie

Eine Forsa-Studie liefere ähn -
liche Ergebnisse, ihr zufolge
sind 62 Prozent der Bundesbür-
ger der Meinung, dass die För-
derung der erneuerbaren Ener -

gien weiter verstärkt werden
sollte und 68 Prozent glauben,
dass mit Energie aus Wasser -
kraft in den nächsten 20 bis 30
Jahren die Energieversorgung in
Deutschland gesichert werden
kann.

Schwerpunkte

Als weitere Schwerpunkte im
Jahresbericht formulierte Krauß
u. a. die Änderung des Bayeri-
schen Naturschutzgesetzes zum
15. März diesen Jahres hinsicht-
lich Betretungsrecht und Ge-
meingebrauch an Gewässern,
die Europäische Wasserrahmen-
richtlinie und ihre Umsetzung
in Bayern, die Gesprächsbereit-
schaft mit den Fischereiverbän-
den, um vorgebrachte Anschul-
digungen der Fischer gegen die
Wasserkraftwerke zu diskutie-

ren und zu beheben sowie die
leidige Angelegenheit der Bi -
berschäden an Wasserkraftanla -
gen, wo versucht wird, durch
ein von den Naturschutzbehör-
den eingerichtetes Bibermana -
gement die Probleme in den
Griff zu bekommen. 

Kleinwasserkraftanlagen

Zudem bezog der Vorsitzende
Stellung zum Ende des Bayeri -
schen Zuschussprogramms zur
Förderung von Kleinwasser -
kraftanlagen und zum neuen
Leitfaden für die Vergütung 
von Strom aus Wasserkraft nach
dem Erneuerbaren-Energien-
Gesetz.

Für Mitgliedschaft werben

Abschließend bat Krauß die
Mitglieder, Werbung für die
Mitgliedschaft in den Verbän -
den zu machen, denn eine
größere Anzahl von Mitglie -
dern bedeute mehr Durch -
schlagkraft und mehr finanzi -
elle Mittel für die Belange der
Wasserkraft.

Akzeptanz erhöhen

Karl-Heinz Römer, Präsident
des Bundesverbandes Deutscher
Wasserkraftwerke (BDW), er -
läuterte die Schwierigkeiten
und arbeitsintensiven Verhand-
lungen für die EEG-Novelle
und deren Durchführungsver -
ordnung, die europäische Was-
serrahmenrichtlinie, die Siche -
rung der Rechtspositionen für
Wasserkraftwerksbetreiber und
die Auseinandersetzungen mit
Fischerei und Naturschutz - all
dies letztlich mit dem Ziel, die
Akzeptanz und weitere Befür-
wortung der erneuerbaren Ener -
gien zu erhöhen.

Energieträger
der Zukunft

Roger Koch, TÜV Nord,

Börnsen bei Hamburg, referier-
te seinerseits zum Thema „Was-
serstoff - Energieträger der Zu-
kunft.“ Nach kurzer Vorstel-
lung des DWV (Deutscher
Wasserstoff- und Brennstoff -
zellen-Verband) dokumentierte
Koch, dass Wasserstoff der
Schlüssel nachhaltiger Ener -
gieversorgung ist, regenerative
Überschüsse speichert, Ener-
gie umweltfreundlich transpor-
tiert, existierende Infrastruktur
nutzt, Energie im Fahrzeugtank
speichert sowie universell in
der Herstellung und ökono-
misch robust ist. 

Nachhaltigkeit als
übergeordnetes Ziel

Professor Dr. Wilhelm Ripls
Vortrag - Ripl arbeitet am Sy-
steminstitut Aqua Terra e.V.,
Berlin - beschäftigte sich wie-
derum mit dem übergeordneten
Ziel Nachhaltigkeit, u. a. zur
Aufrechterhaltung der für die
Gesellschaft unverzichtbaren
Naturfunktionen wie Tempera-
turspanne, Klima und Atmos-
phäre zur Steuerung einer Ge-
sellschaft und ihrer Umwelt.
Die Erzeugung aller täglich
benötigten Produkte wie Ener-
gie, Wasser, erneuerbare Roh-
stoffe sowie funktionaler Pro-
zessschutz stelle, so der Refe-
rent, die Basis für eine nach-
haltige Gesellschaft dar, die
durch Zugriff auf dieses physi-
sche Tragwerk die ultimative
Nutzungsdauer der Landschaft
und somit seine eigene Nach-
haltigkeit bestimmt.

Kreislaufwirtschaft

Die Grundlagen des Naturver-
ständnisses, die Kriterien für 
die nachhaltige Ressourcenwirt-
schaft, die nachhaltige Bewirt-
schaftung und die Definition ei-
ner sozial-ökologischen Kreis-
laufwirtschaft, die Aufgaben des
Ressourcenmanagements und
der Vergleich nachwachsender
Energieträger bildeten weitere
Schwerpunkte des mit großem
Interesse aufgenommenen, de-
taillierten und wissenschaftlich
fundierten Vortrags. DK

Bäder-Quintett
als gemeinsame

Marke
Die fünf niederbayeri -

schen Kurorte wollen künf-
tig noch stärker als bisher
gemeinsam um Gesund -
heitsurlauber werben. Un-
ter dem Namen „Bayeri -
sches Thermenland“ sei ein
gemeinsames Marketing -
konzept entwickelt worden,
teilten die Initiatoren in
München mit. Zu dem
Quintett zählen Bad Ab-
bach, Bad Gögging, Bad
Füssing, Bad Griesbach
und Bad Birnbach. Die
Tourismusbüros in den fünf
Orten rechnen für 2005 mit
insgesamt fünf Millionen
Übernachtungen von Kur-
gästen. DK

N-ERGIE plant und steuert die Sanierungsmaßnahme. rr

Landkreis Roth:

40 Tonnen schwere 
Schachtbauwerke eingebaut
Der Zweckverband Wasserversorgung Fränkischer Wirt-
schaftsraum (WFW) erneuert derzeit zwischen Röttenbach und
Petersgmünd (Landkreis Roth) sowie zwischen der Kreisstraße
WUG 16 im Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen und Mi-
schelbach (Landkreis Roth) die Wasserversorgungsleitung. Mit
dieser Baumaßnahme erhöht der WFW die Versorgungssicher-
heit des Großraumes Nürnberg und weiterer Teile Nordbayerns
mit Trinkwasser. 

Die N-ERGIE Aktiengesell -
schaft, die für die Betriebs-
führung des Zweckverbandes
WFW verantwortlich ist, plant
und steuert die rund 4,7 Millio -
nen Euro teuere Sanierungsmaß -
nahme. Anfang Mai 2005 be -
gann die Maßnahme mit der
Räumung des Baufeldes. Die
Verlegung der Stahlrohre ist ab -
geschlossen. Die Einbindung der
neuen Wasserleitung erfolgt erst
nach der Hochverbrauchsphase
Ende Oktober, da zum Einbau
der „Weichen“ die Leitung für
mehrere Tage außer Betrieb ge-
nommen werden muss. 

Die Sanierung der 33,3 Kilo -
meter langen Strecke zwischen
dem Hochbehälter bei Pleinfeld
und dem südwestlich von Nürn -
berg gelegenen Hochbehälter
Krottenbach wird Ende 2007 ab -
geschlossen sein. Bis zu diesem
Zeitpunkt hat die N-ERGIE im
Auftrag des WFW rund 40 Mil -
lionen Euro verbaut.

Ende Juni trafen die beiden
Schachtbauwerke, die für die
Entleerung der neuen Trinkwas-
serleitung benötigt werden, mit
Tiefladern an der Baustelle bei
Niedermauck ein. Ein 60 Ton-
nen Autokran hob die vier Me -
ter langen, drei Meter breiten
und drei Meter hohen Entlee -
rungschächte in die rund sechs
Meter tiefe Baugrube. Mit der
Deckenplatte und dem aufge -
setzten „Dom“ wiegt der ge -
samte Schacht knapp 40 Tonnen
und misst eine Gesamthöhe von
sechs Metern. Da die Trasse der
neuen Trinkwasserleitung direkt
und einer 110-Kilovolt Hoch -
spannungs-Freileitung verläuft,
schaltet die N-ERGIE den Lei -
tungsabschnitt während der Ar-
beitszeit stromlos.

Auf der Neubaustrecke von
4,3 Kilometern, die parallel zur
bisherigen Wasserleitung ver -
läuft, werden 270 Stahlrohre mit
einem Durchmesser von 1.200
Millimetern (mm) und einer
Länge von 16 Metern in das Erd -
reich verlegt. Jedes Rohrteil hat
ein Gewicht von 8,5 Tonnen, so
dass insgesamt rund 2.300 Ton -
nen Stahl in einer Mindest -
deckung von mindestens 1,50
Meter vergraben werden. Die
Stahlrohre wurden in Finnland
gefertigt und in den Niederlan -
den außen mit Polyäthylen und
innen mit Zement beschichtet.

Neben den Tiefbauarbeiten
der Fernwasserleitungsverle -
gung werden Schachtbauwerke
zum Belüften und Entleeren er -
richtet, die mit entsprechenden
Armaturen ausgestattet sind.

Der Zweckverband Wasser -
versorgung Fränkischer Wirt -
schaftsraum (WFW) wurde am
7. Juni 1966 gegründet, um den
steigenden Trinkwasserbedarf
im Wirtschaftsraum Erlangen,

Fürth, Nürnberg und den be-
nachbarten Städten und Land-
kreisen zu decken. Heute kann
über den mittelfränkischen Ver-
bund WFW-Wasser bis vor die
Tore Würzburgs und an die
Nordgrenze Oberfrankens Was-
ser geleitet werden. Damals
zeigten eingehende Untersu-
chungen, dass Grundwasser in
ausreichender Menge im Be-
reich der Einmündung des
Lechs in die Donau gewonnen
und in den fränkischen Raum
geleitet werden kann. Im Ver-
bandsgebiet des WFW leben
rund 1,3 Millionen Einwohner
auf einer Fläche von 3.400 Qua-
dratkilometern.

Die Reise des Wassers

Die rund 100 Kilometer lange
Fernleitung von der Wasserge-
winnung in Genderkingen (Land-
kreis Donau-Ries) bis Erlangen
besteht nach Abschluss der der-
zeit geplanten Sanierungsarbei-
ten aus 20 Kilometer Spannbe-
tonrohren mit Nennweiten 1.400
mm und 1.200 mm. Die restli-
chen 81 Kilometer sind Stahl-
rohre mit den Nennweiten zwi-
schen 1.200 mm und 700 mm.

Während der Reise des Was-
sers von Genderkingen in den
Großraum Nürnberg durchläuft
das Wasser den Scheitelbe-
hälter Graisbach und den Zwi-
schenspeicher Pleinfeld mit 
je 20.000 m³ Inhalt und den
Hochbehälter Krottenbach mit
einem Volumen von 60.000 m³.
In den Hochbehältern Pleinfeld
und Krottenbach durchströmt
das einlaufende Wasser jeweils
eine Turbine, um die beim
Transport noch vorhandene
Energie zur Stromrückgewin-
nung zu nutzen. r

Lebensader Regnitz:

Stadt und Fluss im
Wechselspiel

Groß und Klein waren Mitte Juli auf die Untere Brücke einge-
laden. Dort wurde der Fluss-Erlebnis-Pfad entlang der Regnitz
eröffnet. Er ist ein Baustein des Projektes Flussparadies Fran -
ken. Musikalisch begleitet vom Bläserensemble „Frankonia
Brass“ enthüllte „Kunigunde“ die ersten drei Tafeln.

Das Wechselspiel von Stadt
und Fluss besser erlebbar zu ma-
chen, ist Ziel der Initiative Le -
bensader Regnitz im Flusspara -
dies Franken. Das Thema ist für
Gäste und Einheimische glei -
chermaßen faszinierend. Wer
Bamberg vom Fluss her denkt,
dem boten sich erhellende Ein -
blicke in die Stadtgeschichte und
Stadtentwicklung. 

Für den Blick zurück schlüpf -
ten eine große und eine kleine
Kunigunde in wallende Gewän -
der und enthüllten auf der Unte-
ren Brücke die ersten drei Ta-
feln des Fluss-Erlebnis-Pfades
„Lebensader Regnitz“. Diese er -
zählen die Geschichte des
Brückenrathauses, der Unteren
Brücke und der Gerberhäuser.
Ausschnitte aus dem histori-
schen Stadtplan des Petrus
Zweidler von 1602 verdeutli -
chen die Veränderungen, die
Stadt und Fluss über die Zeit hin -
weg erfahren haben. 

Für Kinder und Erwachsene

Als Teil des Projektes Fluss-
paradies Franken sprachen die
Stadtheimatpflegerin Dr. Karin
Dengler-Schreiber, die Kunst-
historikerin Karin Labrens-
Möckel, die Projektmanagerin
Anne Schmitt, die Museumsdi -
rektorin Dr. Regina Hanemann,
Matthias Ripp vom Dokumenta-
tionszentrum Welterbe und das
Team von Chapeau Claque und
dem Spielmobil sowohl Erwach -
sene als auch Kinder an.

Mit einem Augenzwinkern
versteckte sich daher auf jeder
Tafel eine kleine Kunigunde. Für
diese Zeichnungen konnte Paul
Maar gewonnen werden. Kuni-
gunde stellte an jeder Station ei -
ne Frage - so z. B. woran man er -
kennt, dass Kunigunde eine Kai -
serin war. Das Besondere: Die -
ser Bereich der Tafel wurde für
die weiteren Stationen von Bam-
berger Schülern erarbeitet. Den
Anfang machte die Hainschule,
betreut von Chapeau Claque und
gefördert mit Mitteln des Deut -
schen Kinderhilfswerkes e. V.,

der Stadtwerke Bamberg und der
Sparkassenstiftung.

Insgesamt ist der Fluss-Erleb-
nis-Pfad mit bisher 17 Stationen
konzipiert und lädt dazu ein, 
auf ruhigen, stufenlosen Wegen
am Wasser entlang in die Ge-
schichte der Weltkulturerbestadt
Bamberg einzutauchen. Weitere
geplante Standorte sind unter
anderem der Ludwig-Donau-
Main Kanal, das Wasserschloss
Concordia, die historischen
Fischwinterungen, die Oberen
und die Unteren Mühlen, der
Leinritt, die Fischerei, der histo-
rische Hafen am Kranen. The-
matisch werden sowohl die Bau-
werke am Wasser als auch mit
dem Fluss eng verbundene
Handwerke beleuchtet. Textent-
würfe sind von der Initiative Le-
bensader Regnitz bereits ausge-
arbeitet und die möglichen Stan-
dorte mit der Stadt Bamberg ab-
gestimmt worden.

Die ersten drei Tafeln werden
gesponsert vom Service-Club
Soroptimist International Bam-
berg-Kunigunde. Besonders die
Tafel auf der Unteren Brücke
passt zu den engagierten und er-
folgreichen Frauen. Sie erzählt
unter anderem von der Statue der
Kaiserin Kunigunde, die freund-
lich lächelnd auf Stadt und Fluss
blickt.

Warten auf Sponsoren

Drei weitere Tafeln haben ihre
Stifter schon gefunden. Die
Sparkasse Bamberg und das
Umweltamt der Stadt Bamberg
wollen sich beteiligen. Eine
Sammlung anlässlich eines 85.
Geburtstages wird eine weitere
Tafel ermöglichen. Die anderen
elf Tafeln warten noch auf Spon-
soren. Wer sich beteiligen möch-
te, kann sich beim Projektmana-
gement Flussparadies Franken
am Wasserwirtschaftsamt Bam-
berg informieren (Tel.: 0951/
95304210). Jede zusätzliche Sta-
tion verdeutlicht die einzigartige
Bedeutung der Regnitz für die
Entwicklung der Weltkulturerbe-
stadt Bamberg. r

Freistaat Bayern:

Gegen Liberalisierung 
der Wasserversorgung

Staatssekretärin Emilia Müller lobt „hohe
Qualität und günstigen Preis“

Einer Liberalisierung des Wassermarktes, also seiner völ-
ligen Freigabe, erteilt Gesundheitsstaatssekretärin Emilia
Müller eine klare Absage. Wasser sei keine Ware wie jede
andere. Die Aufgabe Wasserversorgung müsse in kommu-
naler Hand und öffentlicher Verantwortung bleiben, sagte
sie bei der 40-Jahr-Feier der Wasserversorgung Oberes
Kollbachtal für Teile der Landkreise Dingolfing-Landau
und Rottal-Inn. Dagegen sei eine sorgfältig geprüfte Priva -
tisierung durchaus zu begrüßen, ja sogar gewünscht, so
Müller weiter.

„Unser System stellt bisher schon eine flächendeckende Ver -
sorgung in hoher Qualität mit bundesweit günstigen Preisen si-
cher,“ stellte Frau Müller fest. Eine Liberalisierung mit völlig
freiem Wettbewerb würde dagegen hohe Risiken für Qualität
und Preis mit sich bringen. Inzwischen griffen aber immer
mehr der rund 2500 kommunalen Wasserversorger auf private
Unterstützung zurück.

Eine sichere Versorgung mit sauberem Trinkwasser sei ein
entscheidender Faktor für Lebensqualität und wirtschaftliche
Entwicklung, betonte Frau Müller.  Der Zugang zum blauen
Gold entscheide über Leben. Täglich stürben weltweit etwa
6000 Menschen, weil sie kein sauberes Trinkwasser hätten,
sagte die Staatssekretärin.

Bayern habe bei der sicheren Wasserversorgung gute Kar -
ten. Geförderte Investitionen in Höhe von 5,7 Mrd. Euro - da-
von 3,5 Mrd. staatliche Förderung - seit 1950 seien Ausdruck
gelebter Verantwortung für das wichtigste Lebensmittel, das
wir haben. Bayerisches Trinkwasser hat Müller zufolge höch -
ste Qualität. Zwei Drittel des Wassers gelangten ohne Aufbe-
reitung zum Verbraucher. Das Trinkwasser werde zu 95 Pro -
zent aus dem Grundwasser und aus Quellen gewonnen. Rund
2500 Wasserversorgungsunternehmen mit ca. 3600 Gewin -
nungsanlagen und ca. 10 000 Wasserfassungen sorgten für die
Flächendeckung. Der Anschlussgrad liege bei 98,6 Prozent.
Der durchschnittliche Frischwasserpreis in Bayern liegt nach
Angaben aus dem Ministerium bei 1,35 Euro pro Kubikmeter,
also deutlich unter dem Bundesdurchschnitt von 1,72 Euro pro
Kubikmeter. dgh.
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Natur in Waldkirchen 2007:

Startschuss für
Bauarbeiten

„aufwärts, himmelwärts ... und alles zaubert dich nach oben“
so lautet das Motto der Gartenschau „Natur in Waldkirchen
2007“, im Bayerischen Wald, die am 29. Juni 2007 ihre Tore
öffnen wird. Zwei Jahre vorher begann mit dem 1. Spatenstich
der Bau für dieses anspruchsvolle Projekt, das die Stadt Wald -
kirchen mit Ihren knapp 11.000 Einwohnern, weit über die
Grenzen des bayerischen Waldes bekannt machen soll und auf
Dauer hochwertige Naherholungsflächen für die Waldkirche-
ner Bürger und ihre Gäste schafft.

Eigens zum Baubeginn kam
die Staatssekretärin im Bayeri-
schen Staatsministerium für
Umwelt, Gesundheit und Ver -
braucherschutz, Emilia Müller,
nach Waldkirchen, um gemein -
sam mit dem Ersten Bürgermei -
ster der Stadt Waldkirchen, Jo-
sef Höppler, und dem Präsiden -
ten des Verbandes Garten-,
Landschafts- und Sportplatzbau
Bayern e.V., Manfred Virgens,
den ersten Spaten in die Erde zu
stechen.

Die Natur in der Stadt 2007 in
Waldkirchen ist die bislang
höchstgelegene Gartenschau in
Bayern und bietet mit ihrem de -
zentralen Konzept fantastische
Einblicke in die Umgebung. Das
Gartenschaugelände umfasst ca.
7 ha, die durch einen 4 km lan -
gen Rundweg mit einem Höhen -
niveau von 535 m NN bis 662 m
NN miteinander verbunden wer -
den. Zentrale Ausstellungsberei -
che sind der Stadtpark, die Au-

genweide und der Zauberwald.
Das Investitionsvolumen für

die Natur in Walkirchen 2007
umfasst 3,5 Mio Euro. Das
Bayerische Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz unterstützt
die dauerhaften Maßnahmen mit
1,1 Mio. Euro, die Europäische
Union mit 1,3 Mio. Euro. Der
Durchführungshaushalt beträt
1,6 Mio Euro und wird z.T.
durch Interreg III A Mittel und
durch das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Landwirtschaft und
Forsten gefördert. Firmen aus
Waldkirchen und Umgebung en-
gagieren sich bereits für die Gar-
tenschau. Allen voran als Partner
der Gartenschau das Modehaus
Garhammer.

Die erste niederbayerische
„Natur in der Stadt“ wird im
Jahr 2007 „das“ Ereignis für die
Region sein und verspricht zau-
berhafte Einblicke in eine wun-
derschöne Gegend Bayerns.   r

Bayerisch-tschechisches Nachbarschaftsprojekt:

Vier Kindergärten
augezeichnet

Warengutscheine für Spielzeug als Preis
Im Rahmen des Projekts „Gute Nachbarschaft im bayerisch-
tschechischen Grenzraum“ wurde ein grenzüberschreitender
Mal- und Bastelwettbewerb für Kindergärten entlang der
bayerisch-tschechischen Grenze zum Thema „Mein Freund,
der lebt im Nachbarland“ durchgeführt. 

Der Wettbewerb hatte zum
Ziel, Kinder im Vorschulalter
auf spielerische Art und Weise,
d. h. über kreatives Gestalten in
Gemeinschaftsarbeit an das
Nachbarland mit seiner eigenen
Kultur und Sprache heranzu -
führen und sie so Gemeinsam-
keiten und Unterschiede ent -
decken zu lassen. Den Kindern
wurde somit die Möglichkeit
gegeben, ihre Neugier und ihr
Interesse an den tschechischen
Nachbarn zu wecken und zu ler -
nen, dass vor allem Andersar -
tigkeit nicht immer negativ zu
bewerten ist. 

Bessere Verständigung

Die aktive inhaltliche Ausein -
andersetzung der Kinder und
des Fachpersonals mit dem
Nachbarland kann so zu einer
besseren Verständigung und
Nachbarschaft einen wertvollen
Beitrag leisten. Darüber hinaus
hat dieser Wettbewerb eine
große Bedeutung für die weite -
re Entwicklung von Projekten
im Bereich der grenzüberschrei -
tenden Kindergartenarbeit. 

Kreativ ohne Grenzen

Teilnahmeberechtigt waren
ausschließlich Kindergärten
des bayerisch-tschechischen
Grenzraumes (Gebiet der EU-
REGIO EGRENSIS und Eure -
gio Bayerischer Wald - Böh-
merwald). Jeder Kindergarten
konnte ein Mal- oder Bastelex -
ponat zum Thema „Mein
Freund, der lebt im Nachbar -
land“, das im Rahmen einer
Gruppenarbeit durch die Kinder
des jeweiligen Kindergartens
erstellt wurde, einreichen. Bei
dessen Erstellung sollten der
Kreativität keine Grenzen ge -
setzt werden, so dass keine Vor-
gaben zu Größe, Art und ver -
wendeten Materialien gemacht
wurden.

Über 20 Beiträge

Nach Einsendeschluss prä -
mierte Ende Juni ein Experten -
gremium in einer Sitzung die
vier schönsten Arbeiten deut -
scher und tschechischer Kin -
dergärten. Die Entscheidung,
welche die am besten gelunge -
nen der insgesamt über 20
Beiträge waren, fiel der Jury
nicht leicht. Die Kindergärten
aus Tešovice (Kolovec), Krem-
ze, Schirnding und Zelezná Ru -
da dürfen sich über Gutscheine
im Wert von je 200 Euro für
neues Spielzeug freuen. Alle
Kindergärten erhalten eine klei -
ne Aufmerksamkeit und eine

Urkunde über die Teil nahme
am Wettbewerb. 

Im Weiteren ist geplant, die
eingegangenen Wettbewerbs -
beiträge im Rahmen von grenz-
überschreitenden Veranstaltun-
gen auszustellen sowie fotogra-
fisch in Form von Werbepost-
karten der Öffentlichkeit im
bayerisch-tschechischen Grenz-
raum zugänglich zu machen. 

Das Team der „Guten Nach-
barschaft“ bedankt sich herzlich
bei allen Kindern und Erziehe-
rinnen, die am Wettbewerb teil-
nahmen, sowie bei den ehren-
amtlichen Mitgliedern der Jury.

Jürgen Reichert zur Diskussion
um Aufgabenverlagerung

Augsburg (pm). Eine Versachlichung der „Aufgabendiskussion“
um die bayerischen Bezirke hat Bezirkstagspräsident Jürgen
Reichert bei der Sitzung des schwäbischen Bezirkstags gefor-
dert. „Die Bezirke haben sich in der Vergangenheit bereits als
reformbereit und reformfähig erwiesen“, so Reichert. 

Besonders der Bezirk Schwa -
ben habe dies unter Beweis ge -
stellt, u. a. durch die Umwand -
lung der Bezirkskrankenhäuser
in Eigenbetriebe bereits 1994,
durch etliche Teilprivatisierun -
gen und die Einführung von mo-
dernen Steuerungsinstrumenten
in der Verwaltung. Seit mehr als
fünf Jahren hätten die Bezirke
unter maßgeblicher schwäbi -
scher Mitwirkung Vorschläge
zur sinnvollen Aufgabenverän -
derung erarbeitet, betonte Rei -
chert im Zusammenhang mit der
derzeitigen Diskussion in der
Staatsregierung über verschiede -
ne Modelle, Aufgaben der So-
zialhilfe auf die Landkreisen und
kreisfreien Städte zu verlagern.

Das derzeit im Raum stehende
Modell, die Hilfen im Sozialbe -
reich an Personen ab dem 60.
Lebensjahr zu verlagern, bewer -
tet Reichert kritisch. „Die Zu -
ständigkeit wird hier dann von
bisher sieben Sozialhilfeträgern,
den Bezirken, auf insgesamt 103
Stellen verlagert, es entstehen
parallele sachliche Zuständigkei -
ten, die Heime und Einrichtun -
gen haben dann auch jeweils mit
mehreren Ansprechpartnern zu
tun“, nannte Reichert Gegenar -
gumente. Auch Fragen der zen -
tralen Rechtsbehelfstellen, der

EDV und andere organisatori-
sche Probleme seien bei diesem
Modell absehbar.

Frage der Finanzierung

„Völlig ungeklärt ist vor allem
die Frage der Finanzierung“, so
Reichert, „auch bei einer geän-
derten Zuständigkeit werden die
Fälle, vor allem in der Hilfe zur
Pflege, weiterhin ansteigen, der
Freistaat aber hat bereits deutlich
gemacht, dass nicht mit soge-
nanntem frischen oder zusätzli-
chen Geld zu rechnen ist“. 

Bereits im Raum stehende Ver-
lagerungen wie die Leistungen
für Ausländer, Aussiedler und
Spätaussiedler an die Kommunen
oder die Zuständigkeitsübertra-
gung für Gewässer II. Ordnung
an den Freistaat würden dagegen
nicht umgesetzt. „Der Bezirk
Schwaben hat sich nach entspre-
chenden Aussagen des Freistaats
bereits darauf eingestellt, 2006
keine Mittel mehr für den Unter-
halt der Gewässer vorhalten zu
müssen“, so Reichert. Da die
Umsetzung durch den Freistaat
aber offensichtlich Probleme be-
reite, stimmte der schwäbische
Bezirkstag auch einer erweiterten
Prioritätenliste für Hochwasser-
schutzmaßnahmen zu. r

Setzte den ersten Spaten in die Erde: Staatssekretärin Emilia Müller.

Euregio Inntal mit
neuem Vorsitzenden

Wechsel an der Spitze der Euregio Inntal: Professor Walter J.
Mayr, Vizebürgermeister der Stadt Kufstein und Vorstands-
vorsitzender der Fachhochschule Kufstein, trat im Rahmen
der jüngsten Generalversammlung in Kufstein die turnus-
gemäße Nachfolge des Raublinger Bürgermeisters Josef Nei-
derhell an, der nunmehr als Vizepräsident fungiert. 

Die Euregio Inntal ist ein ge-
meinnütziger Verein, der die
Aufgabe hat, die grenzüber -
schreitende Zusammenarbeit
zwischen seinen Mitgliedern in
der Region zu fördern, zu unter -
stützen und zu koordinieren.
Mitglieder sind natürliche und
juristische Personen aus den
bayerischen Landkreisen Rosen -
heim und Traunstein, der Stadt
Rosenheim sowie aus den Tiro-
ler Bezirken Kufstein und Kitz -
bühel, unter anderem Kommu-
nen, Fachhochschulen und Ver -
bände. Das Tätigkeitsfeld der
Euregio bezieht sich zur Zeit
schwerpunktmäßig auf die Ge -
biete Tourismus, Wirtschaft,
Kultur und Soziales. 

Bei der Generalversammlung
bedankte sich der scheidende
Präsident Josef Neiderhell bei al -
len Mitgliedern für die Unter -
stützung während seiner drei -
jährigen Amtszeit. In seinem
Sachstandsbericht führte er noch
einmal die wichtigsten Projekte
der Euregio an, die in dieser Zeit
durchgeführt werden konnten.
Dabei nannte Neiderhell vor al -
lem die gelungenen Aktivitäten
zur Wiederbelebung des histori -
schen Jakobsweges als Pilger -
weg in Bayern, Salzburg und Ti -
rol und die Ausdehnung des Ein -
satzes der bayerischen Hagelflie-
ger auf Tiroler Gebiet. Außer -
dem wurden Informationsveran -
staltungen zu großen Bauvorha -
ben diesseits und jenseits der
Grenze durchgeführt. Generell

sprach sich Neiderhell dafür aus,
die Euregio Inntal mit entspre-
chenden Geldmitteln auszustat-
ten, um die Verwirklichung wei-
terer Projekte zu ermöglichen. 

Walter J. Mayr kündigte an, in
Zukunft vermehrt die Ressour-
cen der Fachhochschule Kuf-
stein mit ihren Studiengängen in
Form von Projektarbeiten nüt-
zen zu wollen. Auch die Ge-
schäftsstelle der Euregio „wan-
dert“ von der Bezirkshaupt-
mannschaft an die FH. Mayr
stellte auch gleich konkrete Pro-
jekte vor. So soll auf einer neuen
Euregio-Inntal-Homepage künf-
tig ein grenzüberschreitender
Veranstaltungskalender für kul-
turelle Angebote eingerichtet
werden. Außerdem ist eine Eu-
regio-Broschüre über die zahl-
reichen Burgen und Schlösser in
der Region mit Hintergrundin-
formationen geplant. 

Zusätzlich feilt man unter dem
Dach der Euregio an einem über-
aus ehrgeizigen Vorhaben: Die
Innschifffahrt, die derzeit von
Kufstein bis Oberaudorf führt,
soll bis nach Rosenheim verlän-
gert werden. Dazu gibt es auch
schon eine Machbarkeitsstudie,
die der Idee durchaus realistische
Chancen einräumt. Mayr: „Ich
bin überzeugt davon, dass das
Projekt Zukunft hat und es den
Gemeinden Vorteile bringen
wird. Die große Landesgarten-
schau 2010 in Rosenheim neh-
men wir als Zieltermin für die
Umsetzung.“ DK

Der originelle Gewinnerbeitrag des Schirndinger Kinder-
gartens. rr
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Der Schirmherr des Hemauer Stadtjubiläums, Christoph
Prinz von Bayern, trug sich als einer der ersten Ehrengäste ins
Goldene Buch der Stadt Hemau ein. Foto: Bauer

Hemau feierte 
700-jähriges Jubiläum

Feierlicher Festakt und -gottesdienst
Brunnen eingeweiht

Bei Kaiserwetter und unter königlicher Schirmherrschaft be-
ging die Stadt Hemau ihr 700-jähriges Stadtjubiläum. Beim
Festakt rief Bürgermeister Hans Pollinger in seiner Festan -
sprache die bewegte Geschichte sowie Persönlichkeiten aus
diesen sieben Jahrhunderten ins Bewusstsein. Mit der Enthül-
lung und Segnung des Brunnens zwischen dem Zehentstadel
und dem „Haus der Musik“ schenkte sich die Kommune selbst
ein repräsentatives Kleinod. 

Beim Festgottesdienst, den der
frühere Regensburger Bischof
Manfred Müller zelebrierte,
standen der Dank an den Herr-
gott und die Bitte für eine gute
Zukunft im Mittelpunkt. 

Mit gut 500 Personen, vor al -
lem Repräsentanten aus Kirchen,
Staat, Behörden, Kultur und Ver -
einen sowie ehemalige Hemauer,
war die Tangrintelhalle gut be-
setzt. Besonders begrüßte Festlei -
ter und 2. Bürgermeister Gert
Schmidt den Schirmherrn des Ju-
biläums, Seine Königliche Hoheit
Christoph Prinz von Bayern. 

Hemaus 1. Bürgermeister
Hans Pollinger rief in seiner
Festansprache die wichtigsten
historischen Daten sowie viele
noch sichtbare Zeugnisse ver -
gangener Zeiten in Erinnerung.
„Es gelang nicht nur, Zerstörtes
neu aufzubauen, sondern die He-
mauer schafften es auch immer
wieder, etwas für die Verbesse -
rung ihrer Lebensqualität zu
tun“, stellte Pollinger angesichts
von Kriegen, Seuchen, Unwetter
und Feuersbrünsten fest. 

Dankbare Bewohner

Er erinnerte an den Bürgersinn
und die rege Bürgerbeteiligung
von Menschen in verschiedenen
Epochen und an später berühm-
te, aus Hemau stammende Per -
sonen. Zum Abschluss nannte er
aktuelle Fakten seiner Kommu-
ne: 8747 Einwohner - im Gegen -
satz zu 1214 im Jahre 1811. „Im
Inneren, so bin ich überzeugt,
sind die Menschen der Jubelstadt
glücklich und dankbar zugleich,
Hemauer zu sein - Tangrintler zu
sein“, beendete Pollinger seine
Festansprache. 

Regierungsvizepräsident Jo-
hann Peißl würdigte in seinem
Grußwort Hemau als „ausge -
sprochen attraktive Stadt“, die
schon Stadt gewesen sei, als in
Bayern erst langsam staatliche
Strukturen begannen. „Ihr feiert
eine junge und lebendige Stadt“,
gratulierte der in Hemau behei -
matete Regensburger Landrat
Herbert Mirbeth. „Hemau war
immer herausgefordert und mus-
ste sich alles hart erarbeiten“, be-
tonte der Landrat und verwies
auf den besonderen Menschen -
schlag, das Selbstbewusstsein,
das Eigenprofil und die kulturel -
le Eigenständigkeit der Hemau -
er. Josef Bauer, der Bürgermei -
ster von Hemaus Patenstadt
Parsberg, hob die Patenschaft
Hemaus bei der Stadterhebung
Parsbergs vor 53 Jahren hervor
und übergab als Geschenk ein

Bild von Parsberg an seinen
Amtskollegen Pollinger. Den
Abschluss des Festaktes bildete
ein mittelalterlicher höfischer
Tanz von Kindern des Kinder-
gartens „St. Barbara“. 

Am frühen Nachmittag über-
gab Bürgermeister Hans Pollin-
ger die neue, von dem Pfreimder
Künstler Engelbert Süß geschaf-
fene Brunnenanlage, sowie den
Platz zwischen dem Zehentsta-
del und dem Haus der Musik an
die Bürgerschaft. Altbürgermei-
ster Hans Schuster, Engelbert
Süß und Bürgermeister Pollinger
enthüllten den Brunnen, Altbi-
schof Manfred Müller und Re-
gionalbischof Dr. Hans-Martin
Weiß erteilten dem Wasserspen-
der den kirchlichen Segen, musi-
kalisch umrahmt - wie bereits
der Festakt, von der Stadtkapel-
le. Nach der Segnung wurde der
Brunnen in Betrieb gesetzt.

Festgottesdienst

Den die Feiern abschließen-
den Festgottesdienst zelebrierte
der Regensburger Altbischof
Manfred Müller. In seiner Pre-
digt sagte er den Hemauern aus -
drücklich Dank dafür, „dass wir
den Herrn in unsere Mitte rufen.
Glücklich die Stadt, die Gott in
ihrer Mitte hat. Das ist heute in
Hemau.“

Am Ende des Gottesdienstes
sprach der evangelische Regio-
nalbischof Dr. Hans-Martin
Weiß seinen Wunsch aus, „dass
es den Christen in dieser Stadt
gelingen möge, auch künftig zu-
sammen zu stehen und zu wir-
ken. Ich wünsche Ihnen für heu-
te, dass es gelingen möge, die
Ökumene der Kirchen und das
Miteinander der Menschen vor-
anzubringen.“     Markus Bauer

Raum Rosenheim:

Paradebeispiel für
Regensburg?

Oberpfälzische Kommunalpolitiker informierten sich
über Stadt-Umland-Arbeitsgemeinschaft „SUR“

Was in Regensburg noch lange
nicht so recht zu funktionieren
scheint, klappt in Rosenheim be-
stens: die kommunale Arbeitsge-
meinschaft der Stadtumlandge -
meinden mit der kreisfreien
Stadt, kurz „SUR“ genannt.
Grund genug für eine Delegation
von Kommunalchefs aus dem
Landkreis Regensburg, sich vor
Ort zu informieren. 

Im Rosenheimer Landratsamt
wartete die geballte lokalpoliti -
sche Kompetenz auf die Gäste
aus der Oberpfalz: Landrat Dr.
Max Gimple an der Spitze, aber
auch die führenden Vertreter der
„SUR“ mit ihrem Stellvertre -
tenden Vorsitzenden Rudolf 
Zehentner aus Stephanskirchen
und dem Vorsitzenden des Ge -
meindetags im Landkreis Ro -
senheim, dem Rohrdorfer Bür-
germeister Fritz Tischner. Aber
auch die SUR-Vorsitzende,
Oberbürgermeisterin Gabriele
Bauer, ließ es sich nicht neh -
men, zu der Runde zu stoßen,
die sich im großen Sitzungssaal
des Landratsamts über die - wie
es Bürgermeister Tischner
nannte - „vertrauensbildenden
Maßnahmen“ unterhielt, die
notwendig sind, um ein gedeih -
liches Miteinander zwischen
der Stadt und den Umlandge -
meinden zu garantieren. 

Hilfreiches Instrument

Ebenso wie sein Regensbur-
ger Kollege Herbert Mirbeth
wies auch Landrat Gimple auf
die Stadt-Umland-Problematik
hin, die sich - wenn auch von
der Bevölkerungszahl her gese -
hen mit umgekehrten Vorzei -
chen - in Rosenheim genauso
wie in Regensburg zeigt. Die
Verflechtungen zwischen der
Stadt und den Randgemeinden
seien aber hier wie dort so eng,
dass ein gemeinsames Instru-
ment, wie es nun einmal die Ar-
beitsgemeinschaft darstellt, nur
hilfreich sein könne. Gimple
nannte in diesem Zusammen -
hang unter anderem die Wirt -
schaft, den Verkehr, die Kultur,
den Tourismus, die gemeinsa -
men Versorgungseinrichtungen,
aber auch den Schul- und Kin -
dergartenbereich. Dies alles
könne in Nachbarkommunen
nicht getrennt voneinander be -
trachtet werden. Dies würde der
Bürger verständlicherweise
auch nicht verstehen.

Zum Glück sei im Raum Ro -
senheim, so Gimple weiter, die

Gefahr einer Spaltung des
Landkreises in „privilegierte“
und weniger bevorzugte Ge-
meinden nicht gegeben. Er be-
werte diese Partnerschaft nicht
zuletzt deshalb durchaus posi-
tiv, weil sie einen regelmäßigen
und intensiven Informations -
austausch ermögliche, der im-
mer wieder zu gemeinsamen
Lösungen führen könne. Auch
Bürgermeister Rudolf Zehent-
ner, der auf die Entstehungsge-
schichte der 1996 gegründeten
Rosenheimer Arbeitsgemein-
schaft einging, ermunterte die
Regensburger Kollegen, mit der
kreisfreien Stadt eine Arbeits-
gemeinschaft zu bilden. Er wies
auch darauf hin, dass in den sie-
ben Stadtrandgemeinden (von
insgesamt 46 Gemeinden) rund
30 Prozent der Kreisumlage er-
wirtschaftet werden, die
kreisangehörigen SUR-Ge-
meinden also wirklich eine Art
„Speckgürtel“ rund um Rosen-
heim bilden. 

Das Klima stimmt

Gemeindetagsvorsitzender Fritz
Tischner bestätigte, dass „das Kli-
ma zwischen Stadt und Umland-
gemeinden stimmt“. Der Bürger
sehe die „Grenzen“ zwischen den
Kommunen nicht. Zwar verhehl-
ten auch Oberbürgermeisterin
Gabriele Bauer und ihr Stadtdi-
rektor Diethard Schinzel nicht die
Probleme, die es zwischen der
Stadt und ihren Nachbargemein-
den geben könne, der vertrauens -
volle Meinungsaustausch zum
Wohle des Bürgers sei aber in der
„SUR“ stets die Basis für kon-
struktive Zusammenarbeit. Si-
cherlich gebe es, so OB Bauer,
bisweilen unterschiedliche Emp-
findlichkeiten, die vielen Ge-
meinsamkeiten, die es zu pfle-
gen gelte, würden jedoch über-
wiegen. Das regionale Denken,
da war sie sich mit Landrat Gim-
ple einig, müsse in einer sich
wandelnden Welt unbedingt ver-
stärkt werden.

Landrat Mirbeth bedankte
sich bei den Rosenheimer Kom -
munalpolitikern für die offenen
Worte und den fruchtbaren Er-
fahrungsaustausch. Angesichts
der offenbar doch etwas kom -
plizierteren Verhältnisse im
Umfeld Regensburgs beglück-
wünschte er die Gastgeber zu
der offenkundigen Kooperati-
onsbereitschaft, die er sich für
den Oberpfälzer Raum eben-
falls wünscht. DK

„Altmühlsee-Festspiele“
in Muhr am See

Muhr am See (wefa) - In der 2200-Einwohner-Gemeinde
Muhr am See (Kreis Weißenburg-Gunzenhausen) sind
heuer zum zweiten Mal die „Altmühlsee-Festspiele“ über
die Bühne gegangen. Knapp 8000 Theaterfreunde haben in
vier Wochen die 23 Vorstellungen besucht und dafür ge -
sorgt, dass der 190.000-Euro-Etat ausgereicht hat, wenn-
gleich nach Bezahlung der Gagen und der Produktionsko-
sten für den jungen Intendanten Christian Peter Hauser
nicht mehr viel übrig geblieben ist. Der Sohn des früheren
Wirtschafts-Staatssekretärs Hansgeorg Hauser (CSU) sieht
die Festspiele als Sprungbrett für eine Theaterkarriere. 

Für den Muhrer Bürgermeister Roland Fitzner, der im vori -
gen Jahr die Festspiele initiiert hat, ist das Kulturangebot am
Altmühlsee der Beweis dafür, dass niveauvolle Unterhaltung
sich nicht auf die großen Kulturpaläste der Großstädte be -
schränken muss. Er ist bemüht, die 55000 Euro Anschubfinan -
zierung aus dem Kulturfonds des Bayerischen Landtags in eine
permanente Zuwendung des Staats münden zu lassen. 

Dass von den 8000 Besuchern allen 4000 den Klassiker „Die
Räuber“ von Friedrich von Schiller gesehen haben, kommt
nicht von ungefähr. Wissenschaftler haben nämlich ermittelt,
dass sich die Hintergrundgeschichte des Dramas durchaus auf
den Muhrer Schlössern abgespielt haben kann. r

V. l.: Paul Waning (Vorstandsmitglied Lechwerke AG),  Norbert
Beuthmüller (1. Bürgermeister der Gemeinde Buttenwiesen), Di-
ana Baumgärtner (Geschäftsführerin der Kläranlagen-Betriebs -
gesellschaft) und Jürgen Gorki (Leiter Key Account bei LEW).  rr

Buttenwiesen:

Weitere Kooperation mit
den Lechwerken 

Im Rathaus von Buttenwiesen unterzeichnete Norbert Beuthmül-
ler, 1. Bürgermeister der Gemeinde Buttenwiesen, zusammen mit
Paul Waning, Vorstandsmitglied der Lechwerke, den Vertrag zur
Verlängerung der LEW-Betriebsführung um weitere fünf Jahre.

Seit acht Jahren betreiben die
Lechwerke (LEW) die Kläran -
lage der Gemeinde Buttenwie -
sen in Lauterbach. LEW agiert
als betriebsführende Gesell -
schaft und sorgt mit einem
Team von Spezialisten auf dem
Gebiet der Klär- und Verfah -
renstechnik für störungsfreien
Betrieb. 

Lohnendes Miteinander

Die Kommune, der die Klär -
anlage gehört, hat die Lech-
werke im Jahr 1998 als Partner
ausgesucht. „Die Kooperation
mit LEW hat sich für unsere
Gemeinde gelohnt. Sie entla -
stet den Haushalt der Kommu-
ne, und die Fachleute der
Lechwerke haben die Abwas-
serentsorgung voll im Griff“,
betonte der Bürgermeister von
Buttenwiesen, Norbert Beuth -
müller, bei der Vertragsunter -
zeichnung.

Kompetenzvorteil

Paul Waning, Vorstandsmit -
glied der Lechwerke: „Unsere
Kompetenz bei der Stromver -
sorgung ist ein bedeutender
Vorteil, den LEW-Mitarbeiter
beim Betrieb der Kläranlage
einsetzen.“ Es gibt Zusammen -
hänge und vergleichbare Ge -
setzmäßigkeiten zwischen Ab-
wasser- und Stromversorgung.
Beispiele dafür: elektrotechni -
sche Anlagen steuern, überwa -
chen und rund um die Uhr ein -
satzbereit halten; 

Betriebsführung

Das Team von Betriebsleite -
rin Diana Baumgärtner kon-
trolliert regelmäßig die Schad -
stoffbelastung des Wassers und
die Einstellungen der Kläran -
lage. Es stellt damit sicher,
dass die gesetzlichen Vorgaben
eingehalten werden. Die Be -
triebsführung umfasst, die Ei -
genüberwachungsverordnung
inklusive Störmeldebeseiti -
gung einzuhalten und sicher -
zustellen, dass die Ablauf-
grenzwerte eingehalten wer -
den. Die Anlage instand zu
halten und die Gemeinde bei
technischen Umbaumaßnah -
men zu beraten, gehört eben -
falls dazu.

Weitere Partner

Neben der Kooperation mit
Buttenwiesen betreiben die
LEW die Kläranlagen in Wel -
den, Emersacker und Holzheim.
Die Kommunen Welden und
Emersacker haben den Vertrag
mit den Lechwerken Ende Mai
diesen Jahres erneut um weitere
zehn Jahre verlängert. 

Die Lechwerke sind der

führende Energieversorger in
Bayerisch-Schwaben und ge-
hören zur RWE-Gruppe.          r

Bergschau 2037
Ein weiterer wichtiger Bau-

stein des grenzüberschreitenden
Naturkundeinformationssy-
stems Bergschau ist fertigge-
stellt: Im Rahmen einer von 
der Fellhornbahn durchgeführ -
ten Umbaumaßnahme konnte
auch die bestehende Bergschau
2037 in der Gipfelstation der
Fellhornbahn erweitert werden.
Zudem wurde der Fellhornweg,
einer von insgesamt drei Lehr-
und Erlebnispfaden auf Oberall-
gäuer Seite im Rahmen des Ge-
samtprojektes Bergschau eröff-
net. Mit diesen beiden neuen
Bausteinen stellt die Bergschau
naturkundliche Themen an-
schaulich und interessant dar. r
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„Stau, Stau, jedes Wochen-
ende Stau. Wer hätte gedacht,
dass es in unserer Jammer-
republik noch so viele Men-
schen gibt, die verreisen.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
brummelte noch ewig vor sich
hin, als das Autoradio mit der
üblichen Zeitverzögerung den
prächtigen 15-Kilometer-Stau
meldete, in dem wir auf einer
Dienstfahrt schon geraume
Zeit standen.

Tatsächlich herrscht ja seit Anfang Juli jedes
Wochenende Ausnahmezustand auf den Auto-
bahnen. Da stehen traulich und Völker verbin-
dend ost- und westdeutsche, gelbe niederländi-
sche und weiße polnische, kleine belgische und
längliche tschechische Nummernschilder ein-
trächtig neben- und hintereinander. Ja, der Ver-
kehr ist mehr geworden seit den Zeiten, da ich
als kleines Kind mit meinen Eltern gen Italien
gefahren bin. Da musste man sich den Asphalt

höchstens mit wohnwagenbespannten Hollän-
dern teilen. Die Landsleute, die man heute lie-
bevoll neckend Ossis nennt, die Polen, Tsche-
chen, Slowaken, Ungarn und Rumänen waren
alle schön brav hinter ihrem eisernen Vorhang
aufgehoben. Heutzutage wollen sie natürlich
auch alle mit dem Auto in die Ferien fahren - ist
doch klar und völlig legitim. Vor allem wird es
in dem Maße immer weiter zunehmen, in dem
der Wohlstand in den ehemaligen Ostblocklän-
dern steigt.

Wie hat Deutschland darauf reagiert? Es gab
ein Straßenbauprogramm „Deutsche Einheit“,
das die Verkehrsverbindungen zwischen den al-
ten und den jungen Ländern verbesserte. Aber
ein Verkehrsprogramm „Europäische Einheit“
gab es wohl nicht, wie wäre es sonst zu er-
klären, dass man zwar von Prag zur deutschen
Grenze auf der Autobahn fahren kann, dann
aber auf deutscher Seite durch enge Dorf-
straßen sein Heil Richtung Nürnberg suchen
muss. Und die Autobahnen, die im „Bestand“
waren? Was wurde an den wichtigen Routen in
den Süden und auf den Ost-West-Achsen schon
groß gemacht? Ganz selten wurden sie verbrei-
tert oder erneuert, meistens hat man Geschwin-
digkeitsbeschränkungen ausgesprochen und für

teures Geld intelligente Schil-
derbrücken zur „Verkehrsbe-
einflussung“ aufgestellt, die
seit der Installation monoton
100 oder 120 zeigen. Was in
den achtziger Jahren auf dem
Stand einer Vorkriegsauto-
bahn war, ist es auch heute
noch und Straßenschäden wer-
den eh erst repariert, wenn
Achsbruch droht.

Die Vernachlässigung der
Straßen-Infrastruktur ist übri-

gens kein Problem der Urlaubsmonate allein.
Das ganze Jahr über ist es eine Herausforde-
rung, den Schwerlastverkehr zu bewältigen.
Und endgültig das macht es auch zum kommu-
nalen Problem, denn die Engpässe sind ja nicht
nur da, wo Autobahnen noch keinen Lücken-
schluss haben. Unter Schleichverkehr - nicht
nur wegen der Maut - leiden alle Gemeinden,
die nahe an stark frequentierten Autobahnen
liegen.

Daher sollten alle, die vor den Wahlen jetzt
zur neuen Ehrlichkeit aufrufen, mal über den
Zaun nach Österreich oder die Schweiz schau-
en. Da hat die Einführung der Autobahn-Maut
geradezu zu einem Investitions-Boom geführt.
Dort sind die Autobahnen weit besser in Schuss
als bei uns und die Baufirmen verdienen so
kräftig, dass sie bei uns schon auf Einkaufstour
gehen können. Ob die Deutschen bereit wären,
eine Straßenmaut zu zahlen? Bestimmt, wenn es
nicht übertrieben teuer ist, wenn auch der aus -
ländische Transit zahlen muss und wenn das
Erhebungssystem nicht so umständlich ist wie
bei der LKW-Maut. Pickerl statt Satellit! 

Mein Chef, der Bürgermeister, holte mich
wieder auf den Boden der Realität zurück. Zu-
viel Ehrlichkeit mögen die Wähler halt nicht,
siehe Mehrwertsteuerdebatte. Und die Autofah-
rer werden schließlich durch die Ökosteuer
schon bis aufs Hemd ausgezogen. Aber dass ir-
gendwo das Geld für eine Investitionsoffensive
im Straßenbau kommen muss - auch im kom-
munalen, wie er hinzufügte - da gab er mir
Recht. Ich bin gespannt, was er zum heutigen
Kalenderblatt mit einem Satz von Thomas
Mann sagt: „Es ist schwer, es zugleich der
Wahrheit und den Leuten Recht zu machen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Pickerl statt
Satellit!

Deggendorfs Landrat Christian Bernreiter:

Günstige Halbzeitbilanz
Auf eine erfolgreiche Zwischenbilanz kann der Deggendor-
fer Landrat Christian Bernreiter verweisen. Zur Halbzeit
seiner Amtsperiode stellte er vor der Presse fest, dass nahezu
alle Punkte aus dem Wahlprogramm „Landkreis mit Zu -
kunft“ bereits umgesetzt sind „oder wir uns mitten in der
laufenden Maßnahme befinden“.

Die Zukunft einer Region ist
eng mit ihrer wirtschaftlichen
Kraft und Dynamik verbunden.
Deshalb ist kommunale Wirt-
schaftsförderung - trotz der in
der Natur der Sache liegenden
begrenzten Möglichkeiten - ein
wichtiges Thema für den Deg -
gendorfer Landrat. Zur Zeit
werde im Rahmen mehrerer
Projekte (RISE, Donauhanse)
eine Studie über die Struktur
und Beziehungen der Betriebe
im Landkreis erarbeitet. Vorteil
der Abwicklung über diese Pro-
jekte ist eine Förderung der Ko-
sten dieser Untersuchung durch
nationale und EU-Mittel.

Wirtschaftsförderung

Mit der FH Deggendorf seien
bereits Gespräche zur Auswer -
tung der Ergebnisse geführt,
außerdem sollen die Ergebnisse
in die CORIS Datenbank - ein
unter Federführung der Uni Re -
gensburg entwickeltes cluster-
orientiertes regionales Informa -
tionssystem für den ostbayeri-
schen Raum - integriert werden.
Damit können Unternehmen
sich einen schnellen Überblick
über mögliche strategische Part -
nerschaften mit anderen Betrie -
ben und Forschungseinrichtun-
gen verschaffen. Mit der Unter -
suchung wird festgestellt, in
welchen Branchen besondere
Stärken liegen. 

Projektmanagement

Bewährt habe sich, so Bern-
reiter weiter, die Einrichtung ei -
nes Projektmanagements. Die
Unterstützung und Begleitung
von Projekten wie Bauanträgen
sei nicht nur von Betrieben,
sondern auch von Kommunen,
z. B. bei der Vorabstimmung
von Bauleitplanungen, in An-
spruch genommen worden. 

Um den Tourismus voranzu -
bringen, wurde aus dem regio -
nalen Entwicklungskonzept für
die EU-Förderung LEADER+
im Landratsamt die Geschäfts-

stelle der Lokalen Aktionsgrup-
pe Deggendorf eingerichtet. 

Tourismus im Visier

Schwerpunkt des Regionalen
Entwicklungskonzeptes ist der
Tourismus unter dem Aspekt
„Gesundheit“. Einige Projekte
aus dem Konzept sind bereits
genehmigt und in der Realisie-
rungsphase, wie die Regional-
informationsbroschüre als Weg-
weiser für den regionalen Ein-
kauf, das kreisweites Radent-
wicklungskonzept oder der
„GEHsundheitsweg“ im Schauf-
linger Gemeindebereich. Ange-
gangen wird derzeit ein eigenes
Schulungsangebot für gewerbli-

Vorgaben, verändert hat. Kurz
nach Beginn seiner Tätigkeit sei
er, Bernreiter, mit explodieren -
den Defiziten bei den Kreiskli -
niken konfrontiert worden, mit -
unter auch ausgehend von dem
politisch gewollten Selektions-
prozess im Krankenhauswesen,
weshalb zügiges Handeln ge -
fragt war. Wesentliche und teil -
weise gravierende Maßnahmen
wurden eingeleitet - „jedoch
liegt noch ein schwieriger Weg
zur finanziellen Sanierung des
Klinikums vor uns.“ Nach in -
tensiven Verhandlungen auf der
Grundlage eines externen Wirt -
schaftlichkeits- und Struktur-
gutachtens habe der Kreistag im
November 2003 schweren Her -
zens eine grundlegende Neuaus-
richtung des Krankenhauswe -
sens im Landkreis beschlossen.

Gute Lernbedingungen

Nachdem der Rohstoff „Geist“
das höchste Gut sei, „war es
mein Bestreben, die landkreisei -
genen Schulen in ihrem Be-
stand zu sichern und gleichzei -
tig baulich sowie ausstattungs-
mäßig gute Lernbedingungen
zu ermöglichen“, fuhr Bernrei -
ter fort. Der Landkreis als Trä -
ger von insgesamt 18 allgemein-
und weiterbildenden Schu len lei -
ste für den laufenden Schulauf-
wand, bereinigt um die Einnah -
men, jährlich rund 7 Mio. Euro.
Allein für die zeitgemäße EDV-
Ausstattung seien in den ver -
gangenen drei Jahren 600.000
Euro investiert worden.

Jugendsozialarbeit

Ein wichtiges Anliegen des
Landrats war die Ausweitung
der Jugendsozialarbeit an Schu -
len.  Gemeinsam mit der Unter -
stützung des CSU-Landtagsab -
geordneten Bernd Sibler gelang
es, dass der Haushaltsausschuss
des Bayerischen Landtages En -
de 2004 eine zusätzliche Stelle
für einen Schulsozialpädagogen
für die Hauptschulen in Osterh-
ofen und Schöllnach als einzige
zusätzliche Stelle für den Regie -
rungsbezirk Niederbayern be -
willigte. Außerdem wurde die
Präventionsarbeit für Kinder
und Jugendliche - u.a. durch die
Anstellung eines Streetworkers
- verstärkt und das Angebot an
Jugenddiscos ausgebaut. Auch
sorgte Bernreiter für die Förde -
rung sozialer Trainingskurse
und „Anti-Gewalt“-Program-
men sowie die Unterstützung
ehrenamtlichen Engagements.
Hierzu richtete er eine Bera -
tungsstelle für Vereine ein.

Dienstleister Landratsamt

Service und Bürgerorientie -
rung sind wichtige Leitlinien
für die Arbeit in der Kreisbehör-
de Landratsamt. Deshalb wur-
den diverse Maßnahmen umge -
setzt, die den Dienstleistungs-
charakter unterstreichen: So
wurden Bernreiter zufolge u. a.
die Öffnungszeiten des Landrat -
samtes erheblich erweitert, das
Internetangebot des Landrat -
samtes laufend ausgebaut und
die Reservierung von Wunsch -
kennzeichen über Internet mög -
lich gemacht. Demnächst kön-
nen darüber hinaus gängige
Formulare übers Internet aus-
gefüllt, ausgedruckt und an das
Amt gesandt werden. Wegen
der fehlenden Signaturvor-
schriften ist ein papierloser Ver -
sand in den meisten Fällen aller -
dings nicht möglich. 

Insgesamt konnte „das Dienst -
leistungsangebot des Landrat -
samtes gehalten werden“, was
laut Bernreiter um so erfreuli -
cher ist, als aus finanziellen
Gründen Stellen abgebaut wer -
den mussten (ca. 20 Stellen seit
2002). DK

Christian Bernreiter. rr

che und private Vermieter in
Zusammenarbeit mit der örtli-
chen VHS und der Tourismus-
Akademie Ostbayern.

Wichtiges Ziel in punkto Ge-
sundheit war für den Landrat ei-
ne optimale medizinische Ver -
sorgung der Bevölkerung auf
höchstem Niveau und die Zu-
friedenheit der Patienten mit
dieser Versorgung.

Dabei sei allerdings festzu-
stellen, „dass sich die ‚Ge-
schäftsgrundlage’ seines Wahl-
programms rasant, vor allem
durch bundesgesetzgeberische

Wallfahrtsmuseum Neukirchen b. Hl. Blut:

Von überregionaler Bedeutung
1992 wurde im ehemaligen Neukirchener Pflegschloss das mo -
dern gestaltete Wallfahrtsmuseum eröffnet. Es wurde aus den rei -
chen Schätzen des Archivs der Wallfahrtskirche bestückt. Das
Museum mit seinen ansprechenden Exponaten und seiner besu-
cherfreundlichen Präsentation ist von den Fachstellen als Spezial -
museum von überregionaler Bedeutung eingestuft worden. Mit
der Begründung des Wallfahrtsmuseums wurde auch die Veran-
staltungsreihe „Kultur im Schloss“ ins Leben gerufen, wie Erster
Bürgermeister Josef Berlinger voller Stolz berichten kann.

Der Museumsrundgang be-
ginnt mit der Darstellung ver-
schiedener Aspekte der katholi-
schen Volksfrömmigkeit. Die
Ausstellungseinheiten „Christli-
cher Lebenslauf“ und „Religiö-
ses Brauchtum“ im Jahreslauf“
verdeutlichen die Einbindung der
katholischen Religion und des
Wallfahrtswesens in die allge-
meine Lebenssituation der ländli-
chen Bevölkerung. Die Abteilun-
gen „Heiligenverehrung“ und
„Marienverehrung“ leiten zur
Wallfahrtsthematik über.

Mit der eindrucksvollen Insze-
nierung eines Holzschlittenun-
falls - die Szene wurde nach ei-
ner alten Votivtafel gestaltet -
wird auf einen der vielen Anläs-
se hingewiesen, die eine Wall-
fahrt auslösen können. Im An-
schluss daran kann sich der Mu-
seumsbesucher in die Situation
des Wallfahrers versetzen, wenn
er inmitten einer nachgestellten
Bayerwald-Landschaft den Weg
der Ruhmannsfeldener Wallfah-
rer nachvollzieht.

Die nächste Museumsabtei-
lung ist dem Wallfahrtsbrauch-
tum am Gnadenort gewidmet.
Hier sind Prozessionskerzen,
Votivtafeln, eiserne Opfertiere
und andere Votivgaben wie höl-
zerne Beine und Arme, Wachs -

gegenstände, Schmuck und Ro -
senkränze ausgestellt. Informa -
tionen und entsprechende Aus-
stellungsstücke zur Entwick -
lung des christlichen Wall -
fahrtswesens (mittelalterliches
Pilgerwesen, Wallfahrtsformen,
Fern- und Nahwallfahrten)
schließen den Rundgang im er -
sten Stockwerk ab. 

Geschichte der Wallfahrt

Die Ausstellungsräume im
zweiten Stockwerk dokumen -
tieren die Geschichte der
Neukirchener Wallfahrt und
ihren Einfluss auf das hiesige
Gewerbe. In der Ausstellung
werden Objekte gezeigt, die
diese Entwicklung dokumen-
tieren: Gnadenbild-Nachbildun-
gen, liturgische Geräte, Ge-
denktafeln, Mirakelbuch, An-
dachtsbilder, Ablassbriefe, Wall -
fahrts-Medaillen, Denk- und
Festschriften.

Die vielbesuchte Wallfahrt gab
auch den Neukirchener Gewerbe-
betrieben nachhaltige Impulse.
Noch heute werden auf dem Kir -
chenvorplatz mehrere Devotiona-
lienstände betrieben. Ein Großteil
der angebotenen Ware wurde und
wird in Neukirchen selbst herge-
stellt. Die Rosenkranzkettelei bot

vielen die Möglichkeit zu haus-
industriellem Nebenverdienst.
Weitere Ausstellungseinheiten
befassen sich mit der Schnitze-
rei, Wachswaren und dem Be-
herbergungsgewerbe.

Ihrer Bedeutung angemessen
ist der Neukirchener Hinterglas-
malerei ein eigener Ausstel-
lungsraum gewidmet. Die Neu-
kirchener Schule nimmt inner -
halb der Hinterglasmalerei im
ostbayerisch-böhmischen Raum
eine bedeutende Position ein. 

Die abschließende Abteilung
behandelt Wallfahrten nach
bzw. aus Böhmen, die für das
Grenzland von großer Bedeu-
tung waren. Hier ergaben sich
Kontakte über die Landesgren-
ze hinweg. Viele böhmische
Gläubige nahmen sich deutsche
Wallfahrtsorte (vor allem Neu-
kirchen) zum Ziel; aber auch
umgekehrt gingen viele Wall-
fahrten von hier zu böhmischen
Gnadenstätten. 

Zum Museumskomplex ge-
hören auch die Außenanlagen:
der ehemalige Schlosshof mit
der Nikolauskapelle. Im Hof
wurde 1989/90 eine archäologi-
sche Grabung durchgeführt. Da-
bei wurden die Fundamente der
früheren Kirchenburganlage mit
der ehemaligen St. Nikolauskir-
che freigelegt. Diese Kirche hat-
te dem Ort seinen Namen
„Neukirchen“ gegeben. Funde
und Ergebnisse der Ausgrabung
sind im Erdgeschoss des Wall-
fahrtsmuseums dokumentiert.
Zusätzlich werden im Wall-
fahrtsmuseum wechselnde Son-
derausstellungen gezeigt. DK

Allgäuer Festwoche 2005
Bei 450 Positionen entfallen auf jeden Festwochentag im
Schnitt 50 Programmpunkte. Doch die Menge macht’s
nicht allein. Kunst und Kultur haben bei der Allgäuer
Festwoche vom 13. bis 21. August in Kempten traditionell
einen hohen Stellenwert. Die Angebote „sind mehr als ein
Rahmenprogramm“. Dennoch kann man sich im Rahmen
der fünften Kemptener Jahreszeit ausgezeichnet amüsie-
ren. Gute Unterhaltung ist erwünscht.

Der Eröffnungstag klingt mit einem Paukenschlag aus:
„Großes Höhenfeuerwerk - Wasser und Feuer“. Ab 21:30 Uhr
zeigen Wasserwirtschaftsamt und Feuerwehr „Wasserbilder“
vor dem Hintergrund der Basilika St. Lorenz. Anschließend,
um 21:45 Uhr, beginnt dann das Höhenfeuerwerk. Die Allgäu -
er Kunstausstellung im Hofgartensaal der Residenz ist der
Klassiker, weil seit der ersten Festwoche Bestandteil dersel-
ben. Zu sehen ist ein Querschnitt durch das Schaffen der
Künstlerinnen und Künstler im Allgäu. In diesem Jahr wird
zum ersten Mal ein Publikumspreis vergeben. Mit der Karte
zur Wirtschaftsmesse ist der Eintritt frei.

Der Allgäu-Bezug ist auch bei „40 Jahre Kerber Musik“ (17.
August, 20 Uhr, Residenzhof) unverkennbar. Die Kerbers sind
eine der vielseitigsten (und wohl auch vielsaitigsten) Volks-
musikgruppen im Allgäu. Schon vor 40 Jahren hat die Kerber -
gruppe frischen Wind in die Volksmusikszene gebracht - und
ist immer noch kreativ. Gleich ein „neues Universum“ entsteht
zwei Tage vorher (15. August, 21 Uhr, Residenzhof) „durch
das Spiel von Tanz und Musik“. „Projekt Genesis - die Schöp -
fungsgeschichte“ mit KaRi Dance Company und dem Studio -
orchester C. L. Mayer. Zu den Neuheiten 2005 gehört das
„Kulturzelt“ am Residenzplatz (außerhalb des Festgeländes).
Dort gibt es nicht nur Informationen rund um die Allgäuer
Festwoche, sondern auch kleine Veranstaltungen wie Kin -
dertheateraufführungen (am 16. August 11, 12 und 13 Uhr)
zum Nulltarif.

Täglich um 11 Uhr beginnt das Programm im Stundentakt
auf der „Bühne im Stadtpark“: Oldies, Musicals, Alphornblä-
ser, Stepptanz und mehr. „Hits für Kids“ ist ein Mitmach -
konzert für die ganze Familie am 16. August um 14 Uhr.        r
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Vorschau auf GZ 17
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 17, die am 8. September
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
ll Kommunale Baupolitik
ll Dorferneuerung . Stadtsanierung
ll Garten- und Landschaftsbau .Kommunalfahrzeuge
ll Kommunale Freizeitanlagen
ll Kommunalfinanzen
ll Wasserversorgung . Wasserentsorgung
ll Handwerk
ll Fremdenverkehr in Bayern

Beilagenhinweis
Diese Ausgabe enthält als Verlagsbeilage der Bayerischen
Gemeindezeitung (Postvertriebsstück - B 1578) einen Son-
derdruck zum Bayerischen Sparkassentag 2005. Wir
bitten um freundliche Beachtung. rr

Benefizaktion fürs Dach des Raubtierhauses: 

„Cats“ im Zoo
Musical-Aufführung bringt über 10.000 Euro ein

Erfolgreicher Test - Im Herbst folgt Klassik
Katzen nicht im, sondern vor dem Tigergehege: Mit dem And-
rew-Lloyd-Webber-Musical „Cats“ startete im Nürnberger
Tiergarten eine Benefizaktion zur Renovierung des Raubtier-
haus-Daches. 

Über 1.000 Zuschauer; zwei
Mal ausverkauft; mehr als
10.000 Euro Reinerlös, weil die
Schauspieler ohne Honorar auf-
traten: So lautet die Bilanz des
ersten Kultur-Events vor der
Sandstein-Kulisse im Zoo der
Frankenmetropole.

Begeisterte Reaktion

In Jellicle-Katzen verwandelt
hatten sich Mitarbeiter der Re -
ha-Fachklinik Herzogenaurach:
Die Zuschauer reagierten begei -
stert auf die Aufführung zur
Originalmusik aus dem Ham-
burger Operettenhaus. 

Tiergarten
öffnet sich Neuem

„Der Tiergarten öffnet sich“
begründete Marketing-Chef Lo -
renzo von Fersen den ersten

Versuch, Kultur im besonderen
Ambiente des Nürnberger Zoos
zu präsentieren. Dieser Premiere
sollen weitere Veranstaltungen
folgen - so im Herbst eine Klas-
sik-Aufführung. Doch der Zoo
will das nicht zum normalen 
Angebot ausweiten: Den Tieren
dürfe der Stress nicht täglich zu-
gemutet werden, so von Fersen. 

Eine Million Euro 

Insgesamt seien eine Million
Euro notwendig, um das Dach
des in Sandstein gehauenen
Raubtierhauses zu sanieren,
heißt es seitens der Tiergarten-
leitung. Deshalb bitten der Zoo
und der „Verein der Tiergarten-
freunde“ um Spenden. Nähere
Infos von Lorenzo von Fersen
unter 0911-5454-834 oder Lv-
Fersen@odn.de

Heinz Wraneschitz

Erfolg im Kampf gegen das Fördergefälle:

„Nord- und Ostbayern
können aufatmen“

Brüssel/Bayreuth. Das Fördergefälle zwischen den bayerischen
Grenzregionen und Thüringen, Sachsen und Tschechien soll ab
Ende nächsten Jahres auf maximal 20 Prozent begrenzt wer-
den. „Damit eröffnen sich endlich wieder Chancen, Betriebe
nach Nord- und Ostbayern zu holen,“ erklärten der oberfrän -
kische Europaabgeordnete Dr. Joachim Wuermeling und der
bayerische Europaminister Eberhard Sinner bei einer Presse-
konferenz in Bayreuth.

Kaum ein Unternehmen habe
sich in den letzten Jahren in den
Regionen angesiedelt, weil eini -
ge Kilometer weiter das Zwei-
bis Dreifache an Subventionen
bezahlt worden sei, erläuterten
die beiden CSU-Politiker.

Subventionswettlauf
einschränken

Die EU-Kommission will mit
neuen Regeln ab 2007 den 
Subventionswettlauf im Bin -
nenmarkt weiter einschränken.
Erstmals wird dabei ein Limit
für das Fördergefälle zwischen
Wirtschaftsregionen festgelegt.
Für die bayerischen Grenzre -
gionen bedeutet dies eine Anhe -
bung der Förderquoten auf 15
bis 35 Prozent der Investition je
nach Betriebsgröße. Wenn das
Förderangebot in den benach -
barten Gebieten höher ist, kön-
nen die Sätze noch gesteigert
werden. Frühere Vorschläge der
EU-Kommission hatten noch

ein Verbot jeglicher Hilfen in
Westdeutschland vorgesehen.
Dagegen hatten Wuermeling
mit zwei Dutzend Europaabge-
ordneten aus Grenzregionen
und die Bayerische Staatsregie-
rung bei EU-Kommissarin Nel-
lie Kroes massiv interveniert.

Sonderstatus in der EU

Die neuen Regeln begünsti-
gen die bayerischen Gebiete
auch gegenüber anderen Regi-
onen Westdeutschlands. Dort
dürfen nach den neuen Regeln
praktisch überhaupt keine Inves-
titionszulagen mehr gewährt
werden. „Die Grenzregionen er-
halten damit einen Sonderstatus
in der EU,“ unterstrichen Wuer-
meling und Sinner. Davon pro-
fitierten in Bayern alle Land-
kreise in Unterfranken, Ober -
franken, der Oberpfalz und Nie-
derbayern entlang der Grenze
zu den neuen Ländern und
Tschechien. r

Abwärtstrend beim
Naturpark Altmühltal

Eichstätt (wefa) - Die Urlaubsregion „Naturpark Altmühltal“ hat
im letzten Jahr Federn lassen müssen. Um 2,3 Prozent ging die
Zahl der Übernachtungen in allen Unterkünften zurück. 

Laut Geschäftsführer Chri -
stoph Würflein hat es bei den Gä-
steankünften zwar ein leichtes
Plus gegeben (0,1 Prozent), aber
die kürzere Verweildauer führte
zum Minus von 2,3 Prozent.

Würflein führt die negative Ent-
wicklung auf die Wirtschafts-
schwäche und die unglückliche
Ferienregelung der Bundesländer
zurück. Nur der Städtetourismus
bewirkte, dass die Bilanz für Fran -
ken leicht besser ausfällt.

Die Qualitätsoffensive „Wan-
dern im Naturpark Altmühltal“
mit dem neuen Altmühltal-Pan-
oramaweg soll den Tourismus
weiter geflügeln. Würflein spricht
von einer „Traumstrecke“, die
der in Deutschland wieder auf-
geflammten Lust am Wandern
entgegenkommt. Als positiv be-
trachtet er die Kooperationspart-
nerschaft mit dem Verkehrs-
verbund Großraum Nürnberg
(VGN). r

Groß gefeiert wurde beim Scharlachrennen 2005 auf der
Nördlinger Kaiserwiese der Protektor, Olympiasieger Hans
Günter Winkler. Neben ihm Delia Fürstin Oettingen-Waller-
stein, seit 1998 gemeinsam mit Winkler Schirmherrin des Tur-
niers, und Oberbürgermeister Paul Kling. Bild: -jdt-

In Jellicle-Katzen verwandelt hatten sich Mitarbeiter der Re-
ha-Fachklinik Herzogenaurach. rr

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt ein
Prospekt vom Verlag C. H. BECK in München bei. Wir 
bitten um freundliche Beachtung. r


